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Vorwort 

Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit den 
Systemen der sozialen Sicherung in Ägypten. Sie 
folgt einer Reihe früherer Untersuchungen des 
Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik (DIE) 
zu Fragen der sozialen Sicherung in Entwick-
lungsländern. Die soziale Sicherung stellt ein 
wichtiges Instrument der Armutsbekämpfung dar. 
Die Forschung des DIE orientiert sich damit am 
gewachsenen Beratungsbedarf staatlicher und 
nichtstaatlicher Institutionen der Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ) bei dieser Thematik. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) bemühte 
sich in den letzten Jahren um eine Systematisie-
rung der Möglichkeiten deutscher EZ, den Aufbau 
und die Reform von Systemen der sozialen Siche-
rung in Entwicklungsländern zu fördern. Es folgt 
damit auch dem Auftrag des Deutschen Bundesta-
ges, der in einer großen Anfrage an die Bundesre-
gierung 1994 zum Ausdruck kam. Seit März 1999 
liegt ein Positionspapier des BMZ zur „Förderung 
sozialer Sicherungssysteme in Entwicklungslän-
dern“ vor, das in Zusammenarbeit mit dem „Ar-
beitskreis Armutsbekämpfung durch Hilfe zur 
Selbsthilfe“ (AKA) erarbeitet wurde. 

Ziel der vorliegenden Studie ist es, die Möglich-
keiten deutscher EZ zur Förderung der sozialen 
Sicherung in Ägypten auszuloten und dabei das 
Konzept des BMZ auf einen Länderfall anzuwen-
den. Dabei knüpft sie an die Ergebnisse einer Stu-
die von Eva Weidnitzer über „Soziale Sicherungs-
systeme und Reformansätze in arabischen Län-
dern unter besonderer Berücksichtigung islami-
scher sozialer Institutionen“ an, die eine Über-
sicht über Gemeinsamkeiten und Unterschiede in 
der arabischen Welt gibt.  

Hingegen stellt die vorliegende Arbeit eine Be-
standsaufnahme der sozialen Sicherungssysteme 
in einem einzelnen Land dar und bewertet detail-
liert deren Stärken und Schwächen. Der Fall Ä-
gypten wurde nicht zuletzt deshalb als Beispiel 
ausgewählt, weil das Land einer der wichtigsten 
Partner deutscher EZ ist und die Bekämpfung der 
Armut auch in Ägypten einen Schwerpunkt bildet. 

Fokus der Analyse bleibt die Frage nach Reform-
optionen und möglichen Ansatzpunkten für deut-
sche EZ. Daher schließt die Untersuchung auch 
eine Bestandsaufnahme der Geberaktivitäten auf 
dem Gebiet mit ein. 

Die Ergebnisse dieser Studie basieren auf drei 
Quellen: (i) der Auswertung der zur Thematik 
vorliegenden Literatur, (ii) Gesprächen mit den 
zuständigen Mitarbeitern des BMZ, der GTZ, der 
KfW und anderer deutscher EZ-Institutionen, (iii) 
Gesprächen mit Vertretern der ägyptischen Regie-
rung, mit ägyptischen Nichtregierungsorganisati-
onen, mit den Repräsentanten verschiedener Ge-
ber und mit ägyptischen Wissenschaftlern, die ü-
berwiegend während eines Forschungsaufenthal-
tes 1999 geführt wurden, also noch vor der Kabi-
nettsumbildung in Ägypten. Jüngere Ereignisse 
konnten daher nur noch über die Tagespresse ver-
folgt werden. 

Gängige fremdsprachige Begriffe, Namen von 
Personen und Institutionen und Fachbegriffe, für 
die es keine wörtliche Entsprechung gibt, werden 
in der Originalsprache oder in der offiziellen eng-
lischen Übersetzung wiedergegeben. Auch die Li-
teratur wird in der Originalsprache der Veröffent-
lichung zitiert. Arabischen Titeln folgt jedoch eine 
Übersetzung in eckigen Klammern; diese ist 
deutsch, soweit die Publikation nicht selbst eine 
Übersetzung in eine andere europäische Sprache 
anbietet. Arabische Fachbegriffe werden durch-
weg in lateinischer Umschrift nach den Regeln 
der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft 
wiedergegeben, die Namen von Personen hinge-
gen in der Weise, die von den Personen selber 
gewählt wird. 

Der Autor ist der Deutschen Botschaft in Kairo 
für deren Unterstützung zu großem Dank ver-
pflichtet. Ein ganz besonderer Dank gilt aber Frau 
Barbara Hatour im Büro der GTZ in Kairo, ohne 
deren große und engagierte Hilfe der Forschungs-
aufenthalt in dieser Weise nicht hätte durchgeführt 
werden können. Ganz herzlich sei aber auch allen 
Gesprächspartnern in Ägypten und in Deutschland 
für ihre Auskünfte gedankt, insbesondere Frau Dr. 
Iman Bibars und Frau Monika El-Shorbagi, die 



zahlreiche nützliche Informationen, Hinweise und 
Anregungen gaben. 

Eine vorläufige Fassung dieser Studie erschien im 
November 1999. Sie wurde in Teilen den für Ä-
gypten zuständigen Referaten des BMZ, der GTZ 
und der KfW und den Büros der Hanns-Seidel-
Stiftung, der Heinrich-Böll-Stiftung, der Fried-
rich-Ebert-Stiftung und der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Kairo (bzw. Ramallah) zur Diskussion 
vorgelegt. Für alle Kommentare, Hinweise und 
Vorschläge, die als Reaktion auf diese Vorabfas-
sung eingingen, sei ebenfalls ganz herzlich ge-
dankt. 

 

 

Berlin, im März 2000 Markus Loewe 
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Inhaltsangabe 

In der vorliegenden Studie wird der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit vorgeschlagen, die soziale Sicherung in Ägypten durch Pro-
jekte zu fördern. Ein solcher Beitrag wäre konform mit den Zielen der 
deutsch-ägyptischen Entwicklungszusammenarbeit, deren erster 
Schwerpunkt auf der Bekämpfung der Armut liegt. 

Armut ist in Ägypten weit verbreitet und unter anderem darauf zu-
rückzuführen, daß die Systeme der sozialen Sicherung große Lücken 
aufweisen, was ihren Deckungsgrad und die Qualität und Höhe ihrer 
Leistungen angeht. Die Verantwortlichen in Ägypten verfügen nicht 
über das zur Lösung des Problems erforderliche Know-how. Andere 
Geber sind nur in wenigen Teilbereichen der sozialen Sicherung aktiv 
(v.a. bei der Gesundheitsreform und durch Kreditprogramme). 

Von einem Engagement der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 
im Bereich der staatlichen Sicherungssysteme wird zum jetzigen Zeit-
punkt abgeraten, weil die Regierung keine Bereitschaft zu umfassen-
den Reformen zeigt. Ihre Maßnahmen beschränkten sich bisher auf 
den Subventionsabbau und die Reform des Gesundheitssektors.  

Jedoch bestehen zwei erfolgversprechende Ansatzpunkte für die Ko-
operation mit NROs: Zum ersten könnten Initiativen unterstützt wer-
den, die die Bevölkerung über Möglichkeiten der Vorsorge informie-
ren, ihr Vorsorgebewußtsein verbessern und die Betroffenen rechtlich 
beraten. Informationsdefizite sind eine wichtige Ursache für den nied-
rigen Deckungsgrad der Sicherungssysteme. 

Zum zweiten sollten NROs unterstützt werden, die in Partnerschaft 
mit kommerziellen Versicherungsgesellschaften Kleinstversiche-
rungsverträge mit niedrigen Beiträgen und einem begrenzten Versi-
cherungsschutz anbieten. Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit 
konnte auf diesem Gebiet wichtige Erfahrungen mit der Self Employed 
Women’s Association in Indien sammeln.  



 

 

 



Systeme der sozialen Sicherung in Ägypten I 

Zusammenfassung 

In Ägypten existiert eine Vielzahl unterschied-
licher Systeme der sozialen Sicherung. Dennoch 
ist Armut sehr verbreitet und wird auch und vor 
allem durch den Eintritt sozialer Risiken ausge-
löst. Offensichtlich bieten die bestehenden Siche-
rungssysteme keinen ausreichenden sozialen 
Schutz. 

Somit stellt sich die Frage, worin ihre Defizite be-
stehen, ob sich Reformoptionen abzeichnen und 
ob diese von der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit (EZ) gefördert werden können. 

Einem Engagement der deutschen EZ wird zuge-
raten. Es ist sinnvoll, weil eine Reform der sozia-
len Sicherung erheblich zur Bekämpfung der Ar-
mut beiträgt und die Verantwortlichen in Ägypten 
nicht über das hierfür erforderliche Know-how 
verfügen. Das Engagement ist möglich, weil die 
direkte Armutsbekämpfung der erste Schwerpunkt 
der deutsch-ägyptischen EZ ist. Das Engagement 
verspricht aber auch Erfolg, weil es hierfür sinn-
volle Ansatzpunkte gibt, 

— an denen die Effizienz und Gerechtigkeit der 
bestehenden Sicherungssysteme mit vertret-
barem Aufwand verbessert werden kann, 

— die den Kriterien entsprechen, die das Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) jüngst in 
einem Positionspapier zur „Förderung sozia-
ler Sicherungssysteme in Entwicklungslän-
dern“ formuliert hat, und 

— bei denen bislang noch kein anderer Geber 
aktiv ist. 

Dies wird im Folgenden näher erläutert. Dabei 
werden zunächst die Ziele und möglichen Aus-
prägungsformen der sozialen Sicherung sowie die 
Kriterien ihrer Förderung durch deutsche EZ dar-
gestellt. Dann wird erläutert, welches Ausmaß die 
Armut in Ägypten hat und inwieweit sie auf Defi-
zite im Bereich der sozialen Sicherung zurückzu-
führen ist. Ausführlicher werden der Zustand und 
die Reformoptionen der in Ägypten bestehenden 
Systeme der sozialen Sicherung analysiert. 
Schließlich werden die Erfahrungen anderer Ge-

ber in diesem Bereich dargestellt und Ansatzpunk-
te für deutsche EZ ausgelotet. 

Ziele und Formen der sozialen Sicherung 
und Möglichkeiten ihrer Förderung durch 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit 

Ziele der sozialen Sicherung 

Systeme der sozialen Sicherung sollen soziale Ri-
siken wie z.B. Krankheit, Alter, Arbeitsunfähig-
keit, Mutterschaft, Kinderreichtum, Verwitwung, 
Verwaisung oder Arbeitslosigkeit durch Maß-
nahmen der Vorsorge bewältigen helfen oder aber 
deren Folgen kompensieren.  

Damit verfolgen sie zwei Ziele: Zum einen be-
kämpfen sie Armut durch die Umverteilung von 
Einkommen und tragen so zur sozialen Gerechtig-
keit in der Gesellschaft bei. Zum anderen führen 
sie zur Effizienz der Ressourcenverteilung in der 
Ökonomie, die nicht immer gewährleistet ist, 
wenn die Vorsorge den Haushalten überlassen 
wird. Das Positionspapier des BMZ betont, daß 
auch ein Engagement deutscher EZ diese beiden, 
teilweise konfliktären Ziele „und deren Nachhal-
tigkeit zu beachten und in einen konsensfähigen 
Ausgleich zu bringen“ hat. Daneben sollte auf die 
Subsidiarität des Eingriffs und die Beteiligung der 
Betroffenen an allen Entscheidungen und konkre-
ten Maßnahmen geachtet werden. 

Formen der sozialen Sicherung 

Die verschiedenen Formen der sozialen Sicherung 
können nach zwei Merkmalen unterschieden wer-
den: der Form ihrer Finanzierung und der Institu-
tion, von der sie getragen werden. So können Sys-
teme der sozialen Sicherung durch intertemporale, 
interpersonelle oder interregionale Umverteilung 
finanziert werden.  

Unter intertemporaler Umverteilung versteht man 
jeden Transfer von Konsummöglichkeiten ein und 
derselben Person von den guten Zeiten zu den 
schlechten Zeiten. Einerseits kann es sich bei die-
sem Transfer um einen Vorgriff auf zukünftig er-
wartete Einnahmen handeln, wenn in einer sozia-
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len Krise ein Kredit aufgenommen wird. Anderer-
seits kann es sich auch um den Rückgriff auf frü-
her gebildete Rücklagen handeln, die in Erspar-
nissen oder Versicherungsansprüchen bestehen. 
Intertemporale Umverteilung ist effizient, da die 
Aufwendungen und Leistungsansprüche einander 
bei jedem Individuum entsprechen und daher kei-
ne negativen Anreize hervorgerufen werden. Je-
doch ist Umverteilung zugunsten der Armen un-
möglich. 

Unter interpersoneller Umverteilung versteht man 
die Kompensation der in Not Geratenen durch 
Transferleistungen der Wohlhabenden. Hierzu 
zählen die persönliche Unterstützung durch Ver-
wandte und Bekannte, staatliche Sozialhilfen und 
umlagefinanzierte Versicherungen, die finanzielle 
Mittel von den Verdienenden an die Leistungsbe-
rechtigten derselben Periode umverteilen. Durch 
interpersonelle Umverteilung kann soziale Ge-
rechtigkeit hergestellt werden. Übersteigt sie aber 
das gesellschaftlich akzeptierte Maß, so ist mit 
Ausweichreaktionen der Haushalte zu rechnen, 
die zu Ineffizienzen führen. 

Unter interregionaler Umverteilung versteht man 
Transfers aus dem Ausland – von Privatpersonen 
oder durch finanzielle Zusammenarbeit (FZ). Sie 
mögen aus Sicht des Empfängerlandes erstre-
benswert erscheinen, bringen es aber, ausgerech-
net bei der sozialen Sicherung, in Abhängigkeiten. 

Systeme der sozialen Sicherung lassen sich aber 
auch danach unterscheiden, von welcher Instituti-
on sie getragen werden: von gesellschaftlichen 
Normen, kooperativen Arrangements, zivilgesell-
schaftlicher Initiative, dem Staat oder dem Markt. 

Gesellschaftliche Normen verpflichten die Mit-
glieder von Solidargemeinschaften (Familie, 
Nachbarschaft, Freundeskreis) zum gegenseitigen 
Beistand durch interpersonelle Umverteilung. 

Auf kooperativen Arrangements beruhen Selbst-
hilfegruppen wie Sparclubs oder Versicherungs-
vereine auf Gegenseitigkeit. Die Mitglieder von 
Sparclubs zahlen regelmäßig Beiträge in einen 
Fonds ein, der im Turnus an ein Mitglied wieder 
ausgeschüttet wird. Der Fonds von Versiche-

rungsvereinen auf Gegenseitigkeit hingegen dient 
der Unterstützung der in Not geratenen Mitglieder 
durch kompensierende Auszahlungen. 

Nichtregierungsorganisationen (NROs) unterstüt-
zen häufig bedürftige Familien durch kostenlose 
Gesundheitsprogramme oder Sozialhilfen, die sie 
aus Spenden von Inländern (interpersonelle Um-
verteilung) oder aus Zuwendungen aus dem Aus-
land (interregionale Umverteilung) finanzieren. 

Staatliche Systeme der sozialen Sicherung beru-
hen auf intertemporaler oder interpersoneller Um-
verteilung. Kapitalgedeckte Sozialversicherungen 
verteilen intertemporal um. Umlagefinanzierte 
Sozialversicherungen, Sozialhilfeprogramme und 
die Subventionierung von Grundkonsumgütern 
werden durch interpersonelle Umverteilung finan-
ziert. Subventionen sind besonders ineffizient, da 
sie die Konsumpräferenzen der Haushalte negativ 
beeinflussen, häufig nicht alle Armen erreichen 
und auch den Wohlhabenden zugute kommen. 

Der Markt schließlich bietet drei Formen der sozi-
alen Sicherung an, die auf intertemporaler Umver-
teilung beruhen: Sparkonten, Versicherungsver-
träge und Kredite. Dabei haben Versicherungen 
den Vorteil, daß sie dem Versicherten durch insti-
tutionalisierten Risikoausgleich auch die Sorge 
um das Ausmaß des Schadens nehmen. 

Möglichkeiten der Förderung durch deutsche EZ 

Die notwendigen Bedingungen von EZ im Be-
reich der sozialen Sicherung sind darin zu sehen, 
daß die Lösung von sozialen Probleme in einem 
Land sehr dringlich und dieses zur eigenständigen 
Lösung nicht fähig ist, weil es nicht über das er-
forderliche Fachwissen oder nur über unzurei-
chend große finanzielle Mittel verfügt. 

Die hinreichende Bedingung für deutsche EZ ist 
aber erst dann gegeben, wenn die Bevölkerung 
und die Regierung des Landes auch zur Lösung 
der sozialen Probleme bereit sind. Das Positions-
papier des BMZ bringt zum Ausdruck, daß hierzu 
nicht nur eine umfassende Reform der sozialen 
Sicherung, sondern auch eine soziale Wirtschafts-
politik gehört, die die notwendigen Lebensgrund-
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lagen für die Armen schafft und selbstorganisierte 
Formen der Sicherung schützt. Staatliche Siche-
rungssysteme alleine können nie sozialen Schutz 
für alle Bevölkerungsgruppen gewährleisten. 

Prinzipiell bestehen bei allen Systemen der sozia-
len Sicherung Ansatzpunkte für deutsche EZ. Je-
doch sollte sie nach Möglichkeit nicht auf die 
Förderung der formalisierten Sicherungssysteme 
beschränkt bleiben, sondern auch Selbsthilfe-
initiativen unterstützen. Ideal sind Ansätze, die 
mehrere Systeme berücksichtigen, verschiedene 
Maßnahmen kombinieren und dabei staatliche und 
nichtstaatliche Systeme aufeinander abstimmen.  

Jedoch können Solidargemeinschaften nur schwer 
durch die EZ gefördert werden, da ein Eingriff in 
die gewachsenen, informellen Strukturen die 
Grundlage der Gemeinschaften - ihre innere Ko-
häsion - gefährden kann. Allenfalls ist an Bera-
tung beim Aufbau von Notfallfonds zu denken. 

Eine Unterstützung von kooperativen Selbsthilfe-
gruppen ist eher möglich. Sparclubs können (un-
ter Vermittlung von NROs oder Gewerkschaften) 
beraten werden, wenn sie Gruppenversicherungs-
verträge abschließen oder sich in Versicherungs-
vereine auf Gegenseitigkeit umwandeln wollen, 
Versicherungsvereine, wenn sie eine Rückversi-
cherungsstrategie ausarbeiten. Auch eine An-
schubfinanzierung oder Zuschüsse zur Überbrü-
ckung finanzieller Engpässe sind denkbar. 

Staatliche Sozialhilfeprogramme und Sozialver-
sicherungen können auf vielerlei Weise unter-
stützt werden. Jedoch sollte die technische Zu-
sammenarbeit (TZ) mit der Regierung im Vorder-
grund stehen. So können z. B. die Direktoren und 
Angestellten der Sozialversicherungsanstalt ge-
schult oder die politischen Entscheidungsträger 
bei der Reform und Dezentralisierung der Verwal-
tung, Verbesserung der Datenverarbeitung, Ein-
richtung von Informations- und Managementsys-
temen, versicherungsmathematischen Berechnung 
von Beiträgen und Leistungen, Kooperation mit 
nichtstaatlichen Systemen und Ausdehnung der 
Versicherungsdeckung beraten werden. Eine Be-
teiligung an Transfers ist nur in Notlagen möglich. 

Auch private Versicherungen sollten weniger fi-
nanziell denn durch TZ mit dem Staat gefördert 
werden. So ist daran zu denken, Funktionäre zu 
schulen und Kurzzeitexperten zu entsenden, die 
die Regierung bei der Verbesserung der Rahmen-
bedingungen der sozialen Sicherung beraten (frei-
er Wettbewerb, Marktaufsicht, Verbraucher-
schutz, Infrastruktur und Rechnungsprüfung). 

Daneben sollte stets im Rahmen des Politikdia-
logs auf die Bedeutung der sozialen Sicherung 
hingewiesen und auf die Verbesserung ihrer ge-
setzlichen Entfaltungsmöglichkeiten gedrängt 
werden. 

Soziale Entwicklungsprobleme 

Für die ägyptische Politik besteht eine der größten 
Herausforderungen der nächsten Jahre in der Be-
kämpfung der verbreiteten Armut, die das größte 
soziale Problem des Landes darstellt. Gut 25 % 
der Ägypter verdienen weniger, als sie zum Erhalt 
der Existenz benötigen. 

Hierzu ist eine Doppelstrategie vonnöten: Einer-
seits muß sich die Verteilungs-, Bevölkerungs- 
und Wirtschaftspolitik stärker am Ziel der Ar-
mutsbekämpfung orientieren, da die Verbreitung 
der Armut durch verschiedene Faktoren auf der 
Makroebene begünstigt wird - z.B. die ungleiche 
Vermögensverteilung, das hohe Bevölkerungs-
wachstum, das niedrige Produktivitäts- und Ex-
portwachstum und die hohe Arbeitslosigkeit. Sie 
sind für das niedrige Durchschnittseinkommen 
verantwortlich, das dazu führt, daß ein Haushalt 
schon dann in absolute Armut abrutschen kann, 
wenn sein Einkommen nur leicht zurückgeht. 

Konkret müssen daher Maßnahmen ergriffen wer-
den, die die Armen am Produktivkapital beteili-
gen, das Bevölkerungswachstum bremsen, die 
Arbeitslosigkeit abbauen und das Wachstum der 
produktiven, exportorientierten und arbeitsinten-
siven Wirtschaftssektoren fördern.  

Andererseits müssen auch das Bildungssystem 
und die Systeme der sozialen Sicherung reformiert 
werden, da die Armut ägyptischer Familien zu-
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meist erst dadurch ausgelöst wird, daß ihr Haupt-
verdiener beruflich unzureichend qualifiziert ist 
oder ein soziales Risiko eintritt. Dies verdeutlicht 
die Struktur der Armut: Zu den wichtigsten Risi-
kogruppen gehören geschiedene und verlassene 
Frauen, Witwen, Waisen, Behinderte, kinderrei-
che Familien, landlose Bauern und die Unterbe-
schäftigten und Beschäftigten in Branchen mit 
niedriger Produktivität, bei denen es sich zumeist 
um schlecht qualifizierte Arbeitskräfte handelt. 
Entgegen mancher Vermutungen gehören die Al-
ten und Arbeitslosen nicht zu den Ärmsten. 

Insbesondere müssen daher das Berufsschulsys-
tem und der soziale Schutz vor dem Tod und der 
Erwerbsunfähigkeit des Hauptverdieners einer 
Familie und vor dem Verlust des Landbesitzes 
verbessert und kinderreiche Familien und allein-
stehende Frauen verstärkt unterstützt werden. 

Systeme der sozialen Sicherung 

Die folgenden Abschnitte konzentrieren sich ganz 
auf Reformen im Bereich der sozialen Sicherung. 
Dabei stellt sich die Frage, warum soziale Risiken 
eine so wichtige Ursache der Armut sind, obwohl 
in Ägypten eine große Zahl sehr unterschiedlicher 
Systeme der sozialen Sicherung besteht.  

Das Hauptproblem der sozialen Sicherung besteht 
nicht in einem Mangel an Ressourcen, sondern in 
deren Allokation auf die verschiedenen Systeme, 
die zu Ineffizienzen und Ungerechtigkeiten führt. 

Mehr als ein Fünftel des BIP wird für die soziale 
Sicherung ausgegeben, hiervon entfallen aber nur 
1 - 2 % auf Instrumente, die als effizient zu beur-
teilen sind: Den Löwenanteil machen individuelle 
Ersparnisse aus, die keinen Risikoausgleich ken-
nen. Mit hohen Verlusten wirtschaften die Sozial-
versicherung und die Subventionssysteme. 

Vom Gesamtsystem der sozialen Sicherung profi-
tieren vor allem die städtischen Mittelschichten. 
Die Unterschichten sind gegen viele Risiken nicht 
versichert, gerade die Ärmsten sind oft gar nicht 
abgesichert. Zudem ist der Leistungsumfang eini-

ger Systeme an die Ärmsten kleiner als deren 
Aufwendungen durch Steuern und Beiträge. 

Umfassende Reformen sind dringend erforderlich. 
Sie sollten an sechs Punkten ansetzen, da bei ih-
nen mit vertretbarem Aufwand ein großer Beitrag 
zur Verbesserung der Effizienz und Gerechtigkeit 
der sozialen Sicherung geleistet werden kann: 

— der Reform der Rentenversicherung, 

— der Restrukturierung der Krankenversiche-
rung und des Gesundheitssektors, 

— dem Ausbau der Sozialhilfeprogramme, 

— Kampagnen zur Information der Bevölkerung 
und Förderung des Vorsorgebewußtseins,  

— dem Aufbau von Kleinstversicherungen und 

— der Verbesserung der wirtschaftlichen und 
politischen Rahmenbedingungen. 

Dies soll im Folgenden gezeigt und näher erläutert 
werden. Dazu werden nacheinander die verschie-
denen Systeme der sozialen Sicherung vorgestellt. 
Zuerst werden jeweils ihre Stärken und Schwä-
chen analysiert und danach Entwicklungstenden-
zen und Reformoptionen diskutiert. 

Solidargemeinschaften 

Die Unterstützung der Bedürftigen durch Ver-
wandte, Freunde oder Nachbarn hat noch große 
Bedeutung. Im Rahmen von Solidargemeinschaf-
ten wird viel Geld umverteilt, so daß vielfach der 
Einkommensausfall oder die Mehrausgaben kom-
pensiert werden können, die eine vorübergehende 
Krankheit oder Arbeitslosigkeit mit sich bringen.  

Jedoch schützt diese Form der interpersonellen 
Umverteilung nicht vor sozialen Risiken mit lang-
fristigen Folgen, da sie auf der Reziprozität von 
Leistung und Gegenleistung beruht und von Alten 
oder Behinderten keine Gegenleistung mehr zu 
erwarten ist. Zudem nimmt ihr Umfang mit der 
fortschreitenden Modernisierung und Individuali-
sierung der Gesellschaft ab, sie beschränken sich 
immer mehr auf die Kernfamilie. Schließlich tra-
gen die Transfers auch nur wenig zur Verbesse-
rung der sozialen Gerechtigkeit in der Gesell-
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schaft bei; sie haben umso größere Bedeutung, je 
reicher die Empfänger sind, da die Verwandten 
der Bedürftigsten in der Regel ebenfalls arm sind. 

Für die Politik oder die EZ ist es nicht ratsam, den 
Umfang der Transfers zu fördern, die innerhalb 
von Solidargemeinschaften fließen. Zu groß ist 
die Gefahr, daß ein solcher Eingriff zu einer Über-
reglementierung führt und die Erosion der traditi-
onellen Sozialbeziehungen noch beschleunigt. 

Kooperative Systeme 

Sparvereine sind in Ägypten sehr beliebt, sie ver-
teilen jährlich 0,5 - 1 % des BIP um. Ihre Vorteile 
sind, daß sie ihre Mitglieder disziplinieren, regel-
mäßig Ersparnisse zur Seite zu legen, und ihnen 
bei unerwarteten Ausgaben helfen, billig an Kre-
dite zu gelangen. Jedoch schützen auch sie nicht 
vor langfristigen Einkommensausfällen, da sie 
kein Versicherungselement vorsehen. 

Den Sparvereinen wurde bisher weder vom Staat 
noch von der EZ Beachtung geschenkt. Dabei 
könnten sie einen großen Beitrag zur sozialen Si-
cherung in Ägypten leisten, wenn sie in Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit umgewandelt 
oder die Mitglieder Gruppenversicherungsverträ-
ge bei kommerziellen Versicherungen abschließen 
würden. Beide Optionen wären aber mit einer 
Formalisierung der kooperativen Arrangements 
verbunden, die von den Mitgliedern wahrschein-
lich nicht akzeptiert würde, da die Attraktivität der 
Vereine gerade in ihrer Flexibilität besteht. 

Zivilgesellschaftliche Aktivitäten 

Eine große Zahl von NROs und Zakât-Komitees 
ist in Ägypten registriert. Ihnen stehen beträchtli-
che Summen an Finanzmitteln zur Verfügung, die 
ganz überwiegend im Inland aufgebracht werden. 

Jedoch leidet die Arbeit der NROs unter drei 
Problemen. Das erste besteht in den strengen Re-
gelungen des Vereinsgesetzes und der scharfen 
staatlichen Kontrolle, die nur wenig Freiraum läßt. 
Daher ist ein Drittel der NROs inaktiv, ein zweites 
Drittel kooperiert so eng mit dem Staat, daß es 

von vielen Ägyptern als ausführendes Organ der 
Bürokratie angesehen wird.  

Das zweite Problem des NRO-Sektors besteht dar-
in, daß sich seine Aktivitäten in erster Linie an die 
städtischen Mittelschichten und nur zu einem 
kleinen Teil an die Ärmsten richten. Auf die So-
zialarbeit entfällt nur ein Bruchteil der Ausgaben 
und selbst die Gesundheitseinrichtungen der 
NROs nützen den Armen nur selten, da in ihnen in 
der Regel Gebühren erhoben werden. 

Das dritte Problem der NROs ist ihre sozialpoliti-
sche Ineffizienz. Viele NROs sind schlecht orga-
nisiert, unzureichend vernetzt und fachlich nur 
mangelhaft auf ihre Aufgaben vorbereitet. Zudem 
konkurrieren viele NROs untereinander um Ein-
nahmen und Ansehen und betreiben Fund Raising 
nicht selten zum eigenen materiellen Wohl.  

Es gibt aber auch NROs, die sehr gute Arbeit leis-
ten: Ihre Kliniken behandeln Arme kostenlos und 
ihre Sozialhilfeprogramme haben ein wesentlich 
größeres Volumen als die des Staates. Sie tragen 
erheblich zur Abfederung der hohen Kosten von 
Hochzeiten und der Probleme von Waisen, Wit-
wen, geschiedenen Frauen und Behinderten bei. 

Jedoch könnte der Beitrag der NROs zur Armuts-
bekämpfung noch größer sein, wenn das Vereins-
gesetz entschärft würde, wenn die NRO-
Mitarbeiter besser geschult wären und wenn die 
NROs stärker miteinander kooperieren würden. 
Sinnvoll wäre auch eine engere Kooperation des 
Staates mit den NROs im Bereich der Sozialhilfe. 

Die Sozialversicherung 

Die Sozialversicherung besteht aus sechs ver-
schiedenen Subsystemen für die Militärs und Mi-
nisterialbürokraten, für die permanent Beschäftig-
ten, für die temporär Beschäftigten, für Selbstän-
dige, für ägyptische Gastarbeiter im Ausland und 
für die Beschäftigten großer Unternehmen. Die 
meisten Subsysteme werden nach dem Kapitalde-
ckungsverfahren durch Beiträge finanziert, erhal-
ten aber auch staatliche Zuschüsse. Ihr Leistungs-
volumen übersteigt 3 % des BIP. 
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Die Sozialversicherung leidet unter vier großen 
Problemen: Das erste besteht in ihrer Segmentie-
rung in sechs Subsysteme, die erhebliche Diffe-
renzen im Leistungsniveau aufweisen und nicht 
umfassend absichern. Beispielsweise erhalten ge-
schiedene Frauen gar keine Leistungen, nur ein 
Subsystem beinhaltet eine Kranken- und Arbeits-
losenversicherung. Zwar können alle Ägypter das 
staatliche Gesundheitssystem gratis nutzen, es be-
findet sich aber in sehr schlechtem Zustand. 

Das zweite Problem ist, daß das Gesetz zwar die 
Versicherungsmitgliedschaft aller Beschäftigten 
vorschreibt, der tatsächliche Deckungsgrad aber 
nur bei 53 % liegt. Das liegt einerseits daran, daß 
viele Ägypter ihre Rechte nicht kennen oder sich 
nicht um ihre soziale Absicherung kümmern. An-
dererseits ist auch die Verwaltung nicht in der La-
ge zu kontrollieren, ob alle Beschäftigten regist-
riert sind und ihre Beiträge in vorgesehenem Um-
fang entrichten. 

Ein drittes Problem besteht darin, daß die Leis-
tungen klein sind, obwohl der Beitragssatz für den 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen über 
34 % liegt. Die Hauptursachen hierfür sind, daß 
die Rentenformel keine automatische Anpassung 
der Rentenansprüche an die Inflation vorsieht, ei-
nige Bezugsbedingungen zu großzügig formuliert 
sind (z.B. die Vorruhestandsregelung) und die 
Leistungen einiger Gruppen (z.B. der Top-
Bürokratie und der temporär Beschäftigten) aus 
anderen Systemen finanziert werden. 

Das vierte Problem ist die niedrige Rendite der 
Sozialversicherung. Obwohl die Leistungen so 
schlecht sind, können sie kaum noch aus den Bei-
tragseinnahmen alleine finanziert werden; die 
staatlichen Zuschüsse steigen von Jahr zu Jahr. 
Diese Entwicklung resultiert daraus, daß das Ka-
pital der Versicherung zweckentfremdet wurde. 
Es wurde zu niedrigen Zinsen in staatlichen Pro-
jekten investiert, die nicht weiterverkauft werden 
können. Daher kann es nur vom Staat zurückge-
zahlt werden, wenn er die Steuern erhöht. 

Trotz dieser Probleme kann die bestehende So-
zialversicherung ohne Systemwandel reformiert 
werden. Vor allem die Effizienz und Gerechtig-

keit der Rentenversicherung kann ohne allzu gro-
ßen Aufwand verbessert werden, indem 

— ihre Investitionspolitik revidiert wird, 

— die Sozialverwaltung reformiert wird (Ver-
besserung des monitoring und der Kunden-
orientierung, Aufbau integrierter Informati-
onssysteme, Bekämpfung der Korruption), 

— die Sonderkonditionen für bestimmte Grup-
pen abgeschafft und einige Leistungsbezugs-
bedingungen verschärft werden (höheres 
Rentenalter, Kürzung der Frührente, Auswei-
tung der Beitragsbemessungsgrundlage) und 

— bislang nicht versicherte Gruppen und Risi-
ken in die Deckung aufgenommen werden. 

Darüber hinaus sollten Informationskampagnen 
durchgeführt werden, die das öffentliche Vorsor-
gebewußtsein schärfen und die Bevölkerung über 
die Sozialversicherung und andere Möglichkeiten 
der Absicherung informieren.  

Auch eine Reform der Krankenversicherung kann 
zur Verbesserung des sozialen Schutzes beitragen. 
Sie sollte aber mit einer Restrukturierung des ge-
samten Gesundheitssektors verbunden sein. Des-
sen Hauptproblem ist nicht ein Mangel an Res-
sourcen, sondern deren ungleiche Allokation auf 
zahlreiche unabhängige Gesundheitssysteme, die 
zu Ineffizienzen und Ungerechtigkeiten führt.  

Eine Reform der Krankenversicherung und des 
Gesundheitssektors wurde bereits von der Regie-
rung eingeleitet. Sie verfolgt zwei Ziele: Zum ers-
ten sollen die Qualität und Effizienz der Gesund-
heitseinrichtungen verbessert und die Versor-
gungslücken geschlossen werden. Dabei liegt der 
Schwerpunkt auf dem Ausbau der primären Ver-
sorgungsebene und einer besseren Koordination 
der staatlichen und privaten Anbieter. 

Zum zweiten sollen die Effizienz der Krankenver-
sicherung gesteigert und ihr Defizit abgebaut wer-
den. Es ist vorgesehen, die Krankenversicherung 
zu dezentralisieren und neu aufzubauen, ihre Bei-
tragssätze anzuheben und höhere Eigenbeteiligun-
gen zu erheben. Erst danach sollen sukzessive alle 
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Bevölkerungsgruppen in die Krankenversicherung 
integriert werden. 

Ein Ausbau der Arbeitslosenversicherung ist hin-
gegen derzeit nicht finanzierbar. Sinnvoller ist es, 
die Arbeitslosigkeit durch ein höheres Wachstum, 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und eine Ver-
besserung der Berufsbildung zu bekämpfen. 

Subventionen 

Zeitweise gab die ägyptische Regierung mehr als 
13 % des BIP für Subventionen aus. Anfang der 
90er Jahre wurden die Ausgaben auf gut 2 % des 
BIP reduziert, doch noch immer werden viele Gü-
ter verbilligt abgegeben. Nahezu alle Armen 
profitieren von den Subventionen, die auch er-
heblich dazu beitragen, daß die Ernährungslage in 
Ägypten vergleichsweise gut ist.  

Jedoch leiden die Subventionssysteme auch unter 
hohen Verlusten, da ihre Verwaltung teuer ist, die 
subventionierten Güter oft verschwendet werden 
und auch die Wohlhabenden in ihren Genuß 
kommen. Bei den Subventionen auf Wasser und 
Strom, Öl und Benzin kommt hinzu, daß die Ar-
men von ihnen gar nicht profitieren, da sie nicht 
an das Strom- und Wassernetz angeschlossen sind 
und weder Autos noch Ölheizungen besitzen.  

Daher sollten alle Zuschüsse für Nichtlebensmittel 
gestrichen und die Gelder für die Sozialhilfepro-
gramme verwendet werden. Hingegen sollten die 
Brotsubventionen bestehen bleiben, solange nicht 
die Sozialhilfeausgaben aufgestockt werden. 

Sozialhilfeprogramme 

Der Staat unterhält drei verschiedene Sozialhilfe-
programme, deren Verwaltung und targeting ver-
hältnismäßig effizient und gerecht ist. Anspruch 
auf Sozialhilfe haben vor allem Witwen, geschie-
dene Frauen, Invaliden und Alte. Andere bedürfti-
ge Gruppen wie kinderreiche Familien und Unter-
beschäftigte gehen leer aus. Zudem stehen den 
Programmen nur 0,15 % des BIP zur Verfügung 
und sie erreichen nur 20 % der Armen.  

Darum ist eine Reform der staatlichen Sozialhilfe 
besonders dringlich. Zunächst muß ihr Finanzvo-
lumen deutlich aufgestockt werden. Die einzelnen 
Programme brauchen nicht vereinheitlicht, wohl 
aber sollte ihr targeting verfeinert und besser ab-
gestimmt werden, damit die vorhandenen Res-
sourcen optimal genutzt werden. Dabei sollte auch 
an eine Kooperation mit NROs gedacht werden. 
Schließlich wären Informationskampagnen auch 
im Bereich der Sozialhilfe hilfreich. 

Der Sozialfonds 

Der Social Fund for Development soll die negati-
ven Folgen des Strukturanpassungsprogramms 
durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Mikro-
kreditprojekte, KMU-Programme und andere 
Maßnahmen abfedern. Er wird überwiegend aus 
Mitteln der EZ finanziert, der Beitrag des ägypti-
schen Staates ist bescheiden. Seine Ziele erreichte 
der Sozialfonds nur zum Teil. Im Kontext dieser 
Studie ist aber vor allem wichtig, daß seine Akti-
vitäten nicht der sozialen Sicherung dienen; dazu 
müßte er auch Vorsorge- oder Transfersysteme 
betreiben, die schon bei der Planung des Fonds 
nicht intendiert gewesen waren. 

Ersparnisbildung 

Der Bankensektor ist verhältnismäßig gut entwi-
ckelt, sein Filialnetz ist auch auf dem Lande dicht. 
Dennoch hat mehr als die Hälfte der Haushalte 
kein Sparkonto. Die Einlagen der bestehenden 
Konten konzentrieren sich bei einigen wenigen 
wohlhabenden Familien. Die meisten Ägypter 
sparen lieber im Rahmen der Sparclubs und legen 
deren Ausschüttungen bei spezialisierten Gel-
daufbewahrern oder in Sachwerten (Vieh, Grund-
besitz und Gold) an. Dies liegt vor allem daran, 
daß viele Angst vor einem Wiederanstieg der In-
flation haben, das islamische Zinsverbot nicht ver-
letzen wollen und den Banken mißtrauen. 

Kreditaufnahme 

Auch Kredite werden häufiger auf dem informel-
len Markt als bei Banken aufgenommen. Ägypti-
sche Banken nehmen zu hohe Zinsen und Bear-
beitungsgebühren und verlangen hohe Sicherhei-
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ten, die Arme nicht bieten können. Die zahlrei-
chen Kleinkreditprogramme, die aus Mitteln der 
EZ finanziert werden, ermöglichten es den Ban-
ken zwar, die Zinsen während der letzten Jahre zu 
senken, nach wie vor werden aber hohe Sicherhei-
ten verlangt. Auch eine weitergehende Reform 
des Kapitalmarktes würde dieses Problem nicht 
lösen. Dies ist erst dann möglich, wenn sich die 
Rahmenbedingungen verbessern und die Skepsis 
der Banken in Bezug auf die zukünftige Wirt-
schaftsentwicklung beseitigt wird. 

Private Versicherungen 

Der Versicherungsmarkt ist noch immer unter-
entwickelt und überreglementiert; das Prämienvo-
lumen der Personenversicherungen liegt nur bei 
0,5 % des BIP. Einerseits ist die Nachfrage nach 
Versicherungsverträgen klein, weil viele Ägypter 
die Gefahr sozialer Risiken ignorieren, den Versi-
cherungsgesellschaften mißtrauen und sich eher 
auf informelle Versicherungsarrangements verlas-
sen. Andererseits liegen die Deckungssummen 
und Beitragssätze für ärmere Ägypter zu hoch. 
Dies liegt zum ersten an der unzureichenden Kon-
kurrenz auf dem Markt; die etablierten Anbieter 
haben es nicht nötig, um kleine Kunden zu wer-
ben. Zum zweiten sind Arme als Kunden gar nicht 
erwünscht, da ihr Schadensfallrisiko in der Regel 
besonders groß ist. Zum dritten ist der Verwal-
tungs- und Transaktionsaufwand vom Beitrags- 
und Leistungsumfang unabhängig, weswegen die 
Versicherungen mit kleinen Deckungssummen 
keine Gewinne erzielen können. 

Eine Liberalisierung und Öffnung des Marktes 
würde die Probleme nur teilweise beseitigen. 
Zwar würde der Konkurrenzdruck größer, die 
spezifischen Probleme der Absicherung von Ar-
men blieben aber bestehen. Die Liberalisierung 
nützt nur der Mittelschicht. Verträge mit niedrigen 
Prämien für die Bezieher kleiner Einkommen 
werden nur dann angeboten, wenn sich die Versi-
cherungen in ausreichendem Maß über die Armen 
informieren können und niedrigere Kosten beim 
Marketing und der Schadensfallprüfung haben. 

Eine Lösung des Problems kann nur darin beste-
hen, daß die kommerziellen Versicherungen klei-

ne Versicherungsverträge anbieten und hierbei mit 
lokalen Agenten kooperieren, die in räumlicher 
Nähe zu den potentiellen Kunden wohnen und de-
ren spezifische Risiken kennen. Solche Partner-
schaften beseitigen sowohl die Informations- als 
auch die Transaktionskostenprobleme. 

Ausblick 

Die Regierung bekennt sich regelmäßig zu ihrem 
wohlfahrtsstaatlichen Ideal und hat mehrfach um-
fassende Reformen im Sozialbereich angekündigt. 
Konkrete Maßnahmen beschränkten sich aber auf 
den Abbau der Subventionen, die Reorganisation 
des Gesundheitssektors und die Reform des Kapi-
talmarktes. Zur Rentenversicherung und Sozialhil-
fe wurden bislang nur Diskussionsveranstaltungen 
organisiert und Analysen durchgeführt. Auch in 
Zukunft sind weitergehende Reformen unwahr-
scheinlich, eine sektorübergreifende sozialpoliti-
sche Strategie ist nicht in Sicht.  

Erfahrungen anderer Geber 

In Ägypten ist eine große Zahl unterschiedlicher 
Geber mit zum Teil sehr großen Budgets tätig. 
Inwieweit engagieren sie sich auch im Bereich der 
sozialen Sicherung? 

Nahezu alle Geber finanzieren das Mikro- oder 
Kleinkreditprogramm einer NRO oder Bank. Die 
Gesundheitsreform wird finanziell und technisch 
von der Weltbank, der EU, der WHO und USAID 
unterstützt, die hierbei verhältnismäßig gute Er-
fahrungen mit der Regierung gemacht haben. 
Darüber hinaus hat die Weltbank angeboten, die 
Regierung bei der Reform des Kapital- und des 
Versicherungsmarktes und beim Aufbau eines au-
tonomen Investitionsmanagements in der So-
zialversicherungsanstalt zu beraten, und fördert 
finanziell ein Projekt zur Verbesserung der Be-
hinderten- und Waisenfürsorge. In den anderen 
Bereichen der sozialen Sicherung, in denen Re-
formen sinnvoll wären, gibt es keine EZ-Projekte. 

Die Geber begründen dies damit, daß die Regie-
rung alle Angebote der Geber in der Vergangen-
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heit abgelehnt habe und kritisieren deren unzurei-
chende Reformbereitschaft im Sozialbereich.  

Viele Geber sind der Meinung, daß dies nicht zu-
letzt auf das hohe Volumen der multi- und bilate-
ralen EZ mit Ägypten zurückzuführen sei, das 
nicht entwicklungsbedingt, sondern politisch mo-
tiviert sei. Ägypten werde finanziell überfördert. 
Der Mittelabflußdruck der Geber sei zum Teil so 
groß, daß das Staatsbudget indirekt bezuschußt 
oder zweifelhafte Projekte finanziert wurden.  

Die Regierung habe eine ausgeprägte Rentier-
Mentalität entwickelt und lege größeres Geschick 
bei der Einwerbung von FZ an den Tag als bei der 
Mobilisierung von Ressourcen durch effizienz-
steigernde Reformen. Geschickt spiele sie die Ge-
ber gegeneinander aus. Dabei komme ihr auch zu-
gute, daß die Aktivitäten der Geber unzureichend 
koordiniert seien und Konkurrenz um prestige-
trächtige Projekte kein Einzelfall sei. 

Aus diesen Erfahrungen lassen sich vier Lehren 
für ein potentielles Engagement deutscher EZ im 
Bereich der sozialen Sicherung ziehen: 

— Deutsche EZ sollte in erster Linie an die För-
derung von Kleinstversicherungsprojekten, 
public awareness-Kampagnen und Reformen 
im Bereich der Rentenversicherung und So-
zialhilfe denken, da in allen anderen Berei-
chen schon mehrere andere Geber aktiv sind. 

— TZ ist der FZ im Bereich der staatlichen Sys-
teme der sozialen Sicherung vorzuziehen. 

— Ein Beitrag der deutschen EZ sollte gut mit 
den anderen Gebern koordiniert sein. 

— Die organisatorische Kapazität und das 
Commitment der Partner - ob Behörde oder 
NRO - muß sorgfältig geprüft werden. 

Ansatzpunkte für die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit 

Ägypten ist eines der Hauptpartnerländer deut-
scher EZ, jedoch gingen nur 3 % der Mittel seit 
1950 in Programme der direkten Armutsbekämp-
fung. Im Bereich der sozialen Sicherung gibt es 

bislang keine Projekte. Gibt es Potentiale für ein 
zukünftiges Engagement in diesem Bereich? 

Für ein solches Engagement sprechen das Ausmaß 
des Armutsproblems, die begrenzte Problemlö-
sungsfähigkeit der ägyptischen Regierung und die 
Schwerpunktsetzung deutscher EZ auf Maßnah-
men der Armutsbekämpfung. Auch hat sich die 
Entwicklungsorientierung der ägyptischen Politik 
seit 1994 verbessert, als erstmals die Möglichkei-
ten deutscher EZ bei der direkten Armutsbekämp-
fung ausgelotet wurden. 

Gegen das Engagement spricht, daß die Regierung 
bis heute keine sektorübergreifende Sozialstrate-
gie erkennen läßt. Auch blieb die angekündigte 
Reform der staatlichen Sicherungssysteme bis 
heute aus. Die Erfolgsaussichten eines deutschen 
Engagements sind daher unsicher.  

Sollte die ägyptische Regierung in Zukunft zu der 
notwendigen umfassenden Reform der Sozialver-
sicherung und Sozialhilfe bereit sein, so gibt es 
mehrere sinnvolle Ansätze für TZ. Beispielsweise 
könnten die Mitarbeiter der Sozialversicherungs-
anstalt geschult werden. Zudem ist an die Entsen-
dung von Kurzzeitexperten zu denken, die die Re-
gierung bei der Revision der Rentenformel, der 
Neufassung des Sozialrechts und dem Aufbau ei-
ner Statistikabteilung beraten. Auch könnten die 
Reorganisation des Sozialministeriums und der 
Ausbau und die Vernetzung der Informationssys-
teme unterstützt werden. Alle Maßnahmen sollten 
aber mit den anderen Gebern, v.a. der ILO, abge-
sprochen werden.  

Gegen die Zusammenarbeit mit NROs ist schon 
zum jetzigen Zeitpunkt nichts einzuwenden. Drei 
Ansätze in diesem Bereich verbessern nicht nur 
den sozialen Schutz der Ärmsten, sie tragen auch 
zum capacity building der NROs bei, erinnern die 
Bevölkerung an die Gefahr sozialer Risiken und 
demonstrieren der Regierung, daß der Schutz vor 
sozialen Risiken verbessert werden kann und zent-
raler Bestandteil einer Strategie der Armutsbe-
kämpfung sein sollte. Voraussetzung hierfür ist, 
daß eine unmittelbare Kooperation mit NROs von 
der ägyptischen Regierung toleriert wird. 
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Der erste Ansatz besteht in der Unterstützung der 
oben genannten Aufklärungs- und Informations-
kampagnen in den Medien, die das Vorsorgebe-
wußtsein der Bevölkerung verbessern und über 
die Funktionsweise staatlicher und individueller 
Formen der sozialen Vorsorge informieren. In-
formationsdefizite sind eine wichtige Ursache für 
den niedrigen Deckungsgrad der Sozialversiche-
rung. Die Kampagnen müssen zwar mit der Re-
gierung koordiniert werden, sollten aber von 
NROs durchgeführt werden, da die Bevölkerung 
ihnen eher vertraut als dem Staat. 

Ein zweiter Ansatz ist, NROs beim Aufbau von 
Beratungs- und Rechtsschutzbüros zu unterstüt-
zen. Diese Büros hätten die Aufgabe, die Betrof-
fenen darüber zu informieren, wie Sozialhilfe oder 
Sozialversicherungsleistungen beantragt werden, 
ihnen beim Ausfüllen der Formulare zu helfen 
und sie zu unterstützen, wenn sie Probleme haben, 
ihre Rechtsansprüche gegenüber den Behörden 
oder vor Gericht durchzusetzen. 

Ein dritter Ansatz schließlich besteht in der Förde-
rung von Kleinstversicherungen, die partner-
schaftlich von NROs und kommerziellen Versi-
cherungen aufgebaut werden. Aufgrund ihrer Er-
fahrungen mit einem Projekt in Indien hat die 
deutsche EZ in diesem Bereich komparative Vor-
teile gegenüber anderen Gebern. Dort wird die 
Self Employed Women’s Association (SEWA) von 
der GTZ unterstützt, die informell beschäftigten 
Frauen in Kooperation mit zwei Versicherungen 
Versicherungsverträge mit kleinem Leistungsum-
fang anbietet.  

In Ägypten könnte der Versuch unternommen 
werden, das SEWA-Konzept in leicht veränderter 
Form zu replizieren. Eine NRO (oder Genossen-
schaft) könnte die Verträge vermarkten und ge-
meldete Schadensfälle prüfen. Ihr würden dadurch 
keine hohen Kosten entstehen, da sie ohnehin in 
Kontakt mit den Versicherten steht und diese gut 
kennt. Eine kommerzielle Versicherung hingegen 
müßte die eingezahlten Beiträge anlegen und die 
NRO rückversichern. 

Die Replikationsfähigkeit von SEWA hängt aller-
dings davon ab, (i) ob finanzwirtschaftliche Akti-

vitäten dieser Art von NROs in Ägypten durchge-
führt werden dürfen, (ii) ob es in Ägypten NROs 
oder Genossenschaften gibt, die die erforderliche 
Stabilität und finanzwirtschaftliche Kapazität für 
ein solches Projekt haben und (ii) ob die Adressa-
ten den NROs ein ausreichend großes Vertrauen 
entgegenbringen, das Versicherungskonzept ak-
zeptieren und sich nicht zu sehr auf die familiäre 
und nachbarschaftliche Solidarität verlassen. 
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1 Einführung und Fragestellung 

Seit einiger Zeit beschäftigen sich staatliche und 
nichtstaatliche deutsche Organisationen der Ent-
wicklungszusammenarbeit (EZ) verstärkt mit der 
Frage, ob es Ansatzpunkte für deutsche EZ zur 
Förderung von Systemen der sozialen Sicherung 
in Entwicklungsländern gibt. Seit März 1999 liegt 
hierzu auch ein Positionspapier des BMZ (1999a) 
vor.  

Das BMZ definiert „soziale Sicherung“ in diesem 
Papier „als Risikoprävention und -kompensation, 
also als soziale Sicherung gegen mögliche oder 
eingetretene akute Notlagen, die der einzelne oh-
ne fremde Hilfe nicht bewältigen kann oder weil 
er vorübergehend oder dauernd keine produktiven 
Tätigkeiten ausüben kann”.1 Systeme der sozialen 
Sicherung sind somit Unterstützungssysteme, die 
“Lebensrisiken bewältigen helfen oder deren Fol-
gen mindern”.2 

Die zitierten Lebensrisiken umfassen entspre-
chend der Konvention 102 der International La-
bour Organisation (i) Ereignisse, die zu Einkom-
mensausfällen für die Familie führen (Arbeitslo-
sigkeit, Invalidität, Alter und Tod eines Verdie-
ners), (ii) familiäre Situationen, die mit hohen 
Ausgaben verbunden sind (eine hohe Zahl von 
Kindern) und (iii) Schicksalsschläge, die unerwar-
tet eintreten und sowohl zusätzliche Ausgaben für 
die medizinische Versorgung als auch Einkom-
mensausfälle mit sich bringen (Krankheit, Mutter-
schaft, Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten). 
Darüber hinaus könnten auch hohe Studienkosten, 
Dürren, Naturkatastrophen, Wohnungsnot und 
Pflegebedürftigkeit als soziale Risiken3 bezeichnet 
werden. 

                                                      
1 BMZ (1996), S. 3. 

2 AKA (1998), S. 2. 

3 Genau genommen sind Risiken und Unsicherheiten zu 
unterscheiden. Bei Risiken ist der Moment des Eintritts 
oder das Ausmaß des Schadens unbekannt, bei Unsi-
cherheiten sind beide Größen unbekannt. Zur ökonomi-
schen Theorie der sozialen Sicherung vgl. ausführlicher: 
FES (1996b), S. 12 ff.; Gans (1995); Homburg (1988); 
Loewe (1997). 

In der vorliegenden Studie geht es um die Frage, 
ob es in Ägypten Ansatzpunkte für zukünftige 
deutsche EZ-Beiträge zur Reform der sozialen Si-
cherung innerhalb des vom BMZ in seinem Posi-
tionspapier beschriebenen Rahmens gibt. Das 
Land wurde aus vier Gründen als exemplarischer 
Gegenstand der Untersuchung ausgewählt.4 

— Ägypten ist das zweitwichtigste Partnerland 
der deutschen EZ. Seit einigen Jahren werden 
jedoch Probleme bei der Suche nach sinnvol-
len Projekten und beim Mittelabfluß beklagt.  

— Armut stellt das größte soziale Problem Ä-
gyptens dar. Armutsbekämpfung ist auch ein 
Schwerpunkt der deutschen EZ in Ägypten.5 

— Ägypten führte während der 90er Jahre ein 
Strukturanpassungsprogramm (SAP) durch, 
das sich weitgehend auf die Stabilisierung der 
ökonomischen Lage konzentrierte und nicht 
zum Abbau der Armut beitrug. Es sollte da-
her durch Maßnahmen zur Stabilisierung der 
sozialen Situation ergänzt werden, zu der eine 
Reform der sozialen Sicherung erheblich bei-
tragen kann. 

— Die Lehren, die aus einer Reform der ägypti-
schen Systeme der sozialen Sicherung gezo-
gen werden, können in anderen Ländern der 
Region (z.B. Syrien) dienlich sein, da deren 
Systeme sehr viele ähnliche Charakteristika 
aufweisen.6 

Diese Studie kommt zu dem Ergebnis, daß ein 
Engagement der deutschen EZ im Bereich der so-
zialen Sicherung in Ägypten nicht nur sinnvoll, 
sondern auch möglich ist. Es ist sinnvoll,  

— weil die Armut auch auf Defizite der beste-
henden Sicherungssysteme zurückgeht,  

— weil diese Defizite bei einigen Systemen mit 
vertretbarem finanziellen Aufwand behoben 
werden können, 

                                                      
4 Vgl. Ashoff (1994); BMZ (1997); BMZ (1998); Claus 

(1997), S. 5; KfW (1997). 

5 Vgl. Weidnitzer (1998), S. 44. 

6 Hierauf wird nicht näher eingegangen, darum sei ver-
wiesen auf Loewe (1998b). 
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— weil die Verantwortlichen in Ägypten nicht 
über das hierfür erforderliche Know-how ver-
fügen und 

— weil andere Geber bisher noch kaum in die-
sem Bereich tätig sind. 

Das Engagement ist möglich; weil es erfolgver-
sprechende Ansatzpunkte für deutsche EZ inner-
halb des vom BMZ abgesteckten Rahmen gibt. 
Zwar stellt die Regierung noch nicht die Reform-
bereitschaft unter Beweis, die für ein Engagement 
im Bereich der staatlichen Systeme erforderlich 
wäre. Aber es bestehen Möglichkeiten einer Ko-
operation mit Nichtregierungsorganisationen 
(NROs). 

Zur Beantwortung der übergeordneten Fragestel-
lung wird in fünf Schritten vorgegangen. Zunächst 
stellt sich die Frage, anhand welcher Kriterien der 
Erfolg und Mißerfolg bestehender Systeme der 
sozialen Sicherung zu bewerten ist und welche 
gemäß dem zitierten Positionspapier des BMZ bei 
der Entscheidung über die Möglichkeit und den 
Ansatzpunkt eines Engagements deutscher EZ im 
Bereich der sozialen Sicherung heranzuziehen 
sind (Kapitel 2). Kapitel 3 wendet sich dann dem 
empirischen Fall Ägypten zu. Es zeigt auf, daß 
das größte soziale Problem Ägyptens in der ver-
breiteten Armut besteht und daß eine ihrer wich-
tigsten Ursachen im unzureichenden sozialen 
Schutz der Bevölkerung besteht. In Kapitel 4 wer-
den die Funktionsweise, die Erfolge und Defizite 
und die Reformoptionen der in Ägypten bestehen-
den Sicherungssysteme analysiert. Kapitel 5 be-
antwortet die Frage, welche multi- und bilateralen 
Geber bereits in diesem Bereich tätig sind und 
welche Erfahrungen sie gemacht haben. In Kapitel 
6 wird schließlich gefragt, ob und wo es Potentia-
le für deutsche EZ-Beiträge zur Lösung des Prob-
lems gibt.  

Dabei steht jedes Kapitel für sich, so daß der eili-
ge Leser einzelne Kapitel oder Abschnitte prob-
lemlos überspringen kann. 

2 Ziele und Möglichkeiten einer Förde-
rung der sozialen Sicherung durch 
deutsche EZ 

Der Auf- oder Ausbau von Systemen der sozialen 
Sicherung und deren Förderung durch deutsche 
EZ sollen die Effizienz und soziale Gerechtigkeit 
der Ressourcenverteilung des betroffenen Landes 
verbessern. Jedoch macht ein Engagement der 
deutschen EZ nur in solchen Ländern Sinn, die 
unter einer großen Dringlichkeit der Lösung 
sozialer Probleme durch den Aus- oder Aufbau 
von Systemen der sozialen Sicherung leiden und 
hierzu auch willens, nicht aber fähig sind. Ansatz-
punkte finden sich bei nahezu allen Formen der 
sozialen Sicherung, es kommen aber überwiegend 
Instrumente der TZ und PZ in Frage. 

Dieses Ergebnis wird im Folgenden aus der Theo-
rie der sozialen Sicherung und dem Positionspa-
pier des BMZ (1999a) abgeleitet. Dazu werden 
zunächst die Zielkriterien der sozialen Sicherung 
erläutert (2.1), dann deren mögliche Ausprägungs-
formen beschrieben (2.2) und schließlich die 
Grundbedingungen und möglichen Ansatzpunkte 
deutscher EZ dargestellt (2.3). Somit stellt dieses 
Kapitel einen Referenzrahmen dar, auf den bei der 
Bewertung der ägyptischen Sicherungssysteme 
(Kapitel 4) und bei der Diskussion des Für und 
Wider deutscher EZ-Beiträge in diesem Bereich 
(Kapitel 6) Bezug genommen wird. 

2.1 Ziele der sozialen Sicherung 

Der Auf- oder Ausbau von Systemen der sozialen 
Sicherung verfolgt nach Ansicht der gängigen 
Theorie der sozialen Sicherung zwei Ziele: Zum 
ersten sollen die Systeme relative Armut bekämp-
fen und zu einem höheren Maß an Verteilungsge-
rechtigkeit führen. Hinter diesem Ziel steht das 
Solidaritätsprinzip, nach dem eine Gesellschaft 
den Schaden derjenigen durch Umverteilung 
kompensieren sollte, die unverschuldet nach Ein-
tritt eines sozialen Risikos verarmt sind. 

Zum zweiten sollen Systeme der sozialen Siche-
rung zur allokativen Effizienz der Ökonomie bei-
tragen. Sie ist nicht immer gewährleistet, wenn 
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die soziale Vorsorge den Haushalten überlassen 
wird. Viele Individuen übersehen die Gefahr sozi-
aler Risiken oder verlassen sich auf den Beistand 
des Staates oder der Freunde. Das führt zu hohen 
sozialen Kosten und zu einer suboptimalen Spar-
quote. Vielfach werden auch keine oder nur teure 
Möglichkeiten der Vorsorge angeboten, weil po-
tentielle Anbieter sich nicht in ausreichendem 
Maß über ihre Kunden informieren können (a-
symmetrische Information): Das führt dazu, daß 
etwaige Angebote nur von Individuen mit hoher 
Risikowahrscheinlichkeit nachgefragt werden 
(adverse Selektion) oder die einmal Versicherten 
leichtsinnig werden und dem Risikoeintritt nicht 
mehr vorbeugen (moralisches Risiko). 

Vielfach wird als drittes Ziel der sozialen Siche-
rung genannt, daß sie die Gesellschaft stabilisie-

ren soll. Jedoch wird das Stabilitätsziel gleichzei-
tig erreicht, wenn die teilweise konfliktären Ziele 
der Effizienz und Verteilungsgerechtigkeit gegen-
einander abgewogen werden und hieraus ein sinn-
voller Kompromiß von Leistungs- und Vertei-
lungsgerechtigkeit resultiert, der alle Bürger eini-
germaßen zufriedenstellt und den Gerechtigkeits-
vorstellungen der Gesellschaft entspricht. 

2.2 Formen der sozialen Sicherung 

Systeme der sozialen Sicherung lassen sich nach 
zwei Merkmalen unterscheiden und systematisch 
ordnen: zum ersten danach, ob sie auf dem Vor-
sorge- oder auf dem Kompensationsprinzip beru-
hen, und zum zweiten nach der Institution, von 
der sie getragen werden (Tabelle 1). 

Beruhen sie auf dem Vorsorgeprinzip, so werden 
sie im Normalfall von den Abgesicherten selbst 
durch intertemporale Umverteilung finanziert, al-
so durch die Bildung von Rücklagen für schlechte 
Zeiten (in Form von Ersparnissen oder Versiche-
rungsverträgen). Intertemporale Umverteilung 
verursacht nur geringe Substitutionseffekte und 
verspricht Effizienz, da sie dem Äquivalenzprin-
zip entspricht. Das heißt, daß die individuellen 

Aufwendungen mit den erwarteten Erlösen über-
einstimmen. Andererseits schließt sie interperso-
nelle Umverteilung an die Armen aus. Ähnliches 
gilt für die Aufnahme von Krediten, die die finan-
ziellen Folgen sozialer Risiken nicht durch die 
Bildung von Rücklagen, sondern den Vorgriff auf 
zukünftig erwartete Einnahmen ausgleicht. 

Einen Sonderfall stellen umlagefinanzierte Sozi-
alversicherungen und Spar- und Kreditclubs dar, 
die für den einzelnen wie Vorsorge erscheinen, 
volkswirtschaftlich betrachtet aber interpersonell 

Tabelle 1: Formen der sozialen Sicherung nach der Finanzierung und der Trägerinstitution 

Vorsorge Kompensation Art der Umverteilung 

 

Trägerinstitution 

intertemporale 
Umverteilung 

Interpersonelle 
Umverteilung 

Gesellschaftliche Normen   Solidargemeinschaften 

Kooperative Arrangements Versicherungsvereine Spar- und Kreditclubs Solidaritätsarrangements 

Zivilgesellschaftliche Initiativen Mikrokredite 
Kleinstversicherungen 

 Wohlfahrtsarbeit 

Staat kapitalgedeckte 
Sozialversicherung 

Umlagefinanzierte 
Sozialversicherung 

Sozialhilfe 
Subventionen 

Markt Sparen 
Kreditaufnahme 

Privatversicherungen 
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umverteilen, da die Einzahlungen die Auszahlun-
gen der selben Periode finanzieren.  

Beruhen die Systeme auf dem Kompensations-
prinzip, so werden sie durch interpersonelle oder 
interregionale Umverteilung finanziert. Interper-
sonelle Umverteilung entspringt dem Solidaritäts-
prinzip und besteht in Transfers zwischen den 
Mitgliedern einer Gesellschaft, die freiwillig ge-
leistet werden (Hilfen der Verwandten oder 
Freunde, Wohlfahrtsarbeit der NROs) oder er-
zwungen sind (steuerfinanzierte Sozialhilfen und 
Subventionen). Sie können Verteilungsgerechtig-
keit herstellen; werden sie aber erzwungen und 
gehen über das gesellschaftlich erwünschte Maß 
an Umverteilung hinaus, so führen sie zu Substitu-
tionseffekten und Effizienzverlusten. Unter inter-
regionale Umverteilung fallen Transfers aus dem 
Ausland von Privatpersonen oder durch finanziel-
le Zusammenarbeit (FZ). Solche „Renten“ (Zah-
lungen, denen kein Arbeits- oder Investitionsauf-
wand gegenübersteht, vgl. Kasten 2) mögen aus 
Sicht des Empfängerlandes erstrebenswert er-
scheinen, sie machen es aber, ausgerechnet bei der 
sozialen Sicherung, verletzbar.  

Bei der Bewertung der in Ägypten bestehenden 
Systeme der sozialen Sicherung wird immer wie-
der darauf eingegangen, ob sie auf interpersonel-
ler, intertemporaler und interregionaler Umvertei-
lung beruhen, um auf Effizienz- und Verteilungs-
effekte zu verweisen. Die Reihenfolge ihrer Dar-
stellung orientiert sich aber daran, von welcher In-
stitution sie getragen werden:7 gesellschaftlichen 
Normen, kooperativen Arrangements, zivilgesell-
schaftlichen Initiativen, dem Staat oder dem 
Markt (Tabelle 1). 

Ungeschriebene gesellschaftliche Normen ver-
pflichten die Mitglieder traditioneller Gesellschaf-
ten zur gegenseitigen Schadenskompensation in-
nerhalb von Solidaritätsnetzwerken (Familie, 
Nachbarschaft, Freundeskreis). Der einzelne hat 
ein institutionalisiertes Recht auf die Unterstüt-
zung der anderen durch interpersonell umvertei-

                                                      
7 Vgl. FES (1996b), S. 79 ff.; Loewe (1997); van Ginne-

cken (1999); ILO (1999). 

lende Transfers. Voraussetzung ist, daß er sich 
den Regeln der Gemeinschaft unterwirft, weswe-
gen vor allem Randgruppen (geschiedene Frauen, 
Landmigranten, Aidskranke...) oft nur unzurei-
chend geschützt sind. Zudem ist der Anspruch des 
Individuums gegenüber der Gemeinschaft nur 
schwer einklagbar. 

Kooperative Systeme werden von Selbsthilfe-
gruppen organisiert, deren Mitglieder regelmäßig 
Beiträge an einen Fonds leisten und diesen im 
Turnus oder bei akuter Not an ein Mitglied wieder 
ausschütten (interpersonelle Umverteilung). Sol-
che rotating savings and credit associations (RO-
SCAs) sehen aber nur fest definierte Ausschüttun-
gen in regelmäßigen Abständen, nicht aber ein 
Versicherungselement zum Ausgleich eingetrete-
ner sozialer Risiken vor. Deshalb entwickelten 
sich aus einigen ROSCAs Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit, deren Mitglieder ihre Beiträ-
ge in einen Fonds einzahlen und die in Not gera-
tenen Partner hieraus unterstützen.8 

Nichtregierungsorganisationen (NROs) spielen 
in vielen Entwicklungsländern eine bedeutende 
Rolle bei der Gesundheitsversorgung, der Bereit-
stellung von Krediten und der Unterstützung ar-
mer Familien. Diese Wohlfahrtsarbeit finanziert 
sich durch Spenden von Inländern (interpersonelle 
Umverteilung) oder Zuwendungen aus dem Aus-
land (interregionale Umverteilung). 

Ein Staatseingriff kann grundsätzlich dem Versi-
cherungskonzept, dem Versorgungskonzept und 
dem Fürsorgekonzept folgen, kann aber auch in 
der Subventionierung von Grundversorgungsgü-
tern, Krediten oder Löhnen bestehen. Mit dem 
Versicherungskonzept verallgemeinert der Staat 
die soziale Vorsorge durch obligatorische Mit-
gliedschaft in der Sozialversicherung. Nach der 
Form der Finanzierung unterscheidet man umla-
gefinanzierte und kapitalgedeckte Systeme. Erste-
re finanzieren ihre Leistungen durch interperso-
nelle Umverteilung aus den Beitragseingängen der 

                                                      
8 Vgl. IBRD (1994a), S. 70; Freiberg-Strauß (1999); ILO / 

PAHO (1999e); van Ginnecken (1999); Dror / Jacquier 
(1998). 
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selben Periode (Generationenvertrag). Zweitere 
finanzieren die Leistungen an einen Versicherten 
wie privatwirtschaftliche Versicherungen durch 
intertemporale Umverteilung aus den von ihm 
selber durch frühere Beiträge akkumulierten Re-
serven. Eine Sozialversicherung garantiert nie um-
fassenden Schutz, da die Bezieher niedriger Ein-
kommen oft nur kleine Leistungsansprüche er-
werben können. 

Darum wird die Sozialversicherung vielfach von 
einem Sozialhilfesystem ergänzt, das aus Steuer-
einnahmen finanziert wird und die Bedürftigen 
unterstützt. Eine solche interpersonelle Umvertei-
lung beeinflußt jedoch leicht die Entscheidungen 
der Haushalte, führt zu Ineffizienzen und überlas-
tet schnell die Ökonomie. Beim Fürsorgekonzept 
gleicht die Sozialhilfe die Differenz zwischen ei-
ner definierten Armutsgrenze und dem tatsächli-
chen Einkommen aus; Bedingung für den Bezug 
ist also Bedürftigkeit. Das Versorgungskonzept 
sieht eine Grundsicherung durch Pauschaltransfers 
an all diejenigen vor, die bestimmte sachliche Kri-
terien erfüllen (z.B. das Erreichen des Pensionsal-
ters). Es hat den Nachteil, daß auch Reiche Trans-
fers erhalten (E-Ineffizienz) oder Bedürftige leer 
ausgehen, da sie den Bezugsbedingungen nicht 
entsprechen (F-Ineffizienz).9 

Insbesondere Entwicklungsländer versuchen auch, 
Armut dadurch zu lindern, daß sie den Konsum 
von Grundkonsumgütern subventionieren und 
Arme diese Güter leichter erwerben können. Auch 
Subventionen üben negative Anreize auf die Ent-
scheidungen der Haushalte aus und schaffen 
Marktverzerrungen, da die Güter unter ihren Pro-
duktionskosten abgegeben werden. Es treten 
gleichzeitig E- und F-Ineffizienzen auf. 

Der Markt schließlich bietet den Haushalten drei 
Formen der individuellen Sicherung an, die 
durchweg auf intertemporaler Umverteilung beru-
hen: (i) Sie können bei Finanzengpässen Kredite 
aufnehmen, die sie aber später verzinst zurückzah-
len müssen, (ii) Ersparnisse für Krisenzeiten zu-

                                                      
9  Vgl. Cornia / Stewart (1995), S. 82; FES (1996b), S. 

26 f.; Molitor (1987), S. 13 ff. 

rücklegen oder (iii) Versicherungsverträge ab-
schließen, die einen institutionalisierten Risiko-
ausgleich vorsehen und den Versicherten auch die 
Sorge um das Ausmaß des Schadens nehmen.10 

2.3 Möglichkeiten der deutschen EZ  
zur Förderung von Systemen der 
sozialen Sicherung 

Armutsbekämpfung ist einer der drei Schwer-
punkte der deutschen EZ. Die Förderung sozialer 
Sicherungssysteme ist hierbei ein wichtiges In-
strument, auch wenn sie keinen eigenen Schwer-
punkt darstellt. Im Folgenden werden die Ziele 
und Grundsätze (2.3.1), die Grundbedingungen 
(2.3.2) und die möglichen Ansatzpunkte (2.3.3) 
einer solchen Förderung durch deutsche EZ darge-
legt. 

2.3.1 Ziele und Grundsätze 

Das Positionspapier des BMZ (1999a) bringt zum 
Ausdruck, daß ein Engagement deutscher EZ die 
„soziale Gerechtigkeit und Effizienz der sozialen 
Sicherungssysteme und deren Nachhaltigkeit zu 
beachten und in einen konsensfähigen Ausgleich 
zu bringen“ habe. Dieselben Kriterien waren be-
reits aus der Theorie der sozialen Sicherung abge-
leitet worden (2.1). Für den dort genannten Kom-
promiß von Leistungs- und Verteilungsgerechtig-
keit konkretisiert das BMZ, daß „der einzelstaat-
liche Kontext ausschlaggebend“ sei. Denn „die 
Ausgestaltung der Systeme hängt von den histori-
schen Erfahrungen und den bestehenden soziokul-
turellen Strukturen der Länder ab.“ 

Neben diesen beiden zentralen Zielen fordert das 
BMZ, daß der Eingriff des Staates oder der EZ 
subsidiär und partizipativ sein soll. Mit der Sub-
sidiarität ist gemeint, daß er nur dort erfolgen 
sollte, wo die individuellen und selbstorganisier-

                                                      
10 Auch Versicherungen verteilen auf eine spezielle Weise 

interpersonell um: nicht von den Reichen zu den Armen, 
wohl aber zugunsten derer, die durch den Eintritt eines 
Risikos getroffen wurden. 
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ten Formen der Sicherung versagen. Nie darf es 
dabei zur Erosion bestehender Systeme der Siche-
rung kommen, außerdem sollten die Entscheidun-
gen der Individuen möglichst wenig beeinflußt 
werden. Mit der Partizipation ist gemeint, daß 
die Betroffenen und die ganze Gesellschaft am 
Willensbildungsprozeß und der Planung des Pro-
jekts beteiligt und keine sozialen Gruppen ausge-
grenzt werden. Dies gewährleistet, daß die Siche-
rungsstrategie den sozialen Normen und kulturel-
len Besonderheiten des Landes angepaßt wird. 

2.3.2 Grundbedingungen 

Unter welchen Bedingungen sollte aber überhaupt 
über ein Engagement der EZ bei der sozialen Si-
cherung nachgedacht werden? In welchem Land 
ist es sinnvoll und verspricht Erfolge? 

Hier sind notwendige und hinreichende Bedin-
gungen zu unterscheiden. Die notwendigen Be-
dingungen sind gegeben, wenn ein Land mit gro-
ßen sozialen Problemen konfrontiert ist, die auf 
einen unzureichenden sozialen Schutz der Bevöl-
kerung zurückgehen, die das Land aber nicht ei-
genständig lösen kann. Hingegen sind nach Aus-
sage des BMZ-Positionspapiers die hinreichenden 
Bedingungen für deutsche EZ erst dann erfüllt, 
wenn das Land auch zur Lösung dieser Probleme 
bereit ist. 

Zunächst kann man festhalten, daß der Zustand 
der sozialen Sicherung in einem Land von drei 
Determinanten abhängt: der 
Problemlösungsdringlichkeit (dem Ausmaß 
sozialer Probleme), der Problemlösungsfähigkeit 
(seiner Ressourcenausstattung und der 
sozialpolitischen Kreativität der 
Entscheidungsträger) und der Problemlö-
sungsbereitschaft der Bevölkerung und der Regie-
rung. 
Hieraus resultieren ein ökonomisches und ein po-
litisches Problem. Das ökonomische besteht darin, 
daß ein Land häufig gerade dann unter sozialen 
Problemen leidet und eine Reform der sozialen 
Sicherung benötigt, wenn seine eigenständige 
Problemlösungsfähigkeit begrenzt ist, weil das er-
forderliche Fachwissen oder die finanziellen Mit-

tel hierfür nicht vorhanden sind.11 Im Falle dieses 
ersten Problems kann und soll EZ einen Beitrag 
zur Überwindung des Problems leisten.  

Daher bestehen die notwendigen Bedingungen für 
EZ im Bereich der sozialen Sicherung in 

— einer hohe Problemlösungsdringlichkeit (Ar-
mut, die durch soziale Risiken ausgelöst 
wird) und 

— einer geringen Problemlösungsfähigkeit (auf 
Seiten der Betroffenen wie auch der Regie-
rung). 

Das zweite, politische Problem liegt vor, wenn der 
Aufbau oder die Reform der sozialen Sicherung in 
einem Land mit hoher Problemlösungsdringlich-
keit an mangelnder Problemlösungsbereitschaft 
scheitert. Es sollte weder davon ausgegangen 
werden, daß es einen gesellschaftlichen Konsens 
für eine Veränderung des Status Quo gibt, noch 
davon, daß die Politiker hieran interessiert sind. 

Während die Problemlösungsbereitschaft der Ge-
sellschaft vor allem von der Problemlösungsdring-
lichkeit und dem sozialen Wertesystem bestimmt 
wird, hängt die Problemlösungsbereitschaft des 
Staates von der Struktur des politischen Systems 
ab: Autokratische Regime sind häufig nicht bereit, 
Ressourcen zur Lösung sozialer Probleme einzu-
setzen, sondern nutzen auch sozialpolitische In-
strumente, um ihre Macht und Legitimität zu er-
höhen und ihre Klientel zu privilegieren.12 

In diesem Fall wird EZ schwierig, da sie nur 
schwer das commitment des Partnerlandes beein-
flussen kann. Die hinreichende Bedingung für ein 
Engagement der EZ ist daher erst dann erfüllt, 
wenn die Gesellschaft und die Regierung zur Lö-
sung der sozialen Probleme bereit sind. Das 
schließt nicht nur die Entschlossenheit zu Maß-
nahmen im Bereich der Sozialversicherung und 
Sozialhilfe ein, sondern auch eine soziale Wirt-
schaftspolitik, die die notwendigen Lebensgrund-
lagen für die Armen schafft und die selbstorgani-

                                                      
11 Vgl. BMZ (1999a), S. 7, 8 und 13. 

12 Vgl. Loewe (1998b). 
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sierten Formen der Sicherung schützt und stärkt.13 
Hierzu gehören eine armutsmindernde Wirt-
schafts-, Finanz-, Steuer-, Haushalts-, Rechts- und 
Sozialpolitik, ein leistungsfähiges Finanzsystem 
und eine funktionierende öffentliche Kontrolle, 
Aufsichts- und Regulierungsinstitutionen zum 
Schutz der Versicherten, eine sektorübergreifende 
sozialpolitische Strategie und Freiräume für 
NROs und private und privatwirtschaftliche Si-
cherungssysteme. 

2.3.3 Mögliche Ansatzpunkte 

Ansatzpunkte für deutsche EZ bestehen bei nahe-
zu allen Formen der sozialen Sicherung. Die Ent-
scheidung über einen konkreten Ansatz sollte aber 
von drei zentralen Fragen abhängig gemacht wer-
den, die für Ägypten in den Kapiteln 3, 4 und 5 
gestellt werden: 

— Welche sozialen Probleme dominieren im 
Land? Wer ist von ihnen betroffen? 

— Welche Formen der sozialen Sicherung be-
stehen? Wie effektiv und tragfähig sind sie? 

— Engagieren sich schon andere Geber im Be-
reich der sozialen Sicherung? 

Eine Unterstützung traditioneller Solidaritäts-
netzwerke ist im Rahmen der EZ nur schwer mög-
lich, da sie deren Grundlage gefährdet. Allenfalls 
wäre an ihre Beratung beim Aufbau von Rückla-
gen- und Notfallfonds zu denken. Partner der EZ 
wären zivilgesellschaftliche und religiöse Grup-
pen. 

Kooperative Vereine können hingegen technisch 
und finanziell unterstützt werden: finanziell als 
Anschubfinanzierung und zur Überbrückung fi-
nanzieller Engpässe und technisch durch die Bera-
tung bei der Rücklagenbildung, dem Abschluß 
von Rückversicherungsverträgen, der Umwand-
lung in Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
der Gestaltung von Verträgen, Risikoeintrittsprü-

                                                      
13 Vgl. BMZ (1999a), S. 7 und 13. vgl. auch BMZ (1996), 

S. 12; Freiberg-Strauß (1999); Gsänger (1993b).  

fungen und Zahlungsverfahren. Potentielle Partner 
sind NROs, Genossenschaften und Verbände. 

Partner der EZ im Bereich privatwirtschaftlicher 
Versicherungen ist der Staat, der bei der Stärkung, 
Regulierung und Beaufsichtigung des Versiche-
rungs- und Kapitalmarktes, der Bereitstellung der 
Infrastruktur und der Schaffung optimaler Rah-
menbedingungen beraten werden kann. Sinnvolle 
Instrumente sind Experteneinsätze und Mitarbei-
terschulungen.  

Auch im Bereich der Sozialversicherung und So-
zialhilfe stehen mit der Entsendung von Experten 
und Schulung von Mitarbeitern Instrumente der 
TZ im Vordergrund. Hierfür gibt es zahlreiche 
Ansatzpunkte (Tabelle 2). Denkbar sind zwar 
auch Materiallieferungen, eine finanzielle Beteili-
gung an Transfers kommt aber nur in akuten Not-
lagen und nie flächendeckend in Frage. 

Daneben kann EZ den internen Politikdialog über 
die Ziele und die Gestaltung von sozialen Siche-
rungssystemen unterstützen, Analysen zu Zustand 
und Reformoptionen durchführen und internatio-
nale Erfahrungen im Rahmen von Seminaren 
vermitteln.14 Schließlich sollte im Rahmen der bi- 
und multilateralen Konsultationen auf die Bedeu-
tung der sozialen Sicherung und ihrer wirtschafts- 
und sozialpolitischen Rahmenbedingungen für die 
Bekämpfung von Armut, die Stabilität der Gesell-
schaft und die volkswirtschaftliche Entwicklung 
hingewiesen werden. 

                                                      
14 Vgl. AKA (1998), S. 9 ff.; BMZ (1996), S. 12 ff.; BMZ 

(1999a), S. 7 ff.; Freiberg-Strauß (1999), S. 5; Gsänger 
(1993a); van Ginnecken (1999). 
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Tabelle 2: Mögliche Ansatzpunkte deutscher EZ im Bereich der sozialen Sicherung 

System Partner Inhalte / Ziele Instrumente 

Armutsorientierte 
Wirtschaftspolitik 

Bedingungen von 
Selbsthilfegruppen 

politischer Dialog 

Workshops, Hearings, Seminare 
Gutachten, Strategieberatung 

 
 

Regierungsverhandlungen 

Rahmen- 
bedingungen 

Regierung 

Spezialfragen ad hoc-Einsatz von Experten 

Rückversicherung PZ / TZ: Beratung bei 
– Aufbau von Sparfonds 
– Bildung von Kreditvereinen 

Solidargemein-
schaften 

NROs,  

Genossenschaften, 

Verbände 
Überbrückung von 
Notlagen 

FZ: in Ausnahmefällen kleine finanzielle Beiträge 

Gründung 

rechtl. Absicherung 

erhöhte Transparenz  

Lösen von Informa-
tionssproblemen 

PZ / TZ Beratung bei:  
– Vertragsgestaltung,  
– Rechtsfolgenabschätzung 
– Gestaltung des Zahlungsverfahrens 
– Durchführung von Risikoeintrittsprüfungen 

Kooperative  
Systeme 

Religiöse Gruppen, 
NROs, Genossenschaf-
ten, Gewerkschaften 

Stabilität sichern 

Risikostreuung, 

Rückversicherung 

PZ / TZ Beratung bei:  
– Bildung von Rückversicherungsfonds 
– Abschluß von Gruppenverträgen mit privater Versiche-

rung 
– Umbau zu Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 

NROs Versicherungsgesell-
schaften 

NROs, Verbände 

Genossenschaften 

Aufbau von Kleinst-
versicherungen mit 
Versicherungsgesell-
schaften 

FZ / TZ: Anschubfinanzierung und Beratung bei capacity 
building 

Sozialversiche-
rung,  
Sozialhilfe 

Regierung  
(bestimmte Ministe- 
rien) 

Nachhaltigkeit 

Effizienz 

soziale Gerechtigkeit 

hoher Deckungsgrad 

Ausdehnung auf in-
formellen Sektor 

PZ / TZ: Beratung, Experteneinsatz, Fortbildung  
– versicherungsmathematische Analyse 
– Reform des Systems, seiner Konzeption, Verwaltung und 

Organisation, Dezentralisierung 
– accounting und monitoring 
– Aufbau von Informations- und Managementsystemen 

FZ: Materiallieferungen, Beteiligung an Transfers in Notla-
gen 

Private Versi-
cherungen 

Versicherungs- 
gesellschaften 

Regierung 

Verbände 

Gewerkschaften 

Schutz der Versicher-
ten 

Rechtssicherheit 

finanzielle Stabilität 

PZ / TZ: Beratung und Fortbildung zu 
– Regulierung des Marktes 
– Aufsicht 
– Stärkung der Kapitalmärkte 
– Schaffung der Infrastruktur 
– Stärkung der Rahmenbedingungen 

Quelle: BMZ (1999a) 
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3 Soziale Entwicklungsprobleme 

Das größte soziale Problem Ägyptens besteht in 
der verbreiteten Armut. Die hohe Arbeitslosigkeit 
und der niedrige Bildungsgrad der Bevölkerung 
wiegen schwer, die absolute Armut von gut 26 % 
der Einwohner stellt aber das größte soziale Prob-
lem des Landes dar. 

Somit stellt die Bekämpfung der Armut eine der 
wichtigsten Herausforderungen für die ägyptische 
Politik der nächsten Jahre dar. Die jüngsten Erfol-
ge des Strukturanpassungsprogramms (SAP) – der 
Rückgang der Inflation, der Anstieg des Wachs-
tums und die Konsolidierung des Staatshaushalts 
konnten nicht in Fortschritte bei der Sozialent-
wicklung umgesetzt werden. Die Löhne stagnie-
ren, die Arbeitslosigkeits- und Armutsquoten stie-
gen sogar an. Mit einem Pro-Kopf-Einkommen 
von 1.219 US $ (1998) ist Ägypten ein Land mit 
mittlerem Einkommen. Gemessen am Human De-
velopment Index rangiert es aber zwanzig Plätze 
hinter seinem Pro-Kopf-Einkommens-Rang.15 

Die Bekämpfung der Armut bedarf einer Doppel-
strategie: Einerseits müssen das ägyptische Bil-
dungssystem und die Systeme der sozialen Siche-
rung reformiert werden. Denn die Armut eines 
einzelnen Haushalts wird zumeist durch den nied-
rigen Bildungsgrad seines Hauptverdieners oder 
den Eintritt eines sozialen Risikos ausgelöst, ge-
gen das der Haushalt nicht ausreichend abgesi-
chert ist. Zu den Armen zählen vor allem Witwen, 
Waisen, kinderreiche Familien, Erwerbsunfähige 
und landlose Bauern, aber auch unzureichend qua-
lifizierte Arbeitskräfte. 

Andererseits muß sich die Verteilungs-, Bevölke-
rungs- und Wirtschaftspolitik stärker als bisher am 
Ziel der Armutsbekämpfung orientieren, da sich 
die Armut erst durch begünstigende Faktoren auf 
der Makroebene so stark ausbreiten konnte (z.B. 
die ungleiche Vermögensverteilung, das hohe Be-

                                                      
15 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 15; Doraid (2000); 

EIU Country Profile (1998-99); INP (1998), S. 17 und 
19. 

völkerungswachstum, das niedrige Exportwachs-
tum oder die sinkende Produktivität). 

Im Folgenden werden Ausmaß und Intensität der 
Armut in Ägypten beziffert (3.1), dann wird be-
schrieben, welche Bevölkerungsgruppen in be-
sonderem Maße von Armut betroffen sind (3.2). 
Schließlich wird nach den Ursachen des hohen 
Ausmaßes und der spezifischen Struktur der Ar-
mut gefragt, um hieraus eine Strategie der ursa-
chennahen Bekämpfung der Armut abzuleiten 
(3.3). 

3.1 Ausmaß und Intensität der Armut 

26,5 % aller Ägypter sind als arm, 8,6 % sogar als 
extrem arm einzustufen. Dies ist das Resultat der 
seriösesten und methodisch fundiertesten empiri-
schen Untersuchung der absoluten Einkommens-
armut16 in Ägypten, die auf einem expenditure-
test beruht. Ihr zur Folge lagen das durchschnittli-
che Einkommen aller Armen und das der extrem 
Armen 1997 im Durchschnitt 25 % bzw. 23 % un-
ter der jeweiligen Armutsgrenze. Die Armutslücke 
(vgl. Kasten 1) lag somit bei gut 1,6 Mrd. US $. 
bzw. 300 Mio. US $. Andere Untersuchungen der 
absoluten Armut beziffern das Ausmaß der Armut 
zum Teil erheblich höher, obwohl auch sie auf ex-
penditure-tests beruhen. Ihre Werte für den Zeit-
raum 1995 - 1997 liegen in der Spanne zwischen 
22 und 51 %.17 

                                                      
16 Auswertung des Egypt Integrated Household Survey von 

1997 durch Datt / Jollife / Sharma (1998), der eine regi-
onal gestaffelte Grenze der Armut (984 - 1548 LE pro 
Person und Jahr) und der extremen Armut (636 - 904 
LE) zugrunde liegt. 

17 Vgl. El-Ghonemy (1998); El-Laithy / Osman (1996); 
Fergany (1998b); ILO (1998b); Korayem (1996a), S. 
193 ff.; Korayem (1996a), S. 8; Osman (1998), S. 8. Die 
wichtigsten Gründe für die Differenzen dürften in unter-
schiedlichen methodischen Ansätzen der empirischen 
Untersuchungen liegen. Zudem liegt das Einkommen 
sehr vieler Haushalte knapp über und unter dem Exis-
tenzminimum, so daß schon leichte Verschiebungen der 
Armutsgrenze zu starken Veränderungen des Armutsin-
dizes führen. 
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Hingegen sind Ausmaß und Intensität der relati-
ven Einkommensarmut nicht übermäßig ausge-
prägt. Auch sie können nur auf Basis des Kon-
sumverhaltens abgeschätzt werden, die Ergebnisse 
variieren stark. Es gilt aber als erwiesen, daß die 
Einkommensunterschiede im internationalen Ver-
gleich klein sind. Das reichste Fünftel der Bevöl-
kerung hatte nur sieben mal so viel zum Konsum 
zur Verfügung wie das ärmste.18 Der Gini-
Koeffizient (0,35) liegt relativ niedrig. Umstritten 
ist, ob die Einkommensunterschiede in Folge des 
SAP der 90er Jahre zu- oder abgenommen haben. 
Der scheinbare Widerspruch verbreiteter absoluter 
Armut und geringer relativer Armut erklärt sich 
daraus, daß schon das Durchschnittseinkommen 
im internationalen Vergleich niedrig liegt und 
schon leichte Abweichungen individueller Ein-
kommen nach unten zu absoluter Armut führen 
können. 

                                                      
18 Vgl. Handoussa (1999); o.A. (1999a). Z. Vgl.: Türkei 

16mal, Israel: 7mal, Brasilien: 33mal, Deutschland: 
5mal. 

Sehr ungleich dürfte jedoch die Vermögensvertei-
lung sein. Hierüber liegen zwar kaum Daten vor; 
jedoch ist beispielsweise bekannt, daß 20 % der 
Landeigentümer gut 70 % der Kulturfläche besit-
zen.19 

3.2 Struktur der Armut 

Von Armut sind vor allem Witwen, Waisen, kin-
derreiche Familien, Erwerbsunfähige, landlose 
Bauern, ungelernte Arbeiter und die Bewohner 
des oberägyptischen Landes betroffen. 

Unverheiratete, geschiedene, verwitwete und 
verlassene Frauen sind häufiger als jede andere 
soziale Gruppe arm. 35,3 % der Haushalte ohne 
männliches Familienoberhaupt leben unter der 
Armutsgrenze. Frauenarmut dürfte aber noch hö-
her liegen, da viele Frauen ihren Sohn als Famili-
enoberhaupt benennen, selbst wenn er noch nicht 
erwerbstätig ist. Auch zählt der Mann, der eine 

                                                      
19 Vgl. KfW (1997), S. 3. 

Kasten 1: Ausmaß, Intensität und Struktur der Armut 
Ausmaß, Intensität und Struktur der Armut stehen im Mittelpunkt dieses Kapitels, da aus ihnen Rückschlüsse auf die Effizienz und 
die Schwachstellen der Systeme der sozialen Sicherung gezogen werden können. Armut wird hier rein ökonomisch verstanden: als 
Einkommensarmut. Zwar kann sich Armut auch bei höheren Einkommen in vielerlei Form manifestieren (schlechte Gesundheits-
versorgung, Ernährung, Trinkwasserversorgung, Bildung; sozialer Ausschluß, Wohnraummangel...), im Zusammenhang mit der so-
zialen Sicherung ist aber die Konzentration auf den Einkommensindikator vertretbar. 

Das Ausmaß der Armut wird durch den Anteil der „Armen“ gemessen (an der Gesamtbevölkerung eines Landes oder an einer Per-
sonengruppe...). Dabei ist zwischen absoluter, relativer und subjektiver Armut zu unterscheiden. Absolut arm sind Haushalte, deren 
gesamtes Einkommen bei gegebener Preisstruktur nicht zur Beschaffung ex ante definierter Mengen essentieller Güter ausreicht. 
Relativ arm ist, wessen Einkommen um einen bestimmten Prozentsatz (zumeist 25 %) unter dem Durchschnittseinkommen der Be-
zugsgruppe liegt. Subjektiv arm ist, wer sich selbst als arm einstuft. 

Absolute Armut läßt sich auf dreierlei Weise messen: (i) Der income-test liefert Daten über das pro Haushaltsmitglied zur Verfü-
gung stehende Einkommen, das dann mit dem zum Existenzerhalt benötigten Mindesteinkommen verglichen wird. Dieses hängt 
vom Wohnort, der Haushaltsgröße und den besonderen Lebensumständen ab. Solche Daten liegen für Ägypten nicht vor. Darum 
wird auf die Ergebnisse von (ii) expenditure-tests zurückgegriffen, die analog die tatsächlichen mit den notwendigen Konsumaus-
gaben vergleichen. Expenditure-tests geben in der Regel niedrigere Kennzahlen für das Ausmaß der Armut an als income-tests, da 
die Sparneigung mit zunehmendem Einkommen zunimmt und die Konsumausgaben daher gleicher verteilt sind als die Einkommen. 
Weniger genau, aber leichter zu verifizieren sind (iii) means-tests, die die Armut eines Haushalts daran messen, welche essentiellen 
langlebigen Konsumgüter im Haushalt tatsächlich vorhanden sind. 

Die Intensität der Armut wird daran gemessen, um wieviel das Einkommen (die Ausgaben) der Armen unter einer bestimmten 
Einkommenshöhe liegen. Diese „Armutslücke“ wird auch häufig auf das Volkseinkommen bezogen. 

Die Struktur der Armut sagt aus, welche Gruppen in welchem Umfang von Armut betroffen sind. Gruppen mit überproportiona-
lem Anteil von Armen werden als soziale Risikogruppen bezeichnet. 
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Frau verlassen hat, noch als Oberhaupt der Fami-
lie, solange die Ehe nicht offiziell geschieden ist.20 
Der hohe Anteil von Frauen unter den Armen ist 
auf fünf Ursachen zurückzuführen: 

— Nur wenige Frauen verfügen über ein eigenes 
Einkommen. Die meisten Frauen führen den 
Haushalt, viele andere arbeiten in der Land-
wirtschaft oder in Familienbetrieben mit, wo 
sie nicht bar entlohnt und nicht registriert 
werden. Nur 29 % aller Frauen sind erwerbs-
tätig. 

— Erwerbstätige Frauen beziehen kleinere Ein-
kommen als Männer, da sie schlechter ent-
lohnte Tätigkeiten ausüben: Sie stellen 30 % 
der einfachen, 10 % der ausgebildeten und 
12 % der leitenden Angestellten. Dies liegt 
auch daran, daß ihr Bildungsgrad im Durch-
schnitt niedriger liegt.21 

— Frauen sind seltener und schlechter sozialver-
sichert: Erwerbstätige Frauen verdienen 
schlechter und beziehen daher auch nur klei-
ne Renten. Frauen, die im Familienbetrieb 
mitarbeiten, werden vom Staat nicht regist-
riert und sind daher nicht sozialversichert. 

— Witwen sind sozial schlecht abgesichert. 
Stirbt der Mann einer nicht berufstätigen 
Frau, so bezieht sie nur eine kleine Rente, da 
die Hinterbliebenenrente mit anderen Ver-
wandten geteilt werden muß. Viele Männer 
sind auch gar nicht sozialversichert. Ein spä-
ter Einstieg bzw. eine Rückkehr in die Be-
rufswelt mit dem Ziel, einen eigenen Erwerb 
aufzubauen, ist für Frauen sehr schwer, ins-
besondere wenn sie alt sind oder Kinder zu 
versorgen haben. Ein weiteres Problem be-
steht darin, daß nur 45 % aller Frauen (95 % 
der Männer) einen Personalausweis besitzen, 
ohne den sie keine Kredite erhalten, keine 
Rechtsgeschäfte tätigen können, ihren 

                                                      
20 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 30 ff. Siehe auch: 

BMZ (1999c), S. 1; El-Zanaty et al. (1996), S. 18 ff.; 
Handoussa (1999); IDA (1999), Annex 4; KfW (1997), 
S. 2; Korayem (1996b), S. 196; Nagi (1998), S. 10; o.A. 
(1999b), S. 5. 

21 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 19 ff.; Datt / Jollife / 
Sharma (1998), S. 46; Nagi (1998), S. 22.  

Rechtstitel auf Landbesitz nicht durchsetzen 
können und auch keine Sozialversicherungs-
leistungen erhalten.22 

— Geschiedene und verlassene Frauen haben in 
der Praxis keine soziale Absicherung. Der 
Mann muß zwar weiterhin für die Frau auf-
kommen, dieser Anspruch kann von den 
Frauen aber nur sehr selten durchgesetzt wer-
den. Zudem führt auch das konservativ isla-
misch geprägte Personenstandsrecht zu recht-
lichen Unsicherheiten für Frauen im Erbfall, 
bei der Scheidung und bei der Zuteilung des 
Sorgerechts von Kindern. Fehlt ein ökonomi-
scher Rückhalt durch die Familie oder in 
Form von veräußerbarem Vermögen, so ist 
die Frau auf Sozialhilfe angewiesen. 

Waisen sind ebenfalls in zunehmendem Maße 
von Armut betroffen. Zwar gibt es hierüber keine 
verläßlichen Daten. Ein Indiz ist jedoch, daß im-
mer mehr Waisen staatliche und religiöse Sozial-
hilfeleistungen erhalten. Zudem bezeugen Beob-
achter, daß die Zahl elternloser, obdachloser Kin-
der in Kairos Straßen deutlich angestiegen ist und 
sich sogar erste Straßenbanden bilden.23 

Erwerbsunfähige sind eine weitere Hauptrisiko-
gruppe. Dies liegt daran, daß Behinderte und 
chronisch Kranke viele Berufe nicht ausüben kön-
nen. 1994/95 waren die Empfänger der sozialhil-
feartigen Sadat-Rente zu 29 % Behinderte, zu 
43 % alleinstehende Frauen und nur zu 19 % Se-
nioren.24 

Ein weiteres Problem stellen die hohen Kosten 
einer Heirat in Ägypten dar. Der Bräutigam muß 
nicht nur den Mahr, die Morgengabe, aufbringen, 
sondern auch ein angemessenes Hochzeitsfest 

                                                      
22 Vgl. Danish MFA (1999), S. 32; IDA (1999), Annex 4; 

Nagi (1998), S. 22 f. 

23 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 20; Bayat (1997a); 
IDA (1999), S. 2 f., Annex 2; o.A. (1999b), S. 6. 

24 Vgl. Diwan / Walton (1998), S. 75; Handoussa (1999); 
ILO (1998b), S. 30; Killick (1995), S. 311. 
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ausrichten. Damit sind so hohe Kosten verbunden, 
daß für viele eine Heirat unerschwinglich ist.25 

Armut in Ägypten konzentriert sich auch bei kin-
derreichen Familien: Ein durchschnittlicher 
Haushalt zählt 6 Mitglieder, arme Haushalte 7 
Mitglieder und extrem arme Haushalte sogar 8 
Mitglieder. Dabei weicht das Verhältnis von Se-
nioren zu erwerbsfähigen Mitgliedern in armen 
(11 %) und extrem armen Haushalten (13 %) nur 
wenig vom Durchschnittswert (12 %) ab. Jedoch 
liegt das Verhältnis der unter 15jährigen Personen 
zu den erwerbsfähigen (zwischen 15 und 60 Jah-
ren) in extrem armen und armen Familien mit 
114 % und 90 % erheblich über dem Durch-
schnittswert (68 %).26 Es wäre vorschnell, daraus 
zu schließen, daß Alter kein Armutsfaktor ist, da 
die Durchschnittsbildung eine Armutskonzentrati-
on in den wenigen reinen Rentnerhaushalten ver-
schleiern könnte. Deutlich wird aber, daß Kinder-
reichtum ein viel bedeutenderes soziales Risiko 
darstellt. 

Unter den Senioren ist Armut nur leicht über-
durchschnittlich verbreitet. Das liegt daran, daß 
68 % der über 60jährigen eine Sozialversiche-
rungsrente erhalten und 23 % von ihren Kindern 
oder von anderen Verwandten unterstützt werden. 
20 % arbeiten noch gegen Lohn oder Gehalt. Nur 
12 % beziehen weder Rente, noch Lohn oder Ge-
halt, noch finanzielle Hilfen von Verwandten. 
Andererseits reichen nur 23 % der Sozialversiche-
rungsrenten zum Überleben aus.27 

Unter den ausgewiesenen Arbeitslosen ist Armut 
nicht stärker verbreitet als im gesellschaftlichen 
Mittel. Nur 27 % der Arbeitslosen leben unter der 
Armutsgrenze. Arbeitslosigkeit ist zwar eine 
volkswirtschaftliche, nicht aber eine individuelle 

                                                      
25 Vgl. Singerman (1995), S. 109 ff. Die Nasser Social 

Bank (NSB) gewährt 70 % ihrer Kredite zur Deckung 
der Ausgaben bei Hochzeiten, so Nabil Hakam (Präsi-
dent der NSB). 

26 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 28 - 30; Handous-
sa (1999); Korayem (1996b), S. 196. 

27 Zu den Daten vgl. Azer / Afifi (1992), S. 46 und 103; 
Diwan / Walton (1998), S. 75; Handoussa (1999); ILO 
(1998b), S. 55; Killick (1995), S. 311. 

Armutsursache, wie vielfach vermutet wird. Das 
Ergebnis ist erstaunlich und läßt sich nur dadurch 
erklären, daß die Armen in der Regel arbeiten, um 
überleben zu können, auch wenn ihre Produktivi-
tät und ihr Stundenlohn minimal sind. Nur Ver-
mögende können es sich leisten, gänzlich arbeits-
los zu sein. Jedoch bezieht sich das zitierte Ergeb-
nis nur auf die offene Arbeitslosigkeit, der 12 % 
aller Ägypter zugerechnet werden. Daneben sind 
zahlreiche Erwerbstätige unterbeschäftigt und 
werden nur schlecht entlohnt („verdeckte Arbeits-
losigkeit“). Insgesamt dürfte jeder vierte bis fünfte 
Ägypter offen oder verdeckt arbeitslos sein.28  

Unterbeschäftigte und Unterbezahlte sind sehr 
wohl zu den sozialen Risikogruppen zu rechnen. 
Saisonarbeiter und Tagelöhner beispielsweise sind 
mit 39 % besonders häufig arm, während nur 
15 % der dauerhaft Beschäftigten und 23 % der 
Selbstbeschäftigten arm sind.29  

Auch zwischen unzureichender Bildung und 
Armut besteht eine deutliche Korrelation. Die 
Durchschnittszahl an Bildungsjahren liegt bei 3,1 
unter extrem armen, 4,4 unter armen und 7,0 unter 
wohlhabenderen Ägyptern über 15 Jahren. Der 
Durchschnitt liegt bei 6,4 Jahren.30 Die Tendenz 
ist gleichermaßen ausgeprägt unter Männern und 
Frauen, Stadt- und Landbewohnern, woraus ge-
schlossen werden kann, daß nicht andere Faktoren 
maßgebliche Ursachen sind und das Armutsni-
veau indirekt über den Bildungsgrad beeinflussen. 
Andererseits darf nicht vergessen werden, daß 
auch die Armut einer Familie die Ursache von 
niedriger Bildung sein kann und dieser umgekehr-

                                                      
28 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 46; Fergany 

(1998a); Fergany (1994); KfW (1997), S. 2. Die Zahl der 
Arbeitsplätze wird zwar während der nächsten zwanzig 
Jahre jährlich um 2,3 % steigen. Da aber der Anteil der 
Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter unvermindert 
wachsen wird und in Zukunft auch mehr Frauen Arbeit 
suchen werden, sind die Aussichten einer mittelfristigen 
Verringerung der Arbeitslosenquote schlecht, vgl. ILO 
(1998b), S. 12 ff. 

29 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 27 ff.; Datt / Jollife / 
Sharma (1998), S. 45 ff.; IBRD (1991), S. 9 ff.; Zaytoun 
(1991). 

30 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 33 ff. 
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te Wirkungszusammenhang einen Teil der Korre-
lation erklärt. 

Die Tendenz zur Verarmung ungelernter Arbeiter 
dürfte sich in den nächsten Jahren noch verstär-
ken, da diese Beschäftigtengruppe aus zwei Grün-
den in besonderem Maß unter den negativen Fol-
gen des SAP leidet. Sie ist überwiegend in öffent-
lichen Unternehmen tätig, die privatisiert und re-
strukturiert werden sollen, oder aber in kleinen 
Handwerksbetrieben, die für den Binnenmarkt 
produzieren und mit fortschreitender Liberalisie-
rung einem wachsenden Konkurrenzdruck aus 
dem Ausland ausgesetzt werden. Zum ersten dürf-
ten daher die schlechter qualifizierten Arbeitskräf-
te überproportional von den Entlassungen betrof-
fen sein und verarmen, wobei die Entlassenen öf-
fentlicher Unternehmen erfahrungsgemäß noch 
eher in der Lage sind, eine andere Beschäftigung 
zu finden als die Beschäftigten kleiner privater 
Betriebe. Zum zweiten führen die Außenhandels-
liberalisierung und die wachsende ausländische 
Konkurrenz dazu, daß die Preise der Endprodukte 
und mit ihnen die Löhne und Gehälter der bin-
nenmarktorientierten Branchen absinken. Hinge-
gen werden die Facharbeiter vom SAP eher profi-
tieren, wenn es denn erfolgreich verläuft, denn sie 
sind eher in exportorientierten Branchen beschäf-
tigt. Ihre Arbeitskraft wird mit fortschreitender 
Liberalisierung und Exportorientierung der Öko-
nomie verstärkt nachgefragt. Zudem steigen ihre 
Löhne, weil auch die relativen Preise der Export-
produkte steigen: Die absoluten Preise der han-
delbaren Güter gleichen sich dem Weltmarktni-
veau an, während die Preise der nicht handelbaren 
Güter konstant bleiben.31 

Landlose Bauern bilden die letzte wichtige sozia-
le Risikogruppe. Ländliche Haushalte sind im 
Durchschnitt reicher, wenn sie Ackerbau betrei-
ben. Und je größer ihr Grundbesitz ist, desto klei-
ner ist die Wahrscheinlichkeit, daß sie verarmen.32 
Auch vom SAP profitieren nur die Bauern, die 
Grundeigentum haben, nicht aber die Landarbei-
ter, da die Einkommen ungelernter unselbständi-

                                                      
31 Vgl. IBRD (1995a), S. 106 f.; Killick (1995), Tabelle1. 

32 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), Tabelle 9 und 20. 

ger Arbeitnehmer sinken. In Ägypten kommt noch 
dazu, daß ihr Anteil an der gesamten Bevölkerung 
steigt, da 1996 ein neues Pachtgesetz erlassen 
wurde, das den Grundeigentümern größere Frei-
heiten beim Anheben der Pachtzinsen und der 
Kündigung von Pachtverträgen läßt.33 Dies könnte 
erhebliche Auswirkungen auf die Einkommens-
verteilung und das Ausmaß der Armut auf dem 
Land haben. 

Das oberägyptische Land leidet stärker unter 
Armut als alle anderen Regionen des Landes. Hier 
leben 32 % der Bevölkerung unter der Armuts-
grenze. Dies liegt an der Strukturschwäche der 
ländlichen Provinzen Oberägyptens. In den Bal-
lungsräumen und im ländlichen Unterägypten 
weicht das Ausmaß der Armut nur unwesentlich 
vom nationalen Mittelwert (26,5 %) ab.34 Hinge-
gen ergab sich, daß nur 17 % der Bewohner ober-
ägyptischer Städte in Armut leben, obwohl auch 
der Oberlauf des Nils zu den strukturschwachen 
Gebieten zählt. Die einzige mögliche Erklärung 
könnte darin bestehen, daß hier von islamischen 
Gruppen (oder vom Staat, eventuell aus politi-
schen Gründen) besonders intensive Sozialarbeit 
geleistet wird. 

Auffällig ist aber auch, daß Armut im Ägypten 
der 90er Jahre nicht sehr viel häufiger auf dem 
Land anzutreffen ist als in der Stadt, wie dies frü-
here Studien35 ergeben hatten. Eine mögliche Ur-
sache besteht darin, daß diesen Studien weniger 
genaue Methoden zugrunde gelegen hatten. Eine 
andere mögliche Ursache ist, daß das SAP zur re-
gionalen Nivellierung der Armut geführt hat. 
Hierauf deutet hin, daß erstmals seit Jahrzehnten 
eine Nettomigration von der Stadt aufs Land statt-
findet – das Land ist offensichtlich wieder attrak-
tiver geworden. Dies wäre nicht weiter verwun-

                                                      
33 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999) 34 ff.; Nour (1995), 

S. 12. 

34 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 16 ff. Ähnliche 
Ergebnisse finden sich in Nour (1995), S. 8 und Osman 
(1998), S. 3. 

35 So Assaad / Rouchdy (1999); Bartsch (1997); EIU 
Country Profile (1998-99); Korayem (1996a), S. 14 f. 
u.v.m. 
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derlich, da die städtischen Armen die Hauptlast 
des SAP zu tragen haben, während das Land von 
einigen Maßnahmen sogar profitiert. Zum ersten 
müssen die Bauern ihre Erzeugnisse (im Gegen-
satz zu früher) nicht mehr unter Weltmarktpreis 
an den Staat abgeben. Zum zweiten strich der 
Staat viele Subventionen, von denen fast aus-
schließlich die Städter profitiert hatten; die Be-
wohner des Landes produzieren diese Güter selber 
(z. B. Mehl oder Öl) oder sind gar nicht an die zu 
ihrem Genuß notwendige Infrastruktur ange-
schlossen (z.B. Strom). 

3.3 Ursachen der Armut und Strategien 
ihrer Bekämpfung 

Die Struktur der Armut zeigt, daß ägyptische 
Haushalte vor allem dann verarmen, wenn ihre 
Hauptverdiener für den Arbeitsmarkt nicht ausrei-
chend qualifiziert sind oder wenn bestimmte sozi-
ale Risiken eintreten. Daher sollte eine Strategie 
der Armutsbekämpfung in Ägypten  

— die Grund- und Berufsbildung fördern, 

— den Schutz der Witwen, geschiedenen und 
verlassenen Frauen, Waisen, Arbeitsunfähi-
gen und kinderreichen Familien verbessern, 

— ägyptische Kleinbauern effektiver vor dem 
Verlust des Landbesitzes schützen. 

Diese Maßnahmen sind nicht nur aus sozialen 
Gründen erforderlich, sondern hätten auch positi-
ve Rückwirkungen auf die Wirtschaftsentwick-
lung: 

„Sustained political and social stability, 
the prerequisite for a healthy economy, is 
largely dependant on much improved liv-
ing standards, a social safety net for vul-
nerable groups and lower unemploy-
ment.“36 

Die folgenden Kapitel konzentrieren sich ganz auf 
die Reform der sozialen Sicherung.  

                                                      
36 Thomas (2000), S. 39. 

Dabei sollte aber nicht vergessen werden, daß eine 
solche Reform nur dann effektiv zur Armutsbe-
kämpfung beitragen kann, wenn auch der Einfluß 
der exogenen, soziostrukturellen, demographi-
schen und volkswirtschaftlichen Ursachen der 
Armut reduziert wird. In 3.2 wurde deutlich, daß 
Armut auch durch Faktoren auf der Makroebene 
verursacht und begünstigt wird, so z.B. die un-
gleiche Vermögensverteilung, die verbreitete Ar-
beitslosigkeit, das niedrige volkswirtschaftliche 
Einkommensniveau, die Folgen des SAP oder die 
strukturelle Schwäche einiger Landesteile.  

Exogene Ursachen: Einige Faktoren der Armut 
können von der ägyptischen Politik gar nicht be-
einflußt werden. Zu ihnen zählen u.a. (i) der 
Rückgang der Gastarbeiterüberweisungen, der 
zahlreichen Haushalten eine wichtige Einnahme-
quelle entzog und ihre Verarmung begünstigte, 
und (ii) der Mangel an essentiellen Ressourcen, 
der Ägyptens Wirtschaftsentwicklung behindert. 
So limitiert beispielsweise der Mangel an Wasser 
die Ausweitung der Agrarproduktion und zwingt 
zum Import zahlreicher Nahrungsmittel. Auch die 
hohe Umweltbelastung des Wassers, der Böden, 
der Kulturdenkmäler und der Luft erschwert die 
Nutzung vorhandener Potentiale.37 

Soziostrukturelle Ursachen: Zu den wichtigsten 
Ursachen von Armut gehört die ungleiche Kapi-
tal- und Landbesitzverteilung, die von der Politik 
nur durch eine Umverteilung von Vermögen be-
kämpft werden kann (z.B. eine Landreform), was 
aber auf den Widerstand von Interessengruppen 
treffen und daher schwer durchsetzbar sein dürfte. 
96 % der ländlichen Agrarbetriebe verfügen über 
weniger als 2,1 ha, 40 % besitzen weniger als 0,38 
ha, die zum Erhalt der Subsistenz nötig wären.38 
Ein Teil der ländlichen Bevölkerung kann man-
gels Landbesitz nicht produktiv tätig werden. 

Demographische Ursachen Auch die demogra-
phische Entwicklung begünstigt Armut. Die Be-

                                                      
37 Vgl. Ashoff (1994), S. 6 f. und 31 f.; KfW (1997), S. 1; 

Danish MFA (1999); EIU Country Profile (1998-99). 

38 Vgl. Nour (1995), S. 10 f. 
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völkerungswachstumsrate39 liegt noch immer bei 
1,9 %. Das bringt Probleme für den Bildungssek-
tor mit sich und verknappt das pro Einwohner 
vorhandene Produktivkapital (niedrige Kapitalin-
tensität). Daher besteht ein Überangebot an Ar-
beitskräften, das zu Arbeitslosigkeit, niedrigen 
Löhnen und einer geringen Arbeitsproduktivität 
führt. Um die Arbeitslosigkeit auch nur konstant 
zu halten, muß die Zahl der Arbeitsplätze um 
1,9 % pro Jahr wachsen. Ebenso verlangt der Er-
halt der heutigen Kapitalintensität jährliche Inves-
titionen in Höhe von 1,9 % des vorhandenen Pro-
duktivkapitals. Die Regierung hat bereits Maß-
nahmen zur Senkung des Bevölkerungswachstums 
ergriffen, Erfolge dürften aber erst langfristig ein-
treten. 

Volkswirtschaftliche Ursachen: Die hohe Ar-
beitslosigkeit und der unzureichende Lohnanstieg 
der letzten Jahrzehnte sind Hauptursachen des all-
gemein niedrigen Einkommensniveaus in Ägyp-
ten. Das SAP beschleunigte zwar das Wachstum 
des BIP, dieses schlug sich aber weder in einem 
Abbau der Arbeitslosigkeit, noch in höheren 
Lohnwachstumsraten nieder. Es beruhte auf der 
Zunahme von Erlösen unproduktiver Branchen 
und induziert daher weder Kapazitäts- noch Spill 
Over-Effekte, so daß auch keine Produktivitäts-
steigerungen oder Skalengewinne realisiert wur-
den. Der Lohnstückkostenindex stieg 1990 - 1996 
sogar um 57 %. Seitdem verschlechterte sich die 
ägyptische Wettbewerbsposition nochmals, da die 
Währungen der Hauptkonkurrenten in Ostasien 
während der Finanzkrise erhebliche Abwertungen 
gegenüber dem Pfund erlebten.40 

Ägypten verzeichnete zwar einen Anstieg der Ex-
porterlöse um jährlich 19 %, dieser ging aber fast 
ausschließlich auf den Erdölverkauf, die Suezka-
nalgebühren und den Tourismus zurück. Zudem 
wurde er bei weitem von der Zunahme der Impor-
te übertroffen. Die Entwicklung neuer, produkti-
ver Exportbranchen blieb bislang aus. Diese unzu-

                                                      
39 Vgl. Alonso-Gamo / El-Erian (1996), S. 11; IBRD 

(1997), Bd.. III, S. 17 ff.; ILO (1998b), S. 8 ff. 

40 Vgl. IBRD (1999), S. 27 ff., Tabelle 10 und 15; IMF 
(1998), S. 10 f.; Subramanian (1997), S. 43. 

reichenden Erfolge des SAP haben mehrere Ursa-
chen:41 

— den unzureichenden Ausbildungsgrad der Ar-
beitskräfte, 

— die mangelhafte Risikobereitschaft ägypti-
scher Unternehmer, 

— die unzureichenden Management- und Ex-
porterfahrungen der Unternehmen, 

— die Überreglementierung der Wirtschaft (red 
tape), 

— die Korruption, Unberechenbarkeit, Inkompe-
tenz und Entscheidungsscheu der Verwal-
tung, 

— die Rechtsunsicherheit, die Investitionen für 
In- und Ausländer riskant macht, 

— Verzögerungen bei der Privatisierung öffent-
licher Unternehmen, 

— die gesunkene Investitionsquote, 

— die effektive Aufwertung des Pfundes (nach 
den beiden realen Abwertungen 1987 und 
1992), die auf den nominalen Zinsanstieg und 
die erfolgreiche Bekämpfung der Inflation zu-
rückgeht, 

— den hohen Anteil von Renten (Kasten 2) an 
den Deviseneinkünften. Sie konzentierten 
sich 1997/98 zu 84 % auf fünf Quellen: Tou-
rismus (25 %), Gastarbeiterüberweisungen 
(22 %), Erdölprodukte (18 %), Suezkanalge-
bühren (13 %) und donor assistance (6 %).42 
Das bringt drei Probleme mit sich: (i) Die 
Einkommensquellen sind sensibel gegen ex-
terne Schocks, fluktuieren stark und machen 
das Land hochgradig verletzbar. (ii) Die Ren-
teneinnahmen steigern die Einkommen der 

                                                      
41 Vgl. Albrecht / Pawelka / Schlumberger (1998), S. 

137 ff.; ECES (1999); Fergany (1994); Fergany (1997); 
Hirst (1999); Hoekman (1997), IBRD (1997), Bd. II, S. 
2 f.; Licari (1997); Nagi (1998), S. 10 ff.; Nour (1995), 
S. 13. 

42 Vgl. Ashoff (1994), S. 55 ff.; Luciani (1999); Claus 
(1997), S. 3 ff.; IBRD (1997), Bd. II, S. 2 f.; IBRD 
(1999), S. 26 f.; IMF (1998), S. 45; INP (1998), S. 19; 
Pawelka (1985).  
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Bevölkerung und dadurch deren Nachfrage 
und die Preise der nicht handelbaren Güter. 
Der Exportsektor, dessen Preise durch den 
Weltmarkt determiniert sind, wird durch die 
verschobene Preisstruktur diskriminiert (Hol-
ländische Krankheit). (iii) Rentierstaaten wie 
Ägypten, die sich eher extern denn aus Steu-
ermitteln finanzieren (Kasten 2), haben nur 
geringe Anreize, nachhaltig zu investieren 
und eine produktive Wirtschaftsstruktur auf-
zubauen. 

Nicht nur aus wirtschaftspolitischen sondern auch 
aus sozialen Gründen müssen diese Probleme in 
den nächsten Jahren angegangen werde. Eine 
Minderung der Armut ist nur möglich, wenn z.B. 

— das Berufsbildungssystem verbessert wird,  

— die Exporte durch Außenhandelsinformatio-
nen und Handelskammern gefördert werden, 

— die Verwaltung reformiert wird, 

— die politischen Entscheidungsprozesse 
berechenbarer und kohärenter werden, 

— die Kapital- und Versicherungsmärkte refor-
miert werden und die Sparquote steigt, 

— die Privatisierung beschleunigt wird und sich 
nicht auf den reinen Eigentumstransfer be-
schränkt, sondern auch Monopole aufbricht 
und 

— die Überwachungs- und Sanktionierungsme-
chanismen auf den Märkten verbessert wer-
den. 

4 Systeme der sozialen Sicherung – 
Zustand und Entwicklungstendenzen 

Ägypten verfügt über zahlreiche Instrumente, die 
der sozialen Sicherung dienen und von sehr unter-
schiedlichen Institutionen getragen werden: ge-
sellschaftlichen Normen, kollektiven Arrange-
ments, zivilgesellschaftlichen Initiativen, dem 
Staat und dem Markt (Tabelle 3). Jedoch verbes-
sern die bestehenden Systeme weder die Effizienz 
der ökonomischen Ressourcenallokation, noch die 
soziale Einkommensverteilung, noch die politi-
sche Stabilität Ägyptens in ausreichendem Maß. 

Das Hauptproblem der Sicherungssysteme besteht 
nicht in ihrer unzureichenden Ausstattung mit 
Ressourcen, sondern in deren Allokation auf die 

Kasten 2: Renten und Rentierstaat 

Renten sind Einnahmen, denen kein entsprechender Arbeits- oder Investitionsaufwand gegenübersteht. Man unterscheidet ökonomi-
sche und politische Renten. Ökonomische (oder Differential-) Renten sind die Teile der Erlöse von Privaten oder Staaten, die nach 
Abzug der zu Marktpreisen bewerteten Aufwendungen verbleiben und auf besonders günstige Produktions- oder Marktbedingungen 
zurückgehen (z.B. Erdölförderung im Nahen Osten, Suezkanalgebühren). Politische Renten resultieren aus der Nutzbarmachung ei-
ner geostrategischen Position (z.B. die „Frontstaatenhilfe“ der Golfstaaten an Israels arabische Nachbarstaaten; finanzielle Hilfen an 
verbündete, strategisch wichtige Bündnispartner durch die westliche Welt). 

Rentierstaaten sind dadurch gekennzeichnet, daß sie sich ganz überwiegend durch Renten finanzieren, die aus dem Ausland akqui-
riert werden. Diese Renten erlauben es dem Staat trotz niedriger Steuern, einen aufgeblähten Verwaltungsapparat, ein großzügiges 
Patronagesystem und ein umfangreiches Subventionssystem aufzubauen, die die externen Einnahmen nach Gutdünken der Regie-
rung an die Gesellschaft weiterverteilen. Man spricht daher auch vom „Allokationsstaat“, der sich durch diese Alimentierung die 
Zustimmung der Bevölkerung erkauft. Anders als westliche Demokratien („no taxation without representation“) muß er sich nicht 
durch Wahlen legitimieren („no representation without taxation“) und ist gegenüber der Gesellschaft weitgehend autonom. Dies gilt 
v.a. für die ölfördernden Länder am Golf. 

Ägypten wird häufig als Rent Seeking State (Semi-Rentierstaat) bezeichnet. Darunter versteht man Staaten, in denen der Anteil der 
Renten an den Staatseinnahmen nicht ganz so hoch ist wie in den klassischen Rentierstaaten und in denen neben dem Staat auch der 
Gesellschaft Renten in beträchtlicher Höhe zufließen (z.B. Gastarbeiterüberweisungen). Semi-Rentierstaaten versuchen häufig, die 
an die Gesellschaft fließenden Rentenströme „anzuzapfen“ und die eigenen Renteneinkommen durch strategisches Verhalten zu 
steigern, um so die Autonomie gegenüber der Gesellschaft zu vergrößern. 

Quelle: Ashoff (1988); Beblawi / Luciani (1987); Beck et al. (1996); Schmid / Pawelka (1990); Schmid (1990) 
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einzelnen Systeme. Mehr ein Fünftel des BIP ge-
ben die Haushalte für die soziale Sicherung aus. 
Davon werden zwar zwei Drittel intertemporal 
umverteilt, die Hälfte aller Ausgaben besteht aber 
in der Bildung einfacher Ersparnisse, die keinen 
Risikoausgleich erlauben. Der aus der EZ (und 
somit durch interregionale Umverteilung) finan-
zierte Sozialfonds verdeutlicht, daß die Regierung 
in der Sozialpolitik bemüht ist, Gelder aus dem 
Ausland zu akquirieren. Ein Instrument der sozia-
len Sicherung ist er aber nicht. 

Die Aufteilung der Ressourcen ist ineffizient. Nur 
1 - 2 % entfallen auf effiziente Instrumente: die 
staatliche Sozialhilfe, die Solidargemeinschaften, 
die Zakât und die Arbeit einiger weniger NROs. 
Hingegen wirtschaften die Sozialversicherung und 
die Subventionssysteme mit hohen Verlusten. 

Die Aufteilung der Mittel führt aber auch zu sozi-
alen Ungerechtigkeiten: Von fast allen Systemen 
profitieren eher die mittleren oder (wie im Falle 

der privaten Versicherungen) gar die wohlhaben-
den Schichten  denn die Armen. Ausnahmen stel-
len nur die Sozialhilfen der NROs, der Zakât-
Komitees und des Staates und die Sparclubs dar. 
Reiche Familien erhalten höhere Transfers inner-
halb der Solidargemeinschaften als arme. Selbst 
die Sozialversicherung schützt verschiedene Be-
völkerungsgruppen in sehr unterschiedlichem 
Maße. Die Subventionen wirken sogar regressiv, 
da sie den Reichen überproportional zugute kom-
men und von allen Steuerzahlern finanziert wer-
den. 

Zudem sind nicht alle Risiken im selben Maße 
versichert: Zwar haben alle Ägypter Anspruch auf 
kostenlose (wenn auch mangelhafte) medizinische 
Versorgung im staatlichen Gesundheitssystem. 
Auch gegen Einkommensausfälle im Alter sind al-
le Beschäftigten zumindest in der Theorie abgesi-
chert und viele werden von der innerfamiliären 
Solidarität aufgefangen. Kurzzeitige Einkom-
mensausfälle bei Krankheit oder vorübergehender 

Tabelle 3: Bedeutung der ägyptischen Systeme der sozialen Sicherung (Anteil am BIP) 

Trägerinstitution Intertemporale 
Umverteilung 

Interpersonelle 
Umverteilung 

Interregionale 
Umverteilung 

Gesellschaftliche Normena  Solidargemeinschaften: 0,4 % Gastarbeiterüber-
weisungen 1,4 %

Kooperative Arrangementsb Versicherungsvereine: ... Spar- und Kreditclubs: <1,0 %  

Zivilgesellschaftliche Ini-
tiativenc 

Mikrokredite 
Kleinstversicherungen 

...
0 %

Sozial- und Gesund-
heitsleistungen: 0,4 %

Sozial- und Gesund-
heitsleistungen: 0,1 %

Staatd Sozialversicherung: 
– Beiträge 
– Zuschüsse 

2,7 %
2,6 %

Sozialhilfen: 
Subventionen: 
Gesundheitssysteme: 

<0,2 %
2,3 %
1,5 %

Sozialfonds: kein 
Instrument der sozi-
alen Sicherung 

(0,3 %)

Markte Privates Sparen: 
Kreditaufnahme: 
Privatversicherungen: 

8,9 %
n.a.

0,2 %

  

Summe  14,4 %  5,8 %  1,5 %

Quellen: 
a Eigene Berechnungen auf Basis von Datt et al. (1998), S. 61; IBRD (1999), Tabelle 3; Nagi / Adams (1996), S. 59. 

b Vgl. Baydas et al. (1995), S. 657; Bayat (1997a), S. 3; Trenk / Nour (1992), S. 10 f.; Wippel (1996), S. 92 ff.  

c Eigene Berechnungen auf Basis von Assaad / Rouchdy (1999), S. 57 ff.; LaTowsky (1997a); Rieger (1996), S. 57. 
d Zur Sozialversicherung vgl. IBRD (1997), S. III / 51; ILO (1998b), S. 26. Zur Sozialhilfe vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 57 

ff.; Azer (1995), D. 114f.; ILO (1998b), S. 29 ff.; NSB (1998); Wippel (1996), S. 103f. Zu den Subventionen und dem Gesund-
heitssystem vgl. El-Ghonemy (1998), Tabelle 10.1; IMF (1996), S. 24.  

e Zur Ersparnisbildung eigene Berechnungen auf Basis von CBE (1998), S. 121 ff.; IBRD (1999), Appendix, Tabelle 3. Zu den 
Privatversicherungen vgl. Butter (1997), S. 47; Butter (1999a), S. 11.  



18 Markus Loewe 

Arbeitslosigkeit werden ebenfalls verhältnismäßig 
gut abgefedert – von den Sparclubs, informellen 
Darlehen und der Arbeit der NROs und der Nas-
ser Social Bank. Schlechter ist die Lage der Er-
werbsunfähigen, Waisen und Witwen, da die be-
stehenden Sicherungssysteme ihnen nur unzurei-
chende Leistungen gewähren. Weitgehend schutz-
los schließlich sind geschiedene oder verlassene 
Frauen und kinderreiche Familien. 

Aufgrund dieser Ineffizienzen und Ungerechtig-
keiten kann nicht davon ausgegangen werden, daß 
die bestehenden Sicherungssysteme zur gesell-
schaftlichen und politischen Stabilisierung beitra-
gen. 

Eine Reform der sozialen Sicherung ist erforder-
lich. Mehrfach kündigte die Regierung Reformen 
an, es blieb aber bei Diskussionsveranstaltungen 
und Analysen. Konkrete Maßnahmen beschränk-
ten sich bisher auf den Abbau der Subventionen, 
die Reorganisation des Gesundheitssektors und 
die Reform des Kapitalmarktes. Eine Einbindung 
nichtstaatlicher Akteure wurde noch nicht einmal 
in Betracht gezogen. Substantielle Entwicklungs-
tendenzen lassen sich nicht ausmachen.  

Zukünftige Reformen sollten mit vertretbarem 
Aufwand einen möglichst großen Beitrag zur 
Verbesserung der sozialen Sicherung leisten. Da-
bei darf das Ziel, einen kompromißfähigen Aus-
gleich von Effizienz und sozialer Gerechtigkeit zu 
finden, nicht aus den Augen verloren werden. Da-
her sollten die Reformen bei intertemporal wie 
auch bei interpersonell umverteilenden Systemen 
ansetzen, so daß nicht nur die Vorsorge verbessert 
sondern auch Individuen kompensiert werden, die 
bis zum Eintritt sozialer Risiken noch keine aus-
reichend große Vorsorge haben betreiben können. 
Zudem ist an Maßnahmen zu denken, die das 
Vorsorgebewußtsein der Bevölkerung verbessern 
und über die Funktionsweise der bestehenden 
Möglichkeiten der Sicherung informieren. Infor-
mationsdefizite sind eine der wichtigsten Ursa-
chen der mangelhaften Absicherung der Ägypter. 

In diesem Sinne, so wird in diesem Kapitels deut-
lich, empfiehlt es sich, 

— die staatliche Rentenversicherung zu refor-
mieren, 

— die Krankenversicherung und den ganzen Ge-
sundheitssektor zu reorganisieren, 

— die Sozialhilfeprogramme auszubauen und 
besser zu koordinieren, 

— Kampagnen zur Information der Bevölke-
rung und Förderung des öffentlichen Vorsor-
gebewußtseins durchzuführen, 

— Kleinstversicherungen aufzubauen und 

— die ökonomischen und politischen Rah-
menbedingungen der sozialen Sicherung zu 
verbessern (Tabelle 4). 

In den anderen Bereichen versprechen Reformen 
nur wenig Erfolg.43 Im Bereich der Solidarge-
meinschaften und Sparclubs können Reformen 
nicht von oben angeordnet werden, ohne daß die 
Gefahr besteht, daß die Grundlage der Siche-
rungssysteme zerstört wird. Auch die Arbeit der 
NROs sollte nicht von außen gelenkt werden, 
vielmehr hat der Staat seinen Teil getan, wenn er 
die Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliche 
Initiativen optimiert (z.B. das rigide Vereinsgesetz 
liberalisiert). Von einer Reform der Arbeitslosen-
versicherung wird hingegen abgeraten, da sie an-
gesichts niedriger Einkommen und einer hohen 
Arbeitslosenzahl kaum finanzierbar wäre. Maß-
nahmen im Rahmen der derzeitigen Konzeption 
des Sozialfonds verbessern nicht die soziale Si-
cherung. Eine Reform des Kapital- oder Versiche-
rungsmarktes käme nur der Mittel- und Ober-
schicht zugute. 

Dies soll im Folgenden gezeigt werden. Daher 
werden in den Unterkapiteln die einzelnen Siche-
rungssysteme untersucht. Die Reihenfolge ihrer 
Darstellung richtet sich nach der sie tragenden In-
stitution – sozialen Normen (4.1), kooperativen 
Arrangements (4.2) zivilgesellschaftlichen Aktivi-
täten (4.3), dem Staat (4.4 und 4.6), der EZ (4.7) 
und dem Markt (4.8 bis 4.10).  

                                                      
43 Vgl. ausführlicher: Tabelle A21 im Anhang. 
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Tabelle 4: Dringlichkeit und Aufwand einer Reform der sozialen Sicherungssysteme in Ägypten 

Zustand Reform System 

Effizienz Verteilungswirkung Maßnahmen Effekt 
Solidargemein-
schaften 

– relativ effizient, 
starke Abnahme 

– keine starke Umvertei-
lung, da Arme Armen 
helfen 

Reform unmöglich 

Kooperativen – relativ effizient, 
aber ohne Versicherungs-
elemente 

– keinerlei Umverteilung, 
kein Risikoausgleich 

Reform von außen kaum möglich 

NRO-Arbeit – sehr unterschiedlich  
– Probleme bei Organisa-

tion, Finanzierung, Ver-
netzung... 

– Nutznießer sind teilweise 
die Ärmsten, teilweise 
aber auch eher die Mit-
telklasse 

– Vereinsgesetz liberalisieren 
– Kooperation des Staates 

mit NROs  
– capacity building 

geringer Effekt 

Kleinstversiche-
rungen 

– nicht vorhanden  – Beratung und Unterstüt-
zung beim Aufbau 

großer Effekt, va. 
für Ärmste 

Rentenversiche-
rung 

– niedrige Rendite 
– niedrige Leistungen 
– auf Dauer nicht finan-

zierbar 

– ungleicher sozialer 
Schutz 

– niedriger Deckungsgrad 
– negative Quersubven-

tionierung 

– neue Investitionspolitik 
– Verwaltungsreform 
– neue Rentenformel 
– Informationskampagnen 

großer Effekt bei 
geringem Auf-
wand 

Arbeitslosenver-
sicherung 

– niedrige Leistungen 
– auf Dauer nicht finan-

zierbar 

– ungleicher sozialer 
Schutz 

– niedriger Deckungsgrad 

Reformen derzeit nicht finanzierbar,  
Arbeitsmarktpolitik sinnvoller 

Gesundheitssek-
tor 

– auf Dauer nicht finan-
zierbar 

– Mangel an Koordination 
– schlechte Qualität 
– hohe private Ausgaben 
– Vernachlässigung der 

primären Versorgung 

– diskriminierende Res-
sourcenverteilung und 
Unterschiede im sozialen 
Schutz 

– Konzentration in Städten 

– Dezentralisierung 
– Ausweitung des Versiche-

rungsschutzes 
– höhere Beiträge und Ge-

bühren 
– bessere Versorgungsquali-

tät 
– Koordination der Anbieter 

Effizienzsteige-
rung je nach 
Zielrichtung bes-
sere oder 
schlechtere 
soziale Effekte. 
Reform ist be-
reits angelaufen 

Subventionen – hohe Verwaltungskosten 
– starke negative Anreize 

– Arme profitieren z.T. 
nicht (Benzin, Strom...) 

– Reiche profitieren stärker 

– Abschaffung der Subventi-
onen auf Nichtlebensmittel 

hohe Einsparun-
gen ohne negati-
ve soziale Effek-
te 

Sozialhilfe – unzureichender Umfang 
– effiziente Verwaltung 
– viele Programme 

– nur wenige Empfänger 
– effizientes targeting 

– Aufstockung des Umfangs 
– genaueres targeting 
– besondere Berücksichti-

gung kinderreicher Famili-
en 

– bessere Koordination 

große Effekte, 
aber sehr hohe 
Kosten 

Kapitalmarkt – relativ effizient – keine Angebote für Arme Maßnahmen nützen nicht den Armen 

Versicherungen – relativ effizient – keine Angebote für Arme Maßnahmen nützen nicht den Armen 

Rahmenbedin-
gungen 

– lähmen Selbsthilfepotential 
– verhindern Entwicklung des Versicherungswesens und 

die Investition der Sozialversicherungsrücklagen 
– verhindern höhere Vorsorgeaufwendungen 

– Steigerung der volkswirtschaftlichen Produkti-
vität,  

– Förderung der Ersparnisbildung, 
– Schaffung von Arbeitsplätzen, 
– Förderung des Produktivkapitals der Armen, 
– Begrenzung des Bevölkerungswachstums, 
– Reform der Verwaltung und Rahmengesetz 

gebung  
– Verbesserung des Bildungssystems. 
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In jedem Unterkapitel wird erst die Funktionswei-
se des jeweiligen Systems dargestellt; dann wird 
sein Beitrag zur sozialen Sicherung auf Basis der 
Kriterien der nachhaltigen Effizienz und sozialen 
Gerechtigkeit beurteilt, die in Kapitel 2 aus der 
Wirtschaftstheorie und dem Positionspapier des 
BMZ (1999a) abgeleitet wurden; Fokus der Ana-
lyse aber ist, welche Reformen im Bereich des Sy-
stems geplant sind und welche im Sinne der in 
Kapitel 2 abgeleiteten Kriterien in Zukunft durch-
geführt werden sollten. Das abschließende Unter-
kapitel 4.11 („Ausblick“) zeigt auf, daß derzeit 
keine Bereitschaft der Regierung zu umfassenden 
Reformen bei der sozialen Sicherung erkennbar 
ist. 

4.1 Solidargemeinschaften 

Die interpersonelle Umverteilung in Solidarge-
meinschaften trägt noch erheblich zur Abfederung 
kurzfristiger sozialer Krisen bei und hat einen be-
achtlichen Umfang, der jedoch mit der Moderni-
sierung der Gesellschaft abnimmt und keine aus-
reichende Absicherung mehr gegen dauerhafte 
Einkommenseinbrüche garantiert. Ansätze zur 
Förderung der Gemeinschaften durch EZ bestehen 
nicht. 

4.1.1 Funktionsweise 

Die Kompensationsleistungen innerhalb der Ge-
sellschaft basieren auf drei Mechanismen: (i) Un-
ter Muzâmala versteht man den gegenseitigen 
Beistand, zu dem die Mitglieder subsidiärer Insti-
tutionen wie der Familie, Nachbarschaft oder Be-
kanntschaft durch ungeschriebene soziale Normen 
verpflichtet sind. Er ist kein Akt der Nächstenlie-
be, sondern erfolgt auf Basis des Reziprozi-
tätsprinzips: Bei entsprechender Gelegenheit wird 
erwartet, daß die Hilfe durch eine vergleichbare 
Gegenleistung erwidert wird. (ii) Im Rahmen von 
Patronagenetzwerken (Wasta) verschafft der Pat-
ron (der Vorgesetzte, ein höherer Beamter oder 
eine einflußreiche Person des Viertels) dem Klien-
ten immaterielle Vorteile (z.B. einen Job) oder un-
terstützt ihn finanziell, im Gegenzug erwartet er 

Arbeitsleistungen und politische Gefolgschaft. 
(iii) Zur Zakât hingegen, dem gesetzlichen Almo-
sen des Islam (Kasten 3), sind die Vermögenden 
bedingungslos verpflichtet.44 

Der Gesamtumfang individueller Transfers inner-
halb Ägyptens (inklusive Zakât) belief sich 1997 
auf rund 0,9 Mrd. LE (0,4 % des BIP). Hierzu 
sind interregional umverteilende Zuwendungen in 
Höhe von rund 3,7 Mrd. LE (1,4 % des BIP) von 
Ägyptern aus dem Ausland zu addieren.45 

4.1.2 Bewertung 

Freiwillige interpersonelle Transfers sind effi-
zient, da sie nur im Notfall gewährt werden; 
Mißbrauch beugte zumindest bisher der gesell-
schaftliche Verhaltenskodex vor. Auch haben sie 
positive Verteilungseffekte, da in der Regel die 
Bedürftigen von den Wohlhabenden unterstützt 
werden.  

Jedoch beschränkt sich die Muzâmala immer stär-
ker auf die engste Verwandtschaft, weil die Kohä-
sion der subsidiären Institutionen mit der Moder-
nisierung der Gesellschaft nachläßt. Nur mehr 
21 % aller Familien erhalten Hilfe von Bekannten 
oder Freunden, was mit dem Zusammenbruch der 
traditionellen Beziehungen, der Stadtflucht und 
dem Einfluß der Medien erklärt wird.46  

Auch innerhalb der Verwandtschaft konzentriert 
sich die Solidarität in zunehmenden Maß auf die 
Kernfamilie. Geschwister unterstützen einander 
kaum noch und selbst den Eltern wird nur selten 

                                                      
44 Vgl. Bayat (1997a), S. 4; Semsek (1986), S. 448 f.; Sin-

german (1995), S. 158 ff., 170 f. und 255 ff.; Trenk / 
Nour (1992), S. 14 ff.; Wippel (1996), S. 90 ff. 

45 Berechnungen auf Basis von Datt / Jollife / Sharma 
(1998), S. 60. Die Zahlungsbilanz weist die Gastarbei-
terüberweisungen mit 4,3 % des BIP aus, vgl. IBRD 
(1999), Tabelle 3. Diese Zahl umfaßt aber auch Über-
weisungen der Gastarbeiter auf eigene Bankkonten in 
Ägypten, die als Rücklage für die Zeit nach der eigenen 
Rückkehr dienen.  

46 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 60; o.A. (1999b), 
S. 7; Rieger (1996), S. 53; Trenk / Nour (1992), S. 13 ff. 
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geholfen, wenn sie nicht im selben Haushalt le-
ben. Vor allem die Jüngeren sind immer seltener 
bereit, sich durch materielle Verpflichtungen in 
ihren Entscheidungen von der Großfamilie abhän-
gig zu machen. Zudem bleiben die Überweisun-
gen von Gastarbeitern aus dem Ausland aus, weil 
viele von ihnen nach Ägypten zurückgekehrt sind 
oder ihre Ersparnisse nicht mehr mit der Familie 
teilen wollen. Diese Entwicklung steht im Wider-
spruch zur angeblich großen Bedeutung ver-
wandtschaftlicher Beziehungen in der islamischen 
Welt und ist auf die Auflösung der Großfamilien, 
das abnehmende gegenseitige Vertrauen und die 
Individualisierung der Gesellschaft zurückzufüh-
ren. 

Zudem vermögen die Solidargemeinschaften, nur 
kurzfristige soziale Krisen abzufedern, nicht aber 
dauerhafte Notlagen.47 Reziprozität wird wörtlich 
genommen. Den dauerhaft Notleidenden wird nur 
ungern geholfen, da sie Gaben nicht erwidern 
können. Darum hat die traditionelle Solidarität um 
so größere Bedeutung, je reicher die Familien 
sind. Eine insgesamt arme Verwandtschaft kann 
auch nur wenig zur Abfederung der akuten Not 
des einzelnen Familienmitglieds beitragen. So er-
folgen die Transfers zumeist zwischen den Ange-
hörigen ein und derselben sozialen Schicht. Wäh-

                                                      
47 Vgl. Azer / Afifi (1992), S. 69 und 80 ff.; IDA (1999), 

Annex 2; Nagi (1998), S. 23; Platteau (1997), Singerman 
(1995), S. 154 ff. 

rend die Wohlhabenden Nettotransfers im Wert 
von 200 LE pro Person und Jahr beziehen, sind es 
nur 47 LE bei den Armen und 61 LE im nationa-
len Durchschnitt.48  

Anders mögen die Dinge bei der Zakât stehen, 
über die keine genauen Daten vorliegen.49 Beob-
achter bestätigen aber den Eindruck, daß der An-
teil der direkt gegebenen Zakât am Gesamtvolu-
men der Zakât abnimmt, weil viele Ägypter keine 
Zakât mehr entrichten können oder wollen und die 
motivierten Muslime ihre Zakât an organisierte 
Vereinigungen oder Komitees zahlen. Zudem 
handelt es sich bei der direkten Zakât zumeist um 
sehr kleine Beträge (etwa an Bettler) und um ver-
einzelte, spontane Leistungen (wie die Armen-
speisungen im Ramadân). 

4.1.3 Reformen 

Für die Politik bestehen kaum Möglichkeiten, die 
traditionelle Solidarität in der Gesellschaft positiv 
zu beeinflussen. Eine Reform würde ihre Formali-

                                                      
48 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 61. Der durchweg 

positive Wert erklärt sich durch die Überweisungen ä-
gyptischer Gastarbeiter aus dem Ausland. Nach einer 
anderen Studie lag die durchschnittliche Überweisung 
bei 350 LE pro Person und Jahr, vgl. Nagy / Adams 
(1996), S. 59. 

49 Gespräch mit Ahmed Elborai (Cairo University), der 
sich derzeit mit der Zakât in Ägypten beschäftigt. 

Kasten 3: Die Zakât 

Der Islam ist nicht nur eine Glaubens- und Solidargemeinschaft, sondern hat mit dem Qur’ân und der Sunna (den orthodoxen 
Rechtswerken) einen geschriebenen Sozialvertrag, der die Besitzenden gesetzlich zur Almosengabe (der Zakât) verpflichtet. Sie ist 
eine der fünf Säulen des Islam und soll im islamischen Staat wie eine Steuer erhoben und wie eine Sozialhilfe an die Bedürftigen 
ausgezahlt werden. 

Auch ohne islamischen Staat sind die Zielgruppen der Zakât genau definiert, jedoch bleibt es dem Gläubigen überlassen, wem genau 
und wie er die Zakât entrichtet. Man kann drei Formen des Transfers unterscheiden, die alle als Zakât gelten, aber sehr unterschied-
lich wirken und daher auch in verschiedene Kategorien der sozialen Sicherung fallen: 
a) Die direkte Zakât wird den Bedürftigen unmittelbar gegeben und wie Muzâmala in der Gesellschaft umverteilt.  
b) Die indirekte, inoffizielle Zakât ist eine Spende an ein Zakât-Komitee, das die eingegangenen Mittel zur Finanzierung der eige-

nen Wohlfahrts-, Bildungs- oder Gesundheitsprogramme verwendet – ganz wie säkulare NROs. 
c) Die indirekte, offizielle Zakât ist eine Spende an die Nasser Social Bank oder an ein mit ihr kooperierendes Zakât-Komitee. Sie 

wird zur Finanzierung eines staatlichen Sozialhilfeprogrammes verwendet. 
Quelle: Al-Buhâri; Ben-Nefissa (1991); Hasan (1984); Nienhaus / Vöcking (1982); Paret (1980); Ziauddin (1971) 
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sierung bedingen und die Gefahr einer Überreg-
lementierung bergen, die den Bedeutungsverlust 
nur noch beschleunigen würde. Die Möglichkeiten 
einer indirekten Förderung sind begrenzt, allen-
falls wäre daran zu denken, Fälle nachbarschaftli-
cher Solidarität mit Vorbildcharakter lobend in 
den Medien darzustellen. 

4.2 Kooperative Systeme 

Ğamaciyyât, die ägyptische Variante von rotating 
savings and credit associations (ROSCAs) sind 
sehr beliebt und verbreitet. Sie dienen der sozialen 
Vorsorge für Risiken mit vorübergehenden Fol-
gen, helfen aber kaum bei der Abfederung dauer-
hafter Krisen, da sie auf dem Reziprozitätsprinzip 
beruhen und kein Versicherungselement enthal-
ten. Dieses wäre notwendige Voraussetzung für 
die Integration von Ğamaciyyât ins formelle Si-
cherungssystem. Jedoch dürfte die damit verbun-
dene Formalisierung von den Mitgliedern gar 
nicht erwünscht sein. 

4.2.1 Funktionsweise 

Ğamaciyyât werden von ihrem Gründer verwaltet, 
der die Beiträge einsammelt und die Ausschüttun-
gen turnusgemäß austeilt, so daß jedes Mitglied 
einmal den Fonds erhält. Es wird geschätzt, daß 
sich bis zu 90 % der ägyptischen Haushalte an 
Ğamaciyyât beteiligen und 0,5 - 1 % des BIP in sie 
einzahlen. Anders als in anderen Ländern sind sie 
in Ägypten nicht nur bei den Armen beliebt, die 
keinen Zugang zum Kapitalmarkt haben, sondern 
vor allem bei den Mittelschichten. Der durch-
schnittliche Jahresbeitrag liegt mit 578 LE über 
der Hälfte des Existenzminimums.50 

                                                      
50 Vgl. Azer (1988), S. 429 f.; Baydas / Bahloul / Adams 

(1995), S. 657; Mohieldin (1994), S. 39; Nagy / Adams 
(1996), S. 55 ff.; Singerman (1995), S. 121 – 157; Trenk 
/ Nour (1992), S. 10 f. Gespräch mit Monika El-
Shorbagi. 

4.2.2 Bewertung 

Hauptvorteil der Ğamaciyyât sind ihre Flexibilität 
und ihr informeller Charakter. Sie können den in-
dividuellen Bedürfnissen der Mitglieder entspre-
chend ausgestaltet werden: Die Beitragshöhe kann 
frei bestimmt werden, der einzelne kann auch hal-
be oder noch kleinere Anteile halten. Auch kann 
die eigene Position weiterverkauft werden.  

Ğamaciyyât dienen der Ersparnisbildung und der 
Kreditfinanzierung. Sie sind attraktiver als Spar-
bücher, da das kooperative Arrangement zum 
Sparen für absehbare Ausgaben (v.a. für Hochzei-
ten) zwingt. Zwar erbringen sie keine Zinsen, dies 
wird aber aus religiösen Gründen vielfach sogar 
begrüßt. Andererseits verursachen sie auch keine 
Verwaltungs- und Depositionskosten und bringen 
nicht den Aufwand einer Kontoeröffnung mit 
sich. Ğamaciyyât sind aber auch ein einfaches und 
günstiges Instrument zur Beschaffung von Kredi-
ten und dienen somit der Vorsorge für unerwartete 
Ausgaben (z.B. medizinische Behandlungskosten) 
und Einkommensausfälle (z.B. Arbeitslosigkeit). 
Zwar wird die Reihenfolge der Auszahlung in der 
Regel ausgelost, jedoch werden hiervon im Not-
fall Ausnahmen gemacht, um Notleidende zu un-
terstützen. Viele Fonds werden sogar speziell mit 
dem Ziel gegründet, daß ein Mitglied mit der ers-
ten Ausschüttung eine anstehende Ausgabe finan-
zieren kann. 

Ğamaciyyât tragen aber nicht zur Absicherung ge-
gen langfristige Einkommensausfälle bei, da Alte, 
Arbeitsunfähige und Arbeitslose keine Beiträge 
mehr entrichten können. Ğamaciyyât sind keine 
Versicherung, da sie auf dem Reziprozitätsprinzip 
beruhen: Die Mitglieder erwarten, immer so viel 
herauszubekommen, wie sie eingezahlt haben. 
Anders die Sanadîq,51 kleine Versicherungsverei-
ne auf Gegenseitigkeit, die die Beiträge ihrer Mit-
glieder in einem Fonds akkumulieren und nicht 
wieder ausschütten, sondern nur die Mitglieder 
unterstützen, die in finanzielle Krisen geraten 
sind. Jedoch bestehen in Ägypten nur sehr wenige 

                                                      
51 Singular: Sundûq. Vgl. Trenk / Nour (1992), S. 9 ff.; 

Wippel (1996), S. 92 ff. 
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Sanadîq und es werden auch nur kleine Beiträge 
eingezahlt. 

4.2.3 Reformen 

Ğamaciyyât wurde bisher weder vom Staat noch 
von der EZ Beachtung geschenkt.52 Dabei könnten 
sie einen größeren Beitrag zur sozialen Sicherung 
leisten als bisher, wenn sie Versicherungselemen-
te in ihr Konzept integrierten. Dies könnte durch 
die Bildung von Rücklagenfonds oder den 
Abschluß von Gruppenversicherungsverträgen ge-
schehen. 

NROs haben schon Versuche unternommen, Ğa-
maciyyât bei der Umwandlung in Versicherungs-
vereine auf Gegenseitigkeit zu unterstützen. Dabei 
stellte sich heraus, daß auch ärmere Ägypter in 
der Lage sind, kleine Beträge für die soziale Vor-
sorge zurückzulegen.53 Eine NRO berichtete von 
einem Sparclub, dessen Mitglieder monatlich je 
200 LE beitragen. Nur 80 % der Einzahlungen 
werden wieder ausgeschüttet, der Rest wird auf 
ein Konto eingezahlt, das je zur Hälfte als Versi-
cherungs- und Projektfonds dient. Der Versiche-
rungsfonds unterstützt Mitglieder in Not. Der Pro-
jektfonds finanziert gemeinschaftliche Projekte, 
z.B. den Ausbau der Dorfschule oder den Aufbau 
einer gemeinschaftlichen Werkstatt. Kleine Versi-
cherungsvereine gehen aber das Risiko der Zah-
lungsunfähigkeit ein, da manche Risiken nicht 
ausreichend gepoolt werden können: Sie kovariie-
ren (z.B. Ernteausfälle) oder treten bei den Mit-
gliedern zufällig im selben Moment auf (z.B. 
Krankheiten).  

Sinnvoller ist daher der Abschluß von Gruppen-
versicherungsverträgen bei einer Versicherungs-
gesellschaft. Sind die Leistungen der Verträge für 
die gesamte Gruppe nach oben begrenzt, so be-
steht auch kaum eine Gefahr von Versicherungs-

                                                      
52 Vgl. Bayat (1997a), S. 3; BMZ (1999c), S. 3; Dror / Jac-

quiers (1998); KfW (1997), S. 2; Singerman (1995), S. 
126. 

53 Gespräche mit Fatma Ishak Ahmed und Rabie Wahba 
(beide Land Center for Human Rights). 

betrug, da sich die Mitglieder der Gruppe aus ei-
genem Interesse gegenseitig kontrollieren. Es ist 
aber fraglich, ob Ğamaciyyât eine solche Formali-
sierung akzeptieren würden, da ja ihre Attraktivi-
tät gerade in ihrer Flexibilität besteht, die durch 
die Formalisierung eingeschränkt würde. Kleinst-
versicherungen mögen eine Lösung des sozialen 
Problems darstellen, sie müßten aber von stärker 
formalisierten Institutionen (wie NROs) organi-
siert werden. 

4.3 Zivilgesellschaftliche Aktivitäten 

Den Nichtregierungsorganisationen (NROs) und 
Zakât-Komitees stehen beträchtliche Mittel zur 
Verfügung. Ein Teil der NROs leistet hervorra-
gende Arbeit im Wohlfahrts- und Gesundheitsbe-
reich, das gilt aber bei weitem nicht für alle zivil-
gesellschaftlichen Organisationen. Die Effektivität 
vieler NROs leidet unter (i) ihrer strengen Kon-
trolle durch den Staat, (ii) ihrer unzureichenden 
Orientierung an den Bedürfnissen der Ärmsten 
und (iii) ihrer ineffizienten Organisation und 
wechselseitigen Vernetzung. Reformen müßten 
bei diesen Problemen ansetzen. 

4.3.1 Funktionsweise 

Eine sehr hohe Zahl von NROs ist in Ägypten re-
gistriert, die jedes Jahr beträchtliche finanzielle 
Mittel mobilisieren kann, den Löwenanteil im 
Lande selbst. 16.000 NROs sind beim Ministry of 
Insurance and Social Affairs (MISA) registriert, 
4.000 bei anderen Ministerien.54 Schon 1992 stan-
den alleine den beim MISA registrierten NROs 
Finanzmittel in Höhe von 0,5 Mrd. LE zur Verfü-
gung, die zu 73 % aus Mitgliedsbeiträgen, Spen-
den und Erlösen stammten. Nur 9 % trug der Staat 
bei, 6 % stammten von ausländischen Geldgebern 
und 12 % aus sonstigen Quellen. Das Finanzvo-

                                                      
54 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 57 ff., 80; LaTowsky 

(1997a), S. 1; Rieger (1996), S. 57; Speicher (1999), S. 
1 f. 
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lumen dürfte seitdem noch zugenommen haben.55 
Hinzu kommen die Aktionsgruppen an den Mo-
scheen, die sich nicht als NRO, sondern als Zakât-
Komitee formieren (Kasten 3). Rieger (1996) 
schätzt, daß alleine bei den unabhängigen Mo-
scheen pro Jahr 1 Mrd. LE an Zakât eingeht.56  

Die NROs sind hauptsächlich im sozialen, religiö-
sen und kulturellen Bereich, nicht aber politisch 
aktiv. Sie unterhalten Kindertagesstätten, Berufs-
bildungszentren, Gesundheitseinrichtungen, Frau-
enclubs, Sport- und Freizeiteinrichtungen und Re-
habilitationsheime für Behinderte, Jugendstraftä-
ter und Drogenabhängige. Sie organisieren Näh-
kurse für Frauen, religiöse Instruktionen, produk-
tive Aktivitäten, Alphabetisierungskampagnen, 
Kleinkreditfonds und soziale Zusammenkünfte. 

Nach dem Vereinsgesetz müssen die Gründung 
einer NRO und Benennung ihres Vorstands in ei-
nem aufwendigen Prozeß von einem Ministerium 
genehmigt werden. Im Vorstand sitzen oft Pensi-
onäre des MISA. NROs können jederzeit ohne 
Nennung eines Grundes aufgelöst werden und 
müssen über ihre Finanzierung regelmäßig Re-
chenschaft ablegen. Lokale NROs, sog. commu-
nity development associations (CDAs), sind dem 
MISA zum Großteil direkt unterstellt. Sie wurden 
in den 60er Jahren eigens dazu gegründet, lokale 
Aktivitäten für das MISA zu organisieren.57  

So ist die große Zahl von NROs eher Ausdruck 
der neokorporatistischen Strategie der Regierung 
als einer regen Zivilgesellschaft: Die Regierung 
versucht, die Bürger mit Hilfe von Initiativgrup-
pen und Verbänden zu kontrollieren, die Gesell-
schaft zu indoktrinieren und in ihrem Sinne zu 
mobilisieren, aber auch Gelder und Gaben über 

                                                      
55 Vgl. LaTowsky (1994). 

56 Dieser Betrag erscheint sehr hoch. Wippel (1996), S. 
95 f. und 201 - 215 schätzt das Zakât-Aufkommen 1990 
auf nur 25  Mio. LE. Er führt aber auch an, daß eine ein-
zige Vereinigung in Giza 2,6  Mio. LE umsetzte und al-
leine bei Sidi Garber in Alexandria gingen im Ramadân 
1994 Spenden in Höhe von 1  Mio.  LE ein, vgl. Köhn 
(1994), S. 2. 

57  Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 49; MISA (1998a), S. 
67; Rieger (1996), S. 56 ff., Speicher (1999). 

die NROs an die Gesellschaft weiterzuleiten, um 
so das Wohlwollen der Bürger zu erkaufen (Kas-
ten 2). 28 % der registrierten NROs bestehen nur 
auf dem Papier, 40 % sind de facto staatliche Ein-
richtungen, die restlichen NROs werden durch 
strenge Auflagen und weitreichende Kontrollrech-
te der Regierung so sehr behindert, daß sie nur ei-
nen sehr engen Spielraum haben.58 UNDP schätzt, 
daß nur 500 NROs unabhängig und langfristig ak-
tiv sind. 

4.3.2 Bewertung 

Ein erstes Problem der NROs besteht darin, daß 
sich der Großteil ihrer Angebote nicht an den Be-
dürfnissen der Armen orientieren. Beispielsweise 
richten sich Freizeit- oder Frauenclubs eindeutig 
an die Mittelschicht. Dies liegt daran, daß die 
meisten NROs von der gebildeten städtischen Mit-
telschicht organisiert werden und in den Provinz-
hauptstädten angesiedelt sind, wo sie für die Be-
wohner des Landes nur schwer zu erreichen sind. 
Selbst Gesundheitszentren, Kindertagesstätten und 
Rehabilitationsheime nützen den Armen nur we-
nig, da säkulare wie religiöse NROs hierfür Ge-
bühren erheben, die zwar unter denen des privaten 
Sektors liegen, für die Bedürftigen aber zu teuer 
sind. Nur wenige NROs nehmen ein bestimmtes 
Kontingent an Patienten kostenlos auf. So stellen 
ihre Angebote eher eine Konkurrenz für private 
Anbieter denn für staatliche Einrichtungen dar.59 

Am ehesten profitieren die Armen noch von der 
Wohlfahrtsarbeit der NROs. Zwar machte ihr Vo-
lumen 1992 nur 10 - 15 % aller NRO-Ausgaben 
aus. Jedoch überstieg es damit bei weitem das Ge-
samtvolumen aller staatlichen Sozialhilfepro-
gramme. Die wohltätigen Hilfen der NROs und 
Zakât-Komitees werden – anders als deren sonsti-
ge Aktivitäten – überwiegend aus Zuwendungen 
finanziert. Die ausgezahlte Zakât beläuft sich 

                                                      
58 Vgl. LaTowsky (1997a), S. 9; Schweers (1994); Singer-

man (1995), S. 251 – 255; Wippel (1996), S. 203 ff. 

59 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 22; IDA (1999), An-
nex 11; LaTowsky (1997b); Rafeh (1997); Roemer 
(1991), S. 379; Singerman (1995), S. 244 – 255 und 258. 
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nicht selten auf 100 oder 200 LE pro Person und 
Monat.60 Den Folgen langfristig wirksamer Risi-
ken wie Verwitwung und Scheidung scheinen in 
Ägypten nur noch die NROs und die Zakât-
Komitees entgegenzutreten. 

Das zweite Problem des Sektors besteht darin, daß 
viele NROs ineffizient und intransparent wirt-
schaften. Die sozialpolitische Effektivität diver-
giert erheblich zwischen den Organisationen. Wie 
in anderen Ländern61 sind kleinere NROs oft 
schlecht organisiert, haben kaum Kontakte zu an-
deren NROs, verfügen nicht über das für ihre Ak-
tivitäten notwendige Know-how und überleben 
nur wenige Jahre. Zudem ist unter den NROs die 
Konkurrenz um Gelder und Prestige verbreitet; 
Fund raising wird nicht selten zum materiellen 
Wohl der NROs und ihrer Mitarbeiter betrieben.62 

Das gilt auch für die NRO-Gesundheitseinrich-
tungen.63 Zwar erbrachten sie 3 - 5 % aller Leis-
tungen des Gesundheitssektors für nur 1 - 2 % al-
ler Aufwendungen und fast alle NRO-Kliniken 
sind personell und materiell besser ausgestattet als 
die staatlichen Einrichtungen, ihre Räumlichkei-
ten sind sauberer und ihre Ärzte sind motivierter. 
Jedoch divergiert auch hier die Qualität der Ange-
bote: Viele NRO-Kliniken haben einen schlechten 
Ruf und behandeln nur wenige Patienten, weswe-
gen sie gemieden werden, hohe Verluste schrei-
ben und oft nur wenige Jahre überleben. 

Eine positive Ausnahme stellen ausländische 
NROs dar und ägyptische NROs, die mit auslän-
dischen NROs kooperieren. Das liegt mit daran, 
daß die Regierung diesen Organisationen einen 

                                                      
60 Informationen aus Gesprächen mit Muhammad Mansi 

und aus LaTowsky (1994); Wippel (1996), S. 96. 

61 So z.B. in Kenia und Ruanda, vgl. Neubert (1997). 

62  Informationen aus Gesprächen mit Burghard Claus 
(DIE), Monika El-Shurbagi (GTZ-Projekt), Iman Bibars 
(ADEW) und Kamelia Shoukry (AAW) und aus Bayat 
(1997a), S. 3; Schweers (1994), S. 2; BMZ (1999c), S. 3; 
IBRD (1991), S. 64 f.; LaTowsky (1994), S. 12 ff.; La-
Towsky (1995); Nagi (1998), S. 26; Rieger (1996), S. 
56 ff.; Singerman (1995), S. 250. 

63 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 22; Chiffoleau (1993), 
S. 126; LaTowsky (1994), S. 12 ff.; MFA (1995), S. 8. 

größeren Freiraum läßt.64 Daneben gibt es aber 
auch originär ägyptische NROs, die exzellente 
Projekte betreiben, darunter die Coptic Evangeli-
cal Organisation for Social Services (CEOSS), 
die Upper Egypt Association (UEA), die Associa-
tion for the Development and Enhancement of 
Women (ADEW) oder das Center for Egyptian 
Women’s Legal Assistance (CEWLA).65 

4.3.3 Reformen 

Für die NROs stehen eine Liberalisierung des 
Vereinsgesetzes und eine Verbesserung ihrer 
Rechtssicherheit an oberster Stelle auf der Re- 
formagenda. Ihre Effizienz leidet vor allem unter 
der staatlichen Kontrolle und der Überreglemen-
tierung ihres fund raising. Zwar wurde 1999 ein 
neues Vereinsgesetz erlassen, das den NROs grö-
ßere ökonomische Freiheiten brachte, politisch 
aber ist es restriktiver als das alte Gesetz und es 
beschneidet den Spielraum ihrer Aktivitäten noch 
immer sehr. 

Darüber hinaus sollte der Staat sogar eine engere 
sozialpolitische Kooperation mit den NROs in Be-
tracht ziehen. Vor allem bei der Sozialhilfe könn-
ten Synergien erzeugt werden, wenn sich die So-
zialverwaltung mit den NROs abstimmen und mit 
ihnen die Daten der Sozialhilfeempfänger austau-
schen würde (Unterkapitel 4.6). Die Weltbank 
empfiehlt dem Staat sogar, NROs größere Fi-
nanzmittel für sozialpolitische Aktivitäten zu ü-
bertragen, mit denen sie effizienter wirtschaften 
würden als die Bürokratie selbst.66 

Die ausländischen Geber hingegen sollten das ca-
pacity building der NROs fördern. Beobachter 
sind sogar der Meinung, daß eine der größten 
Herausforderungen für die EZ der nächsten Jahre 
darin bestehen wird, die gegenseitige Vernetzung 

                                                      
64 Z.B. Caritas, CARE, das Institute of Cultural Affairs 

(ICA) oder das Center for Development Studies. 

65 Vgl. Rieger (1996), S. 59. Gespräche mit Henri Boulat 
(Caritas), Burghard Claus (DIE) und Amin Fahim 
(UEA). 

66 Vgl. BMZ (1999c), S. 3; IBRD (1991), S. 145. 
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der NROs, die Schulung ihrer Mitarbeiter und ih-
res Managements und den Aufbau finanzwirt-
schaftlichen Know-hows zu fördern.67 

Einige Geber unterstützen NROs beim Aufbau 
von Mikrokreditprogrammen. Mit Hilfe der Mik-
rokredite sollen verarmte Familien ihre Mehraus-
gaben decken und kleine einkommensschaffende 
Aktivitäten im Haushalt aufbauen.68 Die Rückzah-
lungsraten liegen durchweg über 95 %. Der Fam-
ily Development Fund von UNICEF erreichte so-
gar 98 %, er arbeitet nach dem Modell der 
Grameen-Bank und zahlt Gruppenkredite zu 200 -
 300 LE im Turnus an je fünf Frauen aus, die für 
die Rückzahlung gesamtschuldnerisch haften.  

Jedoch trugen die Mikrokreditprogramme nur we-
nig zur Verbesserung der sozialen Sicherung der 
Ärmsten bei. Hierfür gibt es drei Erklärungen: Er-
stens muß der Zins über 16 % liegen, wenn die 
Programme kostendeckend arbeiten sollen, und ist 
für viele Ägypter zu hoch. Zweitens nehmen die 
Ärmsten nur selten an den Programmen teil; sie 
fürchten, die aufgenommenen Kredite nie zurück-
zahlen zu können. Drittens beinhalten die Mikro-
kreditprogramme kein Versicherungselement und 
sehen daher keinen Risikoausgleich vor. Zwar 
könnten die NROs im Rahmen der Programme 
auch Kleinstversicherungsverträge für ärmere Be-
völkerungsgruppen anbieten. Jedoch müßten sie 
sich in irgendeiner Form (bei einer privaten Ver-
sicherungsgesellschaft oder im Verbund mit ande-
ren NROs) rückversichern, da keine NRO groß 
genug dafür ist, die Risiken der bei ihr Versicher-
ten in ausreichendem Maß zu poolen.69 

                                                      
67 Vgl. Morsy (1999). 

68 Mikrokredite sind stets von Kleinkrediten zu unterschei-
den, die dem Aufbau kleiner Unternehmen dienen und 
sehr viel größer sind. Partner der Geber waren NROs 
(CARE, CEOSS, Caritas, ADEW...), aber auch Entwick-
lungsbanken (PBDAC, NBD, NSC). 

69 Vgl. Freiberg-Strauß (1999); Dror / Jacquiers (1998); 
Jütting (1999); Weidnitzer (1998), S. 40 ff. 

4.4 Staatliche Sozialversicherungs-
systeme 

Die ägyptische Sozialversicherung ist ein kapital-
gedecktes System mit hochentwickelter Konzepti-
on und hohen Auszahlungen.70 Ihre Leistungen 
machen mehr als 3 % des BIP aus, das Gesetz 
sieht eine Versicherung für alle Beschäftigten vor 
und der Versicherungsschutz ist zumindest für die 
dauerhaft Beschäftigten umfassend (Abschnitt 
4.4.1). Zwar weist die Sozialversicherung erhebli-
che Ineffizienzen auf und hat einige negative Ver-
teilungswirkungen (Abschnitt 4.4.2). Dennoch 
kann eine Reform den sozialen Schutz der Ägyp-
ter mit vertretbarem Aufwand erheblich verbes-
sern (Abschnitt 4.4.3). Denn das Konzept des be-
stehenden Systems ist so ausgearbeitet und die 
Verwaltungsstruktur so gut, daß eine Reform 
hierauf bauen kann, ohne daß ein grundsätzlich 
neues System aufgebaut werden muß. Das gilt 
insbesondere für die Rentenversicherung. 

4.4.1 Konzept 

Die Sozialversicherung besteht aus sechs ver-
schiedenen Subsystemen für verschiedene Be-
schäftigtengruppen, die nicht alle gegen die selben 
Risiken Schutz bieten und unterschiedlich hohe 
Beiträge und Leistungen vorsehen. Nur der Schutz 
vor den negativen Folgen der Scheidung ist für al-
le Ägypterinnen in einheitlicher Weise gesetzlich, 
aber außerhalb der Versicherung geregelt. So muß 
der Mann auch nach der Scheidung für den Le-
bensunterhalt der Frau aufkommen. In der Praxis 
ist dieses Recht aber kaum bekannt, kann nur 
schwer kontrolliert werden und wird fast nie 
durchgesetzt. 

Die Sozialversicherung wird von der National So-
cial Insurance Organisation (NSIO) verwaltet, 
deren lokale Büros die Sozialabgaben einziehen 
und die Renten und Arbeitslosengelder auszahlen. 
Nur die Krankenversicherungsabgaben werden 
von der NSIO an die Health Insurance Organisa-

                                                      
70 Vgl. Tzannatos (2000). 
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tion (HIO) überwiesen, die für die Erbringung der 
medizinischen Leistungen zuständig ist. 

Im Folgenden werden nacheinander die sechs 
Subsysteme der Sozialversicherung vorgestellt. 
Die einzelnen Regelungen sind aber so kompli-
ziert, daß im Text auf eine detaillierte Beschrei-
bung verzichtet wird. Eine ausführlichere Darstel-
lung findet sich im Anhang II. 

4.4.1.1 Das Sozialversicherungssystem 
für permanent Beschäftigte 

Für die dauerhaft Beschäftigten des privaten, des 
öffentlichen und des Staatssektors besteht eine 
Renten-, eine Kranken-, eine Arbeitsunfall- und 
eine Arbeitslosenversicherung. Die Beitragssätze 
liegen zwischen 34 und 41 %, von denen der Ar-
beitnehmer selbst 11 - 14 % zu zahlen hat (Tabel-
le A5). Ihre Höhe divergiert nicht nur zwischen 
dem privaten, dem öffentlichen und dem Staats-
sektor sondern auch zwischen den Abgaben vom 
„Basisgehalt“ (Arbeitseinkommen bis 525 LE pro 
Monat) und den Abgaben vom „variablen Gehalt“ 
(Arbeitseinkommen über 525 LE, Sachvergütun-
gen, Boni, Gewinnbeteiligungen und Sonderzu-
wendungen).  

Die Rentenversicherung gewährt monatliche 
Rentenzahlungen, wenn der versicherte Arbeit-
nehmer das 60. Lebensjahr erreicht hat, erwerbs-
unfähig wird oder verstirbt. Die Höhe der Rente 
hängt von der Zahl der Beitragsjahre und der Hö-
he des letzten Basisarbeitseinkommens ab. Sie 
steigt nach der Verrentung nicht mehr automatisch 
an. Zwar werden beinahe jedes Jahr Rentenanhe-
bungen per Dekret beschlossen, diese liegen aber 
im Durchschnitt bei nur 10 % und somit weit un-
ter der Inflationsrate der 80er Jahre (Tabelle A6). 
Zur Altersrente vom Basiseinkommen kommt 
noch eine Rente vom variablen Einkommen hin-
zu, deren Höhe von der Zahl der Beitragsjahre 
und dem durchschnittlichen Einkommen während 
der Lebensarbeitszeit bestimmt wird. Dabei wer-
den die Einzahlungen auf persönliche Konten gut-
geschrieben und bis zur Verrentung mit 2 % pro 
Jahr verzinst. Nach der Verrentung steigt die Ren-

te vom variablen Gehalt nicht mehr, so daß ihr re-
aler Wert kontinuierlich sinkt. 

Krankenversicherung: Generell können alle Ä-
gypter das Gesundheitssystem des Ministry of 
Health (MOH) kostenlos in Anspruch nehmen. 
Alle permanent Beschäftigten haben aber auch 
Anspruch auf medizinische Versorgung durch die 
Krankenhäuser, Kliniken und Vertragsärzte der 
HIO. Die Angehörigen der permanent Beschäftig-
ten sind allerdings nicht mit versichert. Rentner 
können auf freiwilliger Basis für 7 LE pro Monat 
Mitglied werden, Studenten sind seit 1992 
pflichtversichert. Sukzessive wird die obligatori-
sche HIO-Mitgliedschaft auch auf 12 Mio. min-
derjährige Schüler ausgeweitet, die dafür monat-
lich 0,3 LE zu entrichten haben. Zudem gewährt 
die Krankenversicherung Krankengeld (75 - 85 % 
des regulären Gehalts) für maximal 180 Tage im 
Kalenderjahr und Mutterschaftsgeld (75 % des re-
gulären Gehalts) für die Dauer von 50 Tagen vor 
und 50 Tagen nach der Entbindung, jedoch nur 
bei drei Geburten pro Mutter.  

Unfallversicherung: Bei berufsbedingter Ar-
beitsunfähigkeit zahlt die Versicherung ohne zeit-
liche Einschränkung Lohnersatz in voller Höhe 
des letzten Lohnes oder Gehalts. 

Arbeitslosenversicherung: Beschäftigte des pri-
vaten und öffentlichen Sektors haben nach unver-
schuldeter Entlassung Anspruch auf Arbeitslosen-
geld in Höhe von 60 % des letzten Lohnes. Es 
wird bis zu 28 Wochen lang bezahlt, wenn min-
destens 24 Monate vor der Entlassung Beiträge 
entrichtet wurden. Der Arbeitslose muß sich re-
gelmäßig beim Arbeitsamt melden und angemes-
sene Stellen annehmen. 

4.4.1.2 Das Sozialversicherungssystem 
für temporär Beschäftigte 

Unter temporär Beschäftigten versteht das Gesetz 
Kleinbauern, Landarbeiter, Hausangestellte und 
saisonal Beschäftigte. Diese müssen jeden Monat 
eine Wertmarke für 1 LE erwerben und haben mit 
120 Wertmarken Anspruch auf Alters-, Hinter-
bliebenen- und Invalidenrenten in einheitlicher 
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Höhe von 63 LE. Die Versicherung sieht keinen 
Schutz bei Arbeitsunfällen, Arbeitslosigkeit und 
Krankheit vor. 

4.4.1.3 Das Sozialversicherungssystem 
für Selbständige 

Ein separates Rentenversicherungssystem besteht 
für Anteilseigner von Unternehmen, Arbeitgeber 
und selbständig Erwerbstätige in Transport, Tou-
rismus, Handel, Handwerk, des freien Berufes und 
in der Landwirtschaft, wenn das Grundeigentum 
10 Feddan übersteigt. Die Beiträge belaufen sich 
auf 15 % einer frei wählbaren Einkommensstufe, 
die jährlich neu zwischen 50 und 900 LE be-
stimmt werden kann. Die Höhe der Alters-, Hin-
terbliebenen- und Erwerbsunfähigkeitsrenten 
hängt von der Beitragsdauer und der Summe der 
eingezahlten Beiträge ab. Die Anhebung der Ren-
ten nach Verrentung erfolgt wie im Sozialversi-
cherungssystem für permanent Beschäftigte per 
Dekret. 

Die Sozialversicherung für Selbständige sieht kei-
nen Schutz vor Krankheit oder Arbeitslosigkeit 
vor. Jedoch versichern sich viele Selbständige bei 
den Curative Care Organisations von Kairo und 
Alexandria (CCO) gegen Krankheit. Die Beiträge 
der CCO liegen unter denen der privaten Versi-
cherungen. Sie überlebten die Nationalisierungs-
wellen der 60er Jahre als einzige Alternative zur 
staatlichen Krankenversicherung. Zwar wurden 
auch sie verstaatlicht, konnten sich aber als unab-
hängige, wenn auch öffentliche Versicherung hal-
ten. Die CCO unterhalten 34 Krankenhäuser und 
Kliniken mit hohem Qualitätsstandard. Heute ver-
sichern sie rund 5 % der Bevölkerung, vor allem 
die Angehörigen der freien Berufe und die Ange-
stellten größerer Unternehmen. 

4.4.1.4 Das Sozialversicherungssystem 
für ägyptische Gastarbeiter im 
Ausland 

Ägypter im Ausland können sich freiwillig in Ä-
gypten sozialversichern, soweit sie nicht im Gast-
land sozialversichert sind. Die Beiträge in dem ei-

gens für sie geschaffenen System liegen bei 
22,5 % eines frei wählbaren Einkommens zwi-
schen 50 und 600 LE. Es gewährt ausschließlich 
Alters-, Hinterbliebenen- und Erwerbsunfähig-
keitsrenten, deren Höhe sich wie im Sozialversi-
cherungssystem für Selbständige berechnet. 

4.4.1.5 Beitragsfreie „Kollektive 
Sicherungssysteme“ 

Innen-, Verteidigungs-, Bildungs- und Transport-
ministerium haben für ihre Beschäftigten (inklusi-
ve der Soldaten, der Richter und der Universitäts-
dozenten) eigenständige, beitragsfreie Rentensys-
teme geschaffen, die nicht von der NSIO verwal-
tet werden. Zudem bestehen separate beitrags- 
und gebührenfreie Gesundheitseinrichtungen, die 
ausschließlich den Mitarbeitern der Ministerien 
zur Verfügung stehen und erstklassig ausgestattet 
sind. Diese sogenannten „kollektiven Sicherungs-
systeme“ werden aus dem Staatshaushalt und da-
mit aus Steuermitteln finanziert. 

4.4.1.6 Alternative und Zusatzversiche-
rungssysteme 

Neben der staatlichen Sozialversicherung und den 
privaten Lebensversicherungen bestehen in Ägyp-
ten betriebliche und gewerkschaftliche Rentenver-
sicherungen, bei denen komplementäre und alter-
native Systeme zu unterscheiden sind: Komple-
mentäre Alters- und Arbeitsunfähigkeitsrenten-
versicherungen können auch ohne Gründungska-
pital von Berufsverbänden und Unternehmen für 
deren Mitglieder bzw. Mitarbeiter gegründet wer-
den. Sie sind kapitalgedeckt und verzeichnen zu-
meist hohe Renditen. Alternative Rentenfonds 
dürfen hingegen nur von größeren Unternehmen 
eingerichtet werden. Die Beschäftigten solcher 
Betriebe sind von der Sozialversicherungspflicht 
befreit und werden vom Arbeitgeber durch Grup-
penverträge bei privaten Gesellschaften versi-
chert. Dabei dürfen ihre Beitragssätze nicht über 
denen der Sozialversicherung liegen, die Leistun-
gen müssen besser sein. 50 % der Rücklagen sind 
bei der National Investment Bank (NIB) in Staats-
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anleihen anzulegen und 1 % der Einnahmen sind 
der NSIO zu übertragen.  

4.4.2 Bewertung 

Auch die Beurteilung der Sozialversicherungssys-
teme orientiert sich an den in Kapitel 2 erläuterten 
Kriterien Effizienz und Verteilungsgerechtigkeit, 
die sich übrigens auch das MISA zu eigen ge-
macht hat.71 Nach diesen Kriterien weist die Sozi-
alversicherung vier Defizite auf (Abbildung 1): 

— Die sechs Subsysteme weisen erhebliche Dif-
ferenzen im Leistungsniveau auf und lassen 
Teile der Bevölkerung ohne sozialen Schutz 
vor bestimmten Risiken (a). 

— In der Praxis ist nur jeder zweite Ägypter 
sozialversichert (b). 

— Die Leistungen fallen trotz hoher Beitragssät-
ze sehr niedrig aus (c). 

— Dennoch decken die Beitragseinnahmen 
kaum noch die laufenden Ausgaben, so daß 
die zukünftige Finanzierbarkeit der Renten- 
(d) und der Krankenversicherung (e) gefähr-
det ist. 

Zwischen den letzten beiden Punkten scheint ein 
Widerspruch zu bestehen, der im Folgenden näher 
untersucht wird. Wie sich herausstellt, sind hierfür 
und für die Probleme der Sozialversicherung im 
allgemeinen die niedrigen Wachstums- und hohen 
Inflationsraten in der Vergangenheit und fünf 
Mängel im System der Sozialversicherung selbst 
verantwortlich: 

— die unsolide Investitionspolitik und der Miß-
brauch der Versicherungsreserven durch den 
Staat, 

— die unzureichenden Anpassungen der 
Leistungsanprüche und Eckwerte in der Ren-
tenformel an inflationsbedingte Realwertver-
luste, einige allzu großzügige Leistungsbe-
zugsbedingungen und Sonderregelungen für 

                                                      
71 Vgl. o.A. (1999b), S. 3. 

bestimmte Gruppen (negative Elemente der 
Quersubventionierung), 

— die unzureichende Kontrollkapazität, Ineffi-
zienz und Mißwirtschaft der Sozialverwal-
tung, 

— die Desinformation und das Desinteresse der 
Individuen an Fragen der sozialen Sicherung 
und 

— die Segmentierung in sechs Subsysteme mit 
unterschiedlichem Versicherungsumfang. 

4.4.2.1 Umfang des sozialen Schutzes 

Der gesetzliche Deckungsgrad der Sozialversiche-
rung ist beeindruckend hoch: 102 % der Erwerbs-
tätigen und 97 % der Erwerbspersonen72 fallen un-
ter die Bestimmungen von einem der sechs Sub-
systeme und sind gesetzlich gegen Alter, Tod, Ar-
beitsunfähigkeit und Krankheit73 versichert. 
Schutz vor den Folgen von Arbeitsunfällen und 
Arbeitslosigkeit ist allerdings für nur 57 % bzw. 
28 % der Erwerbstätigen vorgesehen, da die Sub-
systeme für Gastarbeiter, Selbständige und tempo-
rär Beschäftigte keine entsprechenden Versiche-
rungskomponenten umfassen. Vor allem aber dif-
ferieren Qualität und Umfang der Leistungen stark 
zwischen den einzelnen Subsystemen. Die Seg-
mentierung der Sozialversicherung ist sozial un-
gerecht und macht Ägypten sozialpolitisch zur 
Fünfklassengesellschaft: 

— Die Militärs und Ministerialbeamten werden 
durch privilegierende Sondersysteme abgesi-
chert, die vom Fiskus und nicht aus Beiträgen 
finanziert werden und die umfassende Leis-
tungen von hoher Qualität gewähren.  

                                                      
72 Vgl. ILO (1998b), S. 25 f. Nach IBRD (1997), Bd. III, S. 

52 liegt der Deckungsgrad bei 83 %. 

73 Zwar besteht nur für Studenten, Schüler, Rentner und 
43 % der Erwerbstätigen die Möglichkeit der HIO-
Mitgliedschaft, nicht aber für deren Angehörige und an-
dere Erwerbstätige. So sind nur 27 % der Ägypter bei 
der HIO krankenversichert, jedoch kann jeder die staatli-
chen Gesundheitseinrichtungen gratis nutzen. 
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 Abbildung 1: Probleme der ägyptischen Sozialversicherung, Ursachen der Probleme und notwendige Reformmaßnahmen 
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— Die Mitglieder von Berufsverbänden und die 
Beschäftigten großer Unternehmen (ca. 1 % 
der Erwerbstätigen) genießen teilweise einen 
besseren Versicherungsschutz, wenn sie die 
Möglichkeit zur Zusatzversicherung oder zur 
Mitgliedschaft in den „Alternativen Syste-
men“ haben. 

— Die restlichen permanent Beschäftigten (ca. 
50 % der Erwerbstätigen) sind zwar umfas-
send versichert, die Leistungen sind aber weit 
schlechter als bei den zuvor genannten Sub-
systemen. 

— Für Selbständige (ca. 10 % der Erwerbstäti-
gen) besteht ein separates System, das nur 
Rentenleistungen vorsieht. Während die Rei-
cheren unter ihnen durch private Versiche-
rungsverträge und Ersparnisse zusätzlich vor-
sorgen können, ist die Masse der Selbständi-
gen im informellen Sektor (own account 
workers) nur minimal abgesichert. 

— Die Renten der temporär Beschäftigten (ca. 
35 % der Erwerbstätigen) übersteigen ihre 
Sozialabgaben bei weitem, liegen aber deut-
lich unter dem Existenzminimum. Andere 
Versicherungsansprüche bestehen für diese 
Versichertengruppe nicht (Tabellen A7 und 
A8 im Anhang). 

4.4.2.2 Deckungsgrad 

Der tatsächliche Deckungsgrad der Sozialversi-
cherung liegt weit unter dem gesetzlichen De-
ckungsgrad (Tabellen A7 und A8). Zwar sieht das 
Gesetz eine Sozialversicherungspflicht für nahezu 
alle Beschäftigten vor. Tatsächlich sind aber nur 
53 % aller Erwerbspersonen rentenversichert, 
40 % sind gegen Arbeitsunfälle, 56 % gegen 
Krankheit und 16 % gegen Arbeitslosigkeit versi-
chert.74  

                                                      
74 Vgl. ILO (1998b). Bei zwei weniger repräsentativen 

Umfragen in einer Trabantenstadt Kairos ergab sich aus 
den Aussagen von Kleinunternehmern, daß 91 % ihrer 
Beschäftigten rentenversichert und 88 % krankenversi-
chert sind, vgl. El-Mahdy / El-Said (1998), S. 64. Hin-
gegen behaupteten nur 43 % der Arbeitnehmer Mitglied 

Diese Diskrepanz erklärt sich durch drei Ursa-
chenkomplexe: Der erste hat mit der Einstellung 
der Bevölkerung zur Sozialversicherung zu tun: 

— Viele Familien sind kurzsichtig oder haben 
eine hohe Präferenz für gegenwärtigen Kon-
sum. Sie sehen nicht die Notwendigkeit der 
sozialen Vorsorge und umgehen die Versi-
cherungspflicht. 

— Vor allem die Bezieher niedriger Einkommen 
kennen ihr Recht auf Versicherungsschutz 
nicht, verfügen nicht über die Dokumente, die 
dem Antrag auf Versicherungsbeitritt oder 
Leistungsbezug beizufügen sind (Versiche-
rungskarte, Personalausweis) oder kommen 
nicht mit den Antragsprozeduren zurecht, die 
als kompliziert und demütigend beschrieben 
werden.75 

— Viele Beschäftigte leisten keine oder nur un-
zureichend hohe Sozialabgaben, weil sie der 
staatlichen Versicherungsverwaltung miß-
trauen (mit Recht, wie sich in Abschnitt 
4.4.2.5 zeigen wird). 

Ein zweiter Ursachenkomplex besteht in der unzu-
reichenden Anreizkompatibilität der Sozialversi-
cherung. In Abschnitt 4.4.2.3 wird sich zeigen, 
daß die Rendite des Subsystems für permanent 
Beschäftigte sehr niedrig ist. Hingegen sind die 
Leistungen des Subsystems für temporär Beschäf-
tigte im Verhältnis zu den Beiträgen hoch; sie 
können nur durch eine erhebliche Quersubventio-
nierung aus den anderen Subsystemen finanziert 
werden. Um so erstaunlicher ist, daß nur 25 % der 
temporär Beschäftigten Beiträge entrichten. Die-
ses Phänomen erklärt sich dadurch, daß 

— den Sozialämtern oft die Marken ausgehen, 
die die Beitragsentrichtung dokumentieren76 
und 

                                                                                  
der Sozialversicherung zu sein, vgl. Möller (1998), S. 
73. 

75 Vgl. Nagi (1998), Illustration Nr. 9. 

76 Vgl. Rieger (1996), S. 36. Gespräche mit Seheir Habib 
(MISA), Makram Mina (Complimentary Fund), Heba 
Rashad (AUC), Mohammed El-Sayed und Fatma Ishak 
Ahmed (NSIO) und Iman Bibars (ADEW).  
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— an Stelle der 120 Monatsbeiträge auch eine 
einmalige Zahlung von 120 LE bei Verren-
tung akzeptiert wird, die sich schon nach 
zwei Monaten amortisiert hat. Viele dauerhaft 
Beschäftigte nutzen diese Möglichkeit, ob-
wohl für sie ein anderes Subsystem zuständig 
ist: 6 Mio. Berufstätige fallen unter die Be-
stimmungen des Subsystems für temporär 
Beschäftigte, davon leisten 1,5 Mio. regelmä-
ßig Beiträge. Zugleich zahlt das Subsystem 
aber Renten an 1,3 Mio. Personen aus. 

Eine dritte Ursache des niedrigen Deckungsgrades 
ist die unzureichende Kontrollkapazität der So-
zialadministration. Vielen Beschäftigten gelingt 
es, der Versicherungspflicht ungestraft zu entge-
hen oder bei der Verwaltung ein geringeres Ein-
kommen zu deklarieren. Die Bereitschaft zur Bei-
tragsentrichtung hängt in allen Subsystemen von 
den konkreten Überwachungsmöglichkeiten der 
Sozialverwaltung ab. So sind fast alle Arbeitneh-
mer des öffentlichen und des Staatssektors sozial-
versichert, in denen der Staat die Beiträge selbst 
abführt. Hingegen zahlen nur 62 % der dauerhaft 
Beschäftigten des privaten Sektors und 69 % der 
Selbständigen Sozialbeiträge. 

Selbst innerhalb des Privatsektors ist der Anteil 
der Versicherten um so höher, je leichter der Staat 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer kontrollieren kann: 
Er ist um so niedriger, je häufiger der Beschäftigte 
außerhalb seines Betriebes tätig ist, je kürzer er 
angestellt ist und je weiter sein Arbeitsplatz von 
den großen Städten entfernt liegt. Rund 30 % der 
Unternehmer melden ihre Arbeitnehmer nicht, 
obwohl hierauf hohe Strafen stehen. Viele umge-
hen auch das Gesetz, indem sie auf Teilzeitverträ-
ge ausweichen.77 

                                                      
77 Informationen aus einem Gespräch mit Clive Bailey 

(ILO) und aus Möller (1998), S. 73; Rieger (1996), S. 
35. 

4.4.2.3 Beitragssätze und Leistungs-
niveau der Rentenversicherung 

Die Beitragssätze und das Leistungsniveau der 
Rentenversicherung liegen im Vergleich mit ande-
ren middle income countries hoch. (Eine Aus-
nahme stellt das Subsystem für temporär Beschäf-
tigte dar.) Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusam-
men führen zwischen 32 und 41 % des Einkom-
mens ab. Auch die Leistungen erscheinen großzü-
gig: Die durchschnittliche Rente der Staatsbe-
diensteten und der permanent Beschäftigten des 
privaten Sektors lag 1995 nominal bei 102 bzw. 
147 % des jeweiligen versicherungspflichtigen 
Einkommens während der Arbeitszeit.78 

Um so erstaunlicher ist, daß der absolute Wert der 
Renten bei vielen Ägyptern unter dem Existenz-
minimum liegt (Tabelle A7). Ein Durchschnitts-
beamter erhält im Alter 4272 LE pro Jahr, ein An-
gestellter des öffentlichen Sektors 3900 LE und 
ein Beschäftigter des privaten Sektors 1716 LE. 
20 % der permanent Beschäftigten und 95 % der 
temporär Beschäftigten beziehen weniger als 1200 
LE pro Jahr. Selbständige haben Anspruch auf 
756 LE.79  

Für diese Diskrepanz sind zwei Ursachen verant-
wortlich: Einerseits liegen die Beiträge in absolu-
ten Werten so niedrig, daß sie auch nur beschei-
dene Leistungsanprüche generieren. Beamte zah-
len im Durchschnitt 108 LE pro Monat in die 
Rentenkasse ein, Arbeiter und Angestellte im pri-
vaten Sektor entrichten 117 LE. In Anbetracht der 
hohen Beitragssätze scheint hier ein Widerspruch 
zu bestehen, der sich durch drei Faktoren auf-
klärt:80 

                                                      
78 1986 hatte das Rentenniveau noch bei 103 % bzw. 89 % 

gelegen, vgl. IBRD (1997), Bd. III, S. 54; Tzannatos 
(2000). 

79 Vgl. ILO (1998b), S. 55. Noch niedrigere Werte finden 
sich in INP (1998), S. 115. 

80 Informationen aus Gesprächen mit Clive Bailey, Ahmed 
Elborai, Mohammed El Sayed, Ibrahim Fawzy, Nabil 
Hakam, Fatma Ishak, Seheir Habib, Heba Rashad. vgl. 
auch IBRD (1997), Bd. III, S. 54; ILO (1998b). 
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— Schon die Bemessungsgrundlage der Beiträ-
ge, das versicherungspflichtige Einkommen, 
liegt kaum über der Armutsgrenze. Auch die 
Arbeitseinkommen der permanent 
Beschäftigten liegen niedrig und ihr 
versicherungspflichtiger Anteil ist noch 
kleiner, da seine Definition große 
Einkommensbestandteile ausschließt, auf die 
keine Abgaben zu zahlen sind. 

— Bei der Sozialversicherung für permanent Be-
schäftigte werden häufig zu niedrige Angaben 
über das Einkommen gemacht. Wegen seiner 
hohen Beitragssätze ist das System für per-
manent Beschäftigte weder für die Arbeitge-
ber noch für die Arbeitnehmer attraktiv; sie 
sprechen sich ab und manipulieren die Ent-
lohnungsstruktur so, daß möglichst hohe Ein-
kommensbestandteile aus der Beitragsbemes-
sungsgrundlage herausfallen. Auf sie werden 
dann nur Beiträge zu Zusatzversicherungen 
entrichtet. In den Systemen für Selbständige 
und Gastarbeiter besteht das Problem darin, 
daß das versicherungspflichtige Einkommen 
frei gewählt werden kann und die Versicher-
ten bestrebt sind, niedrige Einkommensstufen 
zu melden, um ihre Sozialabgaben niedrig zu 
halten. 

— Die tatsächlichen Beitragssätze liegen weit 
unter den gesetzlich vorgesehen Werten: Aus 
den Jahresabschlüssen der NSIO geht hervor, 
daß die Beitragszahlungen bei nur 17 % der 
versicherungspflichtigen Einkommen lagen, 
die Gründe hierfür können nur darin liegen, 
daß die Versicherung der Nichtentrichtung 
von Abgaben in unzureichender Schärfe 
nachgeht.81 

Andererseits liegt die Rendite des Subsystems für 
permanent Beschäftigte niedrig, für viele Versi-
cherte war die reale Verzinsung ihrer Beiträge so-
gar negativ. Ursache hierfür ist der unzureichende 
Inflationsausgleich bei der Berechnung der Ren-
ten: Die Renten vom Basisgehalt wurden in der 
Vergangenheit um durchschnittlich 10 % pro Jahr 
erhöht, während sich die Inflationsrate zeitweise 

                                                      
81 Vgl. IBRD (1997), Bd. II, S. 106. 

auf 20 % belief (Tabelle A6). Die Renten vom va-
riablen Gehalt werden hingegen gar nicht erhöht 
und die Rentenansprüche werden vor der Verren-
tung auch nur um 2 % pro Jahr aufdiskontiert (er-
höht). 

Letztlich läßt sich das niedrige Leistungsniveau 
der Rentenversicherung also auf drei Ursachen-
komplexe zurückführen: (i) die rückläufigen Real-
löhne, (ii) die unzureichende Kontrollkapazität der 
Sozialverwaltung, die Manipulationen der Versi-
cherten und ihrer Arbeitgeber bei der Einkom-
mensdeklaration und Beitragsentrichtung erleich-
tert, und (iii) die unzureichende Inflationsindizie-
rung der Leistungsansprüche, die zu niedrigen 
Renditen führt. 

4.4.2.4 Finanzielle Tragfähigkeit der 
Rentenversicherung 

Die Sozialversicherung erwirtschaftet einen Über-
schuß in Höhe von 2,5 % des BIP, da das Verhält-
nis aller Ausgaben zu allen Einnahmen bei nur 
32 % liegt. Sie ist somit sogar over-funded.82 Das 
bedeutet, daß das Einnahmen/Ausgaben-
Verhältnis höher ist, als zum Erhalt einer kapital-
gedeckten Versicherung erforderlich wäre. 

Dennoch ist die finanzielle Tragfähigkeit der Ren-
tenversicherung gefährdet.83 Trotz der niedrigen 
Rendite blieb das Leistungsniveau seit 1985 kon-
stant, während das Beitragsvolumen kontinuier-
lich zurückging. Die Ausgaben können nur noch 
mit Mühe aus den laufenden Beitragseinnahmen 
bedient werden, die nur 37 % aller Einnahmen 
ausmachen. Weitere 42 % stammen aus Kapitaler-
trägen und 21 % werden von staatlichen Zuschüs-
sen bestritten, die als Inflationsausgleich gewährt 
werden. Die Folgekosten dieser Rentenanpassun-
gen machen mittlerweile 63 % aller Ausgaben 
aus. Diese Entwicklung ist bedenklich, da die 
Versicherung ohne Zuschüsse bald noch nicht 
einmal mehr im Umlageverfahren finanzierbar ist.  

                                                      
82 Vgl. IBRD (1993), Bd. I, S. 4 (FN 3) und Bd. III, S. 51. 

83 Vgl. IBRD (1997), Bd. III, S. 51; ILO (1998b), S. 54 f. 
Siehe auch Tabellen A9, A10 und A11 im Anhang. 
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Das Problem geht auf fünf Ursachen zurück: Eine 
erste, eher nachrangige Ursache sind die steigen-
den Verwaltungskosten, die 4 % aller Ausgaben 
der Sozialversicherung ausmachen. 

Eine zweite Ursache liegt im Mißbrauch der ein-
zelnen Subsysteme durch die Versicherten und ih-
re Arbeitgeber: Die komplizierten und inkonsis-
tenten Methoden der Rentenberechnung bieten 
zahlreiche Möglichkeiten der Manipulation: Bei-
spielsweise wird die Rente aus dem Basisgehalt 
nur auf Basis des Einkommens der letzten zwei 
Jahre berechnet, was zu Absprachen der Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber führt, bis zum 58. Le-
bensjahr ein zu niedriges und während der für die 
Rentenberechnung entscheidenden letzten beiden 
Jahre ein zu hohes Gehalt anzugeben. Ähnliche 
Effekte hat die Berechnungsmethode bei der Ren-
te vom variablen Gehalt. 

Eine dritte Ursache besteht in einigen sehr groß-
zügigen Leistungsbezugsbedingungen und Son-
derkonditionen für privilegierte Bevölkerungs-
gruppen: (i) Eine erhöhte Rente wird gewährt, 
wenn ein Versicherter zugleich die Bezugsbedin-
gungen für die Erwerbsunfähigkeits- und für die 
Altersrente erfüllt. (ii) Die Bezugskriterien und 
Leistungsniveaus der Vorruhestandsregelungen 
sind zu großzügig. (iii) Das System für temporär 
Beschäftigte gewährt Renten in Höhe von 63 LE 
pro Monat, die weit über den versicherungsma-
thematischen Leistungsansprüchen von 120 Mo-
natsbeiträgen à 1 LE liegen. (iv) Oft werden Ren-
ten gewährt, obwohl nie Beiträge entrichtet wur-
den. Die Erklärung hierfür kann nur in der Unwis-
senheit der Beamten und in offener Korruption 
liegen.84  

Eine vierte Ursache ist der steigende Altersquo-
tient: Schon heute kommen in der Sozialversiche-
rung 37 Rentner (davon 28 Altersrentner) auf 100 
Beitragszahler (Tabellen A7 und A10), während 
über die gesamte Bevölkerung nur 14 Ägypter ü-
ber 60 auf 100 Erwerbspersonen kommen. Dies 
liegt an (i) der hohen Arbeitslosigkeit, (ii) dem 
besonders hohen Verhältnis von Rentnern zu Bei-

                                                      
84 Vgl. ILO (1998b), S. 26. 

tragszahlern im System für temporär Beschäftigte, 
(iii) der wachsenden Zahl von Frührentnern und 
(iv) dem steigenden Alter der Berufseinsteiger, 
das auf längere Ausbildungszeiten zurückgeht. 

Die fünfte und wichtigste Ursache der wachsen-
den Finanzierungsprobleme besteht in der Investi-
tionspolitik und den in der Vergangenheit außer-
gewöhnlich hohen Inflationsraten. Der Staat ver-
pflichtet die Sozialversicherung dazu, ihre Reser-
ven in Anlagen mit niedriger, teilweise negativer 
Verzinsung zu investieren, so daß sie nur kleine 
Kapitalerträge erwirtschaften kann. 

Rund ein Drittel der Reserven besteht in Verbind-
lichkeiten des Staates. Da die Rentenformel keine 
automatischen Anpassungen der Renten an infla-
tionsbedingte Realwertverluste vorsieht, können 
die regelmäßigen Rentenerhöhungen, die der Staat 
per Dekret festlegt, nicht aus den regelmäßigen 
Einnahmen der Sozialversicherung finanziert 
werden. Der Fiskus sah sich dazu verpflichtet, die 
Kosten der Rentenanhebungen zu übernehmen. 
Jedoch sind die in der Bilanz der Sozialversiche-
rung ausgewiesenen Zuschüsse des Staates reine 
Buchungen, sie werden nicht überwiesen, sondern 
der Sozialversicherung beim Staat selbst gutge-
schrieben. 

Die restlichen zwei Drittel der Reserven resultie-
ren aus dem Einnahmenüberschuß der Sozialver-
sicherung, die ja als kapitalgedecktes System kon-
zipiert worden war. Dieser Teil der Reserven wird 
bei der National Investment Bank (NIB) angelegt 
und wurde dort bis 1992 mit 5 % verzinst. Da aber 
die Verbraucherpreise in dieser Zeit um 18 % 
jährlich stiegen, lag die reale Rendite bei –13 %. 
Zwar wurde der Zins für neue Einlagen 1992 auf 
11 % angehoben. Zuvor entstandene Guthaben, 
die noch 65 % der Forderungen ausmachen, wer-
den aber weiterhin mit 6 % verzinst.85 

                                                      
85 Informationen von Fatma Ishak Ahmed und Mohammed 

El Sayed (NSIO) und Clive Bailey (ILO) und aus Egyp-
tian Gazette 8.10.97; IBRD (1993a), Bd. II, S. 104 ff.; 
IBRD (1995a), Bd. III, S. 55; ILO (1998b), S. 26; Vittas 
(1997), S. 16 f. Zur NIB siehe auch Tabelle A12 im An-
hang. 
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Die NIB hat die Aufgabe, langfristige öffentliche 
Investitionsvorhaben durch Kredite zu finanzie-
ren. Die ihr von der NSIO anvertrauten Gelder 
„verleiht“ sie an staatliche Infrastrukturprojekte 
und öffentliche Unternehmen. Da auch der reale 
Sollzins der NIB in den 80er Jahren negativ war, 
machten die Schuldner (v.a. die Zentralregierung) 
real Gewinne. Unter dem Strich finanzieren die 
Versicherten nicht nur staatliche Ausgaben durch 
Kredite, sondern bezuschussen sie sogar. Die Ver-
sicherungsbeiträge wurden zur Sondersteuer. Da 
sie nur auf Einkommen unter 1025 LE erhoben 
werden, ist auch mit negativen Verteilungswir-
kungen zu rechnen. 

Die Investition der Sozialversicherungsreserven in 
staatliche Infrastrukturprojekte ist aber nicht nur 
deswegen problematisch, weil die optimale Ver-
zinsung nicht gewährleistet ist. Auch kann das 
Kapital nur schwer wieder liquide gemacht wer-
den – es ist ja ein für alle mal für Projekte ausge-
geben worden, die keine Gewinne erwirtschaften 
und nicht weiterverkauft werden können. Die 
Guthaben der Versicherten bestehen nur auf dem 
Papier. Bei gleichbleibenden Rentenanpassungen 
werden die Beiträge im Jahre 2020 nur noch ei-
nem Anteil von 76 % der Ausgaben entsprechen. 
Die NSIO hat dann eine Finanzierungslücke von 
26 Mrd. LE oder 0,8 % des BIP. Die Renten kön-
nen nur noch ausgezahlt werden, wenn der Staat 
seinen Verbindlichkeiten nachkommt oder wenn 
sich die NSIO die Zinsen von der NIB auszahlen 
läßt und nicht wie in der Vergangenheit wieder 
anlegt. Es ist aber mehr als unwahrscheinlich, daß 
der Staat oder die NIB solch hohe Summen auf-
bringen können. 

Die NSIO wird ihren Verbindlichkeiten gegen-
über den Versicherten in Zukunft nur dann nach-
kommen können, wenn der Staat die Steuern er-
höht. Ihre Einnahmen kämen dann aus Beiträgen 
und Steuern. Das wäre nicht nur ineffizient, son-
dern auch sozial ungerecht, da Steuern von allen 
Einwohnern bezahlt werden, diese aber in unter-
schiedlichem Maß von der Sozialversicherung 
profitieren. 

4.4.2.5 Krankenversicherung und 
staatlicher Gesundheitssektor 

Für Gesundheit werden in Ägypten 3,7 % des BIP 
ausgegeben. Im Vergleich zu ähnlich reichen 
Ländern ist das durchaus im Rahmen. Hauptprob-
lem des Gesundheitssektors ist nicht ein Mangel 
an Ressourcen, sondern deren ungleiche und inef-
fiziente Allokation, die zu Ineffizienzen und Ver-
teilungsungerechtigkeiten führt. Dies spiegelt sich 
in fünf Symptomen wider (vgl. Anhang III): 

— der ungleichen Verteilung der Ressourcen auf 
verschiedene Systeme mit unterschiedlicher 
Zugangsberechtigung, die diskriminierend 
wirkt und Ägypten in Bezug auf die Gesund-
heitsversorgung zur Fünfklassengesellschaft 
macht (Die wirtschaftliche Oberschicht kann 
sich die guten, aber teuren, privaten Angebote 
leisten und sichert sich durch Privatversiche-
rungsverträge ab. Die Top-Bürokratie und das 
Militär werden in beitragsfreien, sehr gut 
ausgestatteten Spezialsystemen versorgt. Tei-
le der städtischen Mittelschicht sind bei der 
CCO versichert, konsultieren im Notfall aber 
auch Privatärzte und Einrichtungen der 
NROs. Die dauerhaft Beschäftigten nutzen 
kostenlos die Einrichtungen der HIO. Und die 
Ärmsten müssen auf die schlechten Einrich-
tungen des MOH rekurrieren und können al-
lenfalls bei NROs auf Preisnachlaß hoffen.)  

— dem Mangel an Koordination zwischen den 
Systemen, deren Angebotspaletten sich nicht 
ergänzen sondern überlappen, 

— der Vernachlässigung der Vorsorge und der 
primären Fürsorge zugunsten teurer Arznei-
mittel und einer teuren Apparatemedizin in 
tertiären Gesundheitseinrichtungen, 

— der geographischen Konzentration der Ange-
bote in den Städten und Großstädten und 

— dem hohen privaten Kostenbeitrag zu den 
Gesundheitsausgaben. 56 % der Kosten müs-
sen inzwischen von den Haushalten selbst 
aufgebracht werden. Die staatlichen Gesund-
heitsausgaben gingen von 5 % des BIP Mitte 
der 60er Jahre auf heute 1,5 % zurück, von 
denen wiederum nur 1 % auf das staatliche 
Gesundheitssystem entfällt. 
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Staatliches Gesundheitssystem: Die Gesund-
heitseinrichtungen des MOH können von allen 
Ägyptern kostenlos genutzt werden. Ihr Netz ist 
so dicht, daß 99 % der Ägypter weniger als vier 
Kilometer von einer Einrichtung des MOH ent-
fernt wohnen. Dies erleichtert zukünftige Refor-
men im Gesundheitssektor. 

Jedoch ist die dichte Gesundheitsinfrastruktur 
auch ein Problem. Die Zahl der Einrichtungen ist 
so groß, daß die Unterhaltungskosten und Rein-
vestitionen nicht mehr finanziert werden können; 
der Sektor lebt von der Substanz: Die Ausstattung 
veraltet, es mangelt an medizinischen Geräten und 
die Gebäude verfallen. Zudem sind die Ärzte 
schlecht ausgebildet und werden schlecht ent-
lohnt. Sie sind demotiviert und arbeiten nachmit-
tags auf privater Basis, während sie vormittags 
überlastet sind und für jede Leistung Bakschisch 
erwarten. Auch die hygienischen Verhältnisse 
sind schlimm, da es an Reinigungspersonal man-
gelt; selbst in den Krankenhäusern ist die Infekti-
onsgefahr hoch.86 

Ein zweites Problem des Systems besteht in der 
Konzentration der Ausgaben auf prestigiöse In-
vestitionen: 61 % der Mittel wurden in die tertiäre 
Gesundheitsversorgung und in High-Tech-Geräte 
investiert, nur 22 % in die Basisgesundheitsdiens-
te und die Gesundheitsvorsorge. 

Gesundheitssystem der HIO: Die Gesundheits-
einrichtungen der HIO sind erheblich besser als 
die des staatlichen Systems. Jedoch gibt die HIO 
auch sechs mal so viel pro Patient aus wie das 
MOH und schreibt ein wachsendes Defizit (der-
zeit 220 Mio. LE). Nur noch 85 % der Ausgaben 
können von den Krankenversicherungsbeiträgen 
gedeckt werden. Der Rest wird vom Fiskus aus 
den Einnahmen einer neuen Tabaksteuer begli-
chen, was aus gesundheitspolitischen Gründen ef-
fizient erscheinen mag, nicht aber sozial gerecht 
ist, weil nichtversicherte Raucher nichtrauchende 
Versicherungsmitglieder subventionieren. Die 

                                                      
86 Vgl. Diaey (1995), S. 88; El-Bahr (1993); IBRD (1991), 

S. 71 ff.; Ismael / Ismael 1995, S. 54; Khallaf (1990), S. 
78; Richmond / Norris (1988), S. 81 ff. Rieger (1996), S. 
46 f.; Stephen (1992), S. 78. 

wichtigsten Gründe für das Defizit liegen in (i) 
den hohen Kosten der Integration von Kindern 
und Schülern in die Versicherung, (ii) den stei-
genden Verwaltungsausgaben (25 % aller Ausga-
ben), (iii) der Veruntreuung von Geldern, (iv) der 
Nichtentrichtung von Beiträgen und (v) den hohen 
Ausgaben für die kostenlose Ausgabe von Medi-
kamenten, bei der zahlreiche Fälle von Mißbrauch 
bekannt wurden. 

4.4.3 Reformen 

Es wurde deutlich, daß die Probleme der Sozial-
versicherung auf fünf Ursachenkomplexe zurück-
gehen: (i) die unsolide Investitionspolitik, (ii) die 
Ineffizienz der Sozialverwaltung, (iii) den unzu-
reichenden Inflationsausgleich bei der Berech-
nung der Renten und die teilweise allzu liberalen 
Leistungsbezugsbedingungen, (iv) die Desinfor-
mation und das Desinteresse der Individuen und 
(v) die diskriminierende Segmentierung der Sozi-
alversicherung. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz und 
Gerechtigkeit der Sozialversicherung müssen bei 
diesen Ursachen ansetzen. Im Folgenden wird 
sich zeigen, daß eine Reform innerhalb des beste-
henden Systems nicht nur ohne allzu großen Auf-
wand möglich ist, sondern auch sehr große positi-
ve Auswirkungen auf den sozialen Schutz der 
Ägypter hätte. Dies gilt vor allem für die Renten- 
und Krankenversicherung, während ein Ausbau 
der Arbeitslosenversicherung derzeit nicht finan-
zierbar wäre. Die Reform der Krankenversiche-
rung und des Gesundheitssektors ist bereits 
angelaufen. 

4.4.3.1 Reform der Rentenversicherung 

Der erste Schritt einer Reform der Rentenversi-
cherung sollte in Maßnahmen bestehen, die auf 
eine Steigerung ihrer Kapitaleinkommen hinwir-
ken und so zur finanziellen Konsolidierung bei-
tragen. Hierzu gehören: 

— die dauerhafte Bekämpfung der Inflation und 
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— die Revision der Investitionspolitik: Die Ü-
berschüsse der Sozialversicherung sollten 
nicht mehr der NIB übertragen werden. Zwar 
darf die NSIO seit 1998 1 % ihrer Überschüs-
se in Eigenregie auf dem Kapitalmarkt anle-
gen. Jedoch sollten die gesamten Reserven 
völlig autonom von der NIB auf dem freien 
Markt investiert werden können. Die Welt-
bank hat bereits ihre Unterstützung bei der 
Ausbildung des Investitionsmanagement und 
der Erarbeitung einer Portfolio-Investitions-
strategie für die NSIO angeboten.87 

Danach sollten die hohen staatlichen Zuschüsse an 
die Versicherung abgebaut werden, die ohnehin 
nur auf dem Papier verbucht werden und ohne 
Steuererhöhungen nie ausbezahlt werden können. 
Langfristig sollte weitgehend das Äquivalenzprin-
zip gewahrt bleiben, nur Umverteilungselemente 
(Mindestrenten, Versicherung für temporär Be-
schäftigte...) sollten vom Staat finanziert wer-
den.88 

Der zweite Schritt bestünde in einer Reform der 
Sozialverwaltung.89 Hierzu gehören: 

— die Fort- und Ausbildung der Sozialverwal-
tungsangestellten und des Managements, 

— die Reorganisation der Sozialverwaltung, 

— die Korruptionsbekämpfung in der Sozial-
verwaltung, 

— die Verbesserung des monitoring (Verschär-
fung der Kontrollen und Sanktionen), 

                                                      
87 Vgl. Egyptian Gazette 8.10.97; EIU Country Profile 

(1998 - 99); IBRD (1993a), Bd. II, S. 116; IBRD (1997), 
Bd. III, S. 59 ff.; ILO (1998b), S. 64. 

88 Die ILO geht hier sogar noch einen Schritt weiter und 
empfiehlt, die auf staatliche Zuschüsse zurückgehenden 
64 % der Versicherungsreserven retrospektiv zu strei-
chen, die aus Beitragsüberschüssen resultierenden 36 % 
hingegen sukzessive von der NIB an das Investitionsma-
nagement der NSIO zu übertragen, vgl. ILO (1998b), S. 
15 ff. und 44. 

89 Gespräche mit Ahmed Elborai (Cairo University), Clive 
Bailey (ILO), Fatma Ishak Ahmed und Mohammed El 
Sayed (beide NSIO). 

— eine Verbesserung der Kundenorientierung, 
denn die Sozialversicherung gilt (im Ver-
gleich zu anderen Behörden) als besonders 
unfreundlich, inkompetent, schwerfällig und 
korrupt.90  

— eine Verbesserung und Integration der Infor-
mationssysteme der Sozialversicherungssys-
teme, der Sozialhilfeadministration und der 
Finanzverwaltung. Dadurch würde der Infor-
mationsaustausch verbessert, was aus fünf 
Gründen sinnvoll ist: (i) Der Doppelbezug 
von Sozialhilfe und Rente oder von mehreren 
Renten aus verschiedenen Subsystemen wird 
verhindert. (ii) Die Sozialhilfeadministration 
und die NSB können sich über die Versiche-
rungsansprüche und das Einkommen von An-
tragstellern auf Sozialhilfe besser ins Bild 
setzen. (iii) Der Wechsel der Versicherten 
zwischen verschiedenen Beschäftigungssek-
toren (und damit Versicherungssystemen), 
wird ermöglicht. (iv) Die Arbeitgeber können 
leichter dabei kontrolliert werden, die Beiträ-
ge aller Beschäftigten abzuführen.91 (v) Für 
die Arbeitgeber entstehen Anreize, die Ein-
kommen ihrer Mitarbeiter in voller Höhe zu 
deklarieren: Zwar sind sie bestrebt, bei der 
NSIO niedrige Gehälter vorzutäuschen, je-
doch haben sie ein steuerliches Interesse, 
beim Finanzamt möglichst hohe Gehälter an-
zugeben, da diese bei der Berechnung der 
Unternehmenssteuer abzugsfähig sind. 

In einem dritten Schritt sollten Maßnahmen ergrif-
fen werden, die speziell auf eine höhere Rendite 
der Rentenversicherung abzielen. Sie sind beson-
ders wichtig, weil sie nicht nur zu höheren Leis-
tungen für die Versicherten führen, sondern auch 
deren Vertrauen in die Sozialversicherung und ihr 
Interesse an der Mitgliedschaft verbessern.92 Hier-
zu gehören: 

                                                      
90 Vgl. Nagi (1998), Illustration Nr. 9. 

91 Haben alle Beschäftigten eines Arbeitgebers eine Versi-
cherungsnummer, so wird verhindert, daß der Arbeitge-
ber z.B. von 20 Beschäftigten nur 8 anmeldet, ohne sie 
identifizieren zu müssen. 

92 Vgl. IBRD (1991), S. 146 ff.; IBRD (1993a), Bd. II, S. 
155 ff.; USAID (1999a). 
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— die Automatisierung des Inflationsausgleichs 
in der Rentenformel und 

— die Vereinfachung der Rentenformel, die dar-
auf abzielt, Möglichkeiten der Korruption 
und der Manipulation bei der Einkommens-
deklaration auszuschließen. Vor allem sollte 
die Differenzierung zwischen variablem und 
Basisgehalt aufgegeben werden. 

Zugleich sollten einige Leistungsbezugsbedin-
gungen verschärft und die Sonderkonditionen ei-
niger privilegierter Gruppen abgeschafft werden, 
da sie verteilungspolitisch nicht gerechtfertigt 
sind.93 Es sollte insbesondere daran gedacht wer-
den 

— die privilegierenden, steuerfinanzierten „kol-
lektiven Sicherungssysteme“ abzuschaffen,  

— die Frührente versicherungsmathematisch zu 
kürzen und die Bedingungen für ihren Bezug 
zu verschärfen, 

— eine höhere Beitragsfinanzierung der Versi-
cherung für temporär Beschäftigte zu errei-
chen und 

— die Versicherungspflicht auf das gesamte Ar-
beitseinkommen auszudehnen, wodurch der 
Versicherung ermöglicht werden könnte, die 
relativen Beitragssätze zu senken und so zu-
sätzliche Anreize zur Abführung von Versi-
cherungsabgaben zu schaffen. 

In einem vierten Schritt sollten public awareness-
Kampagnen durchgeführt werden, die zur Steige-
rung des tatsächlichen Deckungsgrades der Sozi-
alversicherung beitragen, indem sie der Bevölke-
rung die Notwendigkeit von sozialer Vorsorge 
bewußt machen und sie über die Funktionsweise 
der Sozialversicherung aufklären.94 

In einem fünften Schritt sollten Anstrengungen 
unternommen werden, bislang nicht versicherbare 
Bevölkerungsgruppen und zusätzliche Risiken zu 
versichern, um so die diskriminierende Behand-

                                                      
93 Vgl. Nagi (1995), S. 15 ff.; Nagi (1998), S. 30 ff. 

94 Vgl. Kipre (1996). 

lung der Bevölkerung durch das in sechs Subsys-
teme segmentierte Sozialversicherungssystem zu 
überwinden. Eine Vereinheitlichung der Subsys-
teme ist zwar mittelfristig unrealistisch. Es dürfte 
schwierig sein, das schwankende Einkommen der 
Gastarbeiter, Selbständigen und informell Be-
schäftigten genau zu bestimmen, regelmäßige Bei-
träge von ihnen zu erheben und deren Abführung 
zu kontrollieren, wie dies im System für dauerhaft 
Beschäftigte der Fall ist. Jedoch wäre daran zu 
denken, eine Versicherung für Frauen gegen die 
Folgen der Scheidung aufzubauen. 

Langfristig sollte man auch eine tiefer greifende 
Reform der Rentenversicherung und einen voll-
ständigen Systemwandel nicht ausschließen. Emp-
fehlungen hierzu wurden von der ILO, der Welt-
bank, USAID und Kheir-el-Din erarbeitet.95 Sie 
divergieren weit stärker als die jeweiligen Emp-
fehlungen zur kurzfristigen Reform. Alle empfeh-
len aber den Übergang zu einem Mehrsäulensys-
tem: Neben das staatliche System mit seinen de-
fined benefits würde eine zweite ebenfalls kapital-
gedeckte Alterssicherungssäule mit defined con-
tributions treten, für deren Aufbau die an Bedeu-
tung gewinnenden komplementären betrieblichen 
Rentenversicherungsfonds genutzt werden kön-
nen.  

4.4.3.2 Reform der Arbeitslosen-
versicherung 

Das Gros der Arbeitslosen kommt nicht in den 
Genuß von Arbeitslosengeld, da es sich bei ihnen 
um Berufsanfänger handelt, die nie Beiträge ein-
gezahlt haben. Ägyptische Sozialwissenschaftler96 
fordern daher eine Reform der Arbeitslosenversi-
cherung und wollen auch Berufsanfängern Ar-
beitslosengeld zugestehen. Das widerspricht nicht 
nur dem Versicherungskonzept. Auch könnte die 
NSIO zusätzliche Leistungen mit den derzeitigen 

                                                      
95 Empfehlungen nach: IBRD (1993a), Bd. II, S. 157 ff.; 

IBRD (1997), Bd. III, S. 61 f.; Gespräch mit Clive Bai-
ley (ILO). 

96 Vgl. Elborai in: Scheben / Konrad-Adenauer-Stiftung 
(1995). 
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Beitragssätzen nicht finanzieren, erst recht nicht, 
wenn erst der Arbeitsmarkt liberalisiert wird und 
zusätzliche Entlassungen bei Privatisierungen und 
Umstrukturierungen zu erwarten sind. Angesichts 
der hohen Arbeitslosigkeit kann das Problem nicht 
durch eine Aufblähung der Sozialversicherung 
aufgefangen werden. 

4.4.3.3 Reform der Krankenversiche-
rung und des Gesundheitssektors 

Eine umfassende Reform der Krankenversiche-
rung und des gesamten Gesundheitssektors wurde 
bereits 1999 eingeleitet. Die erste fünfjährige Pha-
se dieses Health Sector Reform Program (HSRP) 
wird unter anderen von der EU und der Weltbank 
unterstützt97 und soll sinnvolle Reformkonzepte 
erarbeiten und pilotartig in drei Gouvernoraten te-
sten.  

Unter den ägyptischen und ausländischen Ge-
sundheitsexperten besteht Konsens darüber, daß 
sich die Reform fünf Ziele setzen sollte, über de-
ren Gewichtung aber Meinungsunterschiede be-
stehen:98 

— Ausweitung des Krankenversicherungsschut-
zes, 

— finanzielle Konsolidierung der HIO und des 
staatlichen Gesundheitssystems, 

— bessere Qualität der Versorgungseinrichtun-
gen, 

— stärkere Koordination der verschiedenen 
staatlichen und privaten Anbieter und 

— Reallokation der Ressourcen zu Gunsten der 
primären Versorgung. 

Die erste Komponente der Gesundheitsreform be-
steht in der Reorganisation der physischen Infra-

                                                      
97 Gespräche mit Andrea Frederikzon (EC) und Alaa Ha-

med (Weltbank). Vgl. auch EC (1998); IDA (1998). 

98 Vgl. El-Adawi (1993); IBRD (1991), S. 135 ff.; INP 
(1998), S. 85 ff.; Khallaf (1990), S. 78; Korayem 
(1996a), S. 77 ff.; MFA (1995), S. 8 ff.; Nagi (1995), S. 
15 ff. 

struktur. Ziel ist, die Qualität und Effizienz des 
staatlichen Gesundheitssystems zu verbessern, 
seine selbsttragende Finanzierung durch einkom-
mensabhängige Versicherungsbeiträge sicherzu-
stellen und es zu einer einheitlichen primären Re-
ferenzebene für die Gesundheitsversorgung aller 
Bevölkerungsgruppen auszubauen. Rund 85 % der 
Erkrankungen sollen in Zukunft von dieser Ebene 
versorgt werden, nur die restlichen Fälle müßten 
an eine höhere Ebene überwiesen werden. Unter 
Beteiligung der lokalen Bevölkerung sollen Lü-
cken in der Grundversorgung ermittelt und mit 
Hilfe finanzieller Zuschüsse der EU geschlossen 
werden. 

Erst später sollen auch fachärztliche Kliniken in 
schlecht versorgten Gebieten errichtet werden. Im 
Rahmen bilateraler Abkommen soll den Patienten 
auf der sekundären und tertiären Versorgungsebe-
ne zukünftig auch die Nutzung einer privaten oder 
NRO-Klinik möglich sein, der die angefallenen 
Kosten von der HIO erstattet werden. Dahinter 
steht die Idee, daß die freie Ärztewahl und Kon-
kurrenz der Systeme Kosteneffizienz beim Patien-
ten und der Versicherung garantiert und auf Seiten 
der Krankenhausträger Anreize zu einer besseren 
Versorgung schafft. 

Die zweite Komponente der Reform konzentriert 
sich auf die Organisation der HIO und Finanzie-
rung des ganzen Sektors. Ziel ist es, die Effizienz 
der HIO zu verbessern, ihr Defizit langfristig ab-
zubauen und sukzessive alle Bevölkerungsgrup-
pen in die Versicherung zu integrieren. Hierzu 
wird die HIO erst dezentralisiert und dann von der 
Provinzebene ausgehend neu aufgebaut. 

Alle Gesundheitseinrichtungen der primären (bis-
her staatlichen) Versorgungsebene sollen in Zu-
kunft von der HIO direkt finanziert werden, wäh-
rend die Finanzierung der sekundären und tertiä-
ren Ebene auf ein neues, tragfähiges Fundament 
mit neuen Leistungsmodi gestellt werden soll. 
Wie diese Modi aussehen, wird sich erst im Laufe 
des Reformprozesses herausstellen. Die Weltbank 
empfiehlt, Eigenbeteiligungen in Form von gestaf-
felten Gebühren einzuführen: Die Krankenhäuser 
sollten drei Versorgungsklassen einführen, in de-
nen der medizinische Service zwar identisch ist, 
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die Qualität der Unterbringung (z.B. Zahl der Bet-
ten pro Zimmer) und die Gebühren aber variieren. 

Die dritte Komponente besteht in der Neuformu-
lierung der Gesundheitspolitik. Zu diesem Zweck 
wird mit Unterstützung der WHO eine umfassen-
de Gesundheitsstudie erstellt, aus der der Hand-
lungsbedarf bei der Bekämpfung infektiöser und 
parasitärer Krankheiten hervorgehen soll. 

Kritik an der Reform regt sich an drei Punkten: 
Zum ersten wird darauf hingewiesen, daß der 
Kostendeckungsgrad auch auf der Versicherungs-
ebene gesteigert werden muß.99 Nach Ansicht des 
Institute for National Planning (NIP) reicht die 
Dezentralisierung der HIO alleine nicht aus, es 
bedürfe stärkerer Konkurrenz und höherer Trans-
parenz. Das Institut empfiehlt, die Versicherungs-
ebene von der Trägerebene organisatorisch zu 
trennen. Die HIO solle nur noch als Versicherung 
fungieren und sich von ihren Versorgungseinrich-
tungen trennen, damit sie stärker auf Einsparun-
gen bei der Erbringung der Leistungen bedacht ist. 
Zudem solle es anderen öffentlichen und privaten 
Versicherungsgesellschaften erlaubt werden, der 
HIO Konkurrenz zu machen. Der Staat hätte nur 
noch die Aufgabe, den Markt zu beaufsichtigen 
und den fairen Wettbewerb der Anbieter sicherzu-
stellen. 

Zum zweiten wird kritisiert,100 daß das Reform-
programm zu wenige Maßnahmen beinhalte, die 
auf eine Ausweitung des Krankenversicherungs-
schutzes auf zusätzliche Bevölkerungsgruppen 
abzielen. Mit Recht wird dem aber von anderer 
Seite101 entgegengehalten, daß angesichts steigen-
der Pro-Kopf-Ausgaben im Gesundheitsbereich 
erst die Finanzierung der HIO sichergestellt sein 
sollte, bevor Bemühungen unternommen werden, 
ihren Deckungsgrad noch weiter zu steigern. 

Zum dritten wird bezweifelt, daß ärmere Bevölke-
rungsgruppen die hohen Versicherungsbeiträge 

                                                      
99 Vgl. INP (1998), S. 85 ff.; Nagi (1998), S. 21 

100 Vgl. Elborai (1997); Korayem (1996a), S. 77 ff. 

101 Vgl. Diaey (1995), S. 92 und El-Adawi (1993), S. 147 f.; 
A. Badran in Scheben (1995), S. 102. 

aufbringen und auch noch Eigenbeteiligungen bei 
fachärztlichen Leistungen bezahlen können. Dem 
wird entgegengehalten,102 daß eine Verbesserung 
der Leistungen (bessere Ausstattung, höher quali-
fiziertes Personal) nicht finanziert werden kann, 
solange nicht die Beitragssätze angehoben wer-
den, höhere Eigenbeteiligungen eingeführt werden 
und der Staat höhere Zuschüsse zusagt. 

4.5 Indirekte staatliche Kaufkraft-
transfers (Subventionen) 

Der Staat versuchte über Jahrzehnte, Armut durch 
die Subventionierung lebenswichtiger Güter zu 
bekämpfen, deren Erfolg, Effizienz und Vertei-
lungswirkungen sehr unterschiedlich zu beurteilen 
sind: Die Subventionierung von Grundversor-
gungsgütern erreichte alle Armen, jedoch profi-
tierten andere soziale Gruppen weit stärker und 
die Verwaltungskosten waren sehr hoch. 1992 
wurden die Subventionsausgaben auf 2,3 % des 
BIP gesenkt und auf Konsumgüter beschränkt, bei 
denen ein self targeting der Zielgruppe möglich 
ist. So wurden die Verteilungseffekte verbessert, 
die Effizienzverluste blieben aber hoch. Ein Teil 
der Subventionen kann ersatzlos gestrichen wer-
den, die freien Mittel sollten dann den Sozialhil-
feprogrammen zur Verfügung gestellt werden. 

Den Charakter indirekter Sozialtransfers hat auch 
die staatliche Finanzierung der Bildung und des in 
4.4 analysierten staatlichen Gesundheitssystems. 
Sie ist effizienter und verteilungsgerechter als die 
Konsumgütersubventionen, da sie (i) auch bzw. 
fast ausschließlich den Armen zugute kommen, 
(ii) nicht den Konsum, sondern Investitionen ins 
Humankapital bezuschussen und daher positive 
Effekte für den Einzelnen und die Allgemeinheit 
haben. Jedoch sind die Systeme in schlechtem Zu-
stand, weil die staatlichen Ausgaben für Bildung 
(5,5 % des BIP) und Gesundheit (1 % des BIP) 
unzureichend sind, ein Großteil der erforderlichen 
Aufwendungen wird heute privat erbracht. 

                                                      
102 Vgl. IDA (1998); Khallaf (1990), S. 78; Korayem 

(1996a), S. 77 ff.; Nagi (1995), S. 15 ff. 
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4.5.1 Konzept 

Zeitweise gab Ägypten deutlich mehr als 13 % 
des BIP für die Subventionierung von Nahrungs-
mitteln, Nahverkehrsmitteln, Wasser und Energie 
aus (Tabelle A13) – fünfzig mal so viel wie für 
Sozialhilfe. Subventionen sind insofern eine Maß-
nahme der sozialen Sicherung, als sie die Lebens-
haltungskosten allgemein senken und die Kauf-
kraft speziell im Bereich essentieller Güter stär-
ken, die einen überproportionalen Anteil des Kon-
sums der Armen ausmachen. Insbesondere Le-
bensmittelsubventionen tragen erheblich dazu bei, 
daß die Ernährungssituation der Ägypter relativ 
gut ist:103 Sie nehmen 100 - 200 Kalorien mehr am 
Tag zu sich als ohne die Subventionen. 

4.5.2 Bewertung 

Die Lebensmittelsubventionen verursachen in 
Ägypten keine hohen F-Ineffizienzen, da alle 
städtischen Armen und die meisten Landbewoh-
ner von ihnen profitieren. Dies liegt auch daran, 
daß die Lebensmittel nur gegen Vorlage einer Ra-
tionierungskarte in Spezialläden (Tamawîn) ver-
kauft werden, die sich in jedem Dorf befinden und 
so auch die Ärmsten erreichen. Von den gesamten 
Subventionsausgaben erreichen die Armen 216 
LE (Stadt) bzw. 97 LE (Land) pro Person und 
Jahr.104 

Hoch waren in der Vergangenheit allerdings die 
E-Ineffizienzen, da auch die Wohlhabenden in 
den Genuß verbilligter Lebensmittel kamen, denn 
91 % aller Ägypter waren 1981 im Besitz einer 
Rationierungskarte (Tabellen A14 und A15). Ver-
luste entstehen aber auch durch die teure Verwal-
tung des Subventionssystems. Zudem wird von 
Korruption in der Bürokratie und von Betrug in 
den Bäckereien berichtet. Weitere Effizienzver-
luste resultieren daraus, daß die Haushalte den 
Konsum nicht subventionierter durch subventio-

                                                      
103 Vgl. INP (1998), S. 95 – 98; Singerman (1995), S. 165 – 

167 und 244 - 246. 

104 Vgl. INP (1998), S. 102 und 107; Singerman (1995), S. 
166 – 172. 

nierte Güter ersetzen und die unter Produzenten-
preis erworbenen Güter verschwenden (z.B. Brot 
als Viehfutter). Es kostet den Staat 3, 10 bzw. 33 
LE, wenn er 1 LE durch die Subventionierung von 
Brot, Zucker oder Öl an die Armen leiten will. Bei 
der Sozialhilfe dürften die Kosten unter 2 LE lie-
gen, die Effizienz direkter Transfersysteme ist er-
heblich besser. 

Noch höher schließlich sind die E- und F-
Ineffizienzen der Subventionierung von Wasser 
und Strom, Öl und Benzin. Die Reichen profitie-
ren hiervon weit stärker als die Armen, da diese 
Güter einen höheren Anteil an ihrem Konsum 
ausmachen. Denn die Ärmsten sind zumeist nicht 
an die Strom- und Wasserversorgung angeschlos-
sen und besitzen weder Autos noch Ölheizungen. 
Zudem finanziert sich der Fiskus überwiegend 
durch indirekte Steuern, die zu einem erheblichen 
Teil von Beziehern niedriger Einkommen aufge-
bracht werden, und selbst die Einkommensteuer 
ist in der Praxis nicht progressiv, da die Reichen 
sich der Steuerpflicht leichter entziehen können.105 

4.5.3 Reformen 

Anfang der 90er Jahre kürzte die Regierung die 
Subventionsausgaben radikal auf 2,3 % des BIP 
und verminderte dadurch die hohen Verluste der 
bisherigen Subventionspolitik.106 Seitdem werden 
nur noch wenige Güter verbilligt abgegeben. Zu-
dem wurden drei Kategorien von Rationierungs-
karten eingeführt, nur mehr die ersten beiden be-
rechtigen (69 % der Ägypter) zum vergünstigten 
Bezug von Mehl, Öl und Zucker. Zwar ist Brot 
nun auch ohne Rationierungskarte erhältlich, je-
doch wird nur noch das einfache „Baladi-Brot“ 
unter dem Produzentenpreis abgegeben; die 
Wohlhabenden ziehen die besseren Brotsorten 
vor, die nicht mehr bezuschußt werden. 

Benzin, Strom und Heizöl werden allerdings nach 
wie vor verbilligt abgegeben. Da sie den Ein-

                                                      
105 Vgl. Pawelka (1985), S. 406 f.; Ben-Nefissa (1991), S. 

107; Cornia / Stewart (1995), S. 89; IBRD (1991), S. 89.  

106 Vgl. IMF (1993), S. 23; IMF (1996), S. 24. 
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kommensschwachen nur selten zugute kommen 
und hohe Effizienzverluste verursachen, sollten 
diese Subventionen ersatzlos abgeschafft werden. 
Hingegen ist eine vorübergehende Fortsetzung der 
derzeitigen zielgruppenorientierten Subventions-
politik bei Brot so lange akzeptabel und aus ver-
teilungstheoretischer Sicht sogar sinnvoll, als 
nicht das Volumen direkter Sozialtransfers aufge-
stockt wird.107 Die ersatzlose Einstellung der Zah-
lungen würde bei den Armen zu einem untragba-
ren Anstieg der Lebenshaltungskosten führen. 
Keine der bisherigen Subventionskürzungen wur-
de durch ein Aufstocken des Sozialhilfeetats aus-
geglichen, er wurde sogar zeitgleich gekürzt. 

4.6 Direkte staatliche Transfers 

Im Bereich der Sozialhilfe- und Mikrokreditpro-
gramme können Reformen einen besonders gro-
ßen Beitrag zur Verbesserung der sozialen Sicher-
heit der Ärmsten leisten. Die zahlreichen staatli-
chen Programme, die bedürftigen Haushalten di-
rekte Transfers gewähren, haben positive Vertei-
lungswirkungen und sind vergleichsweise effi-
zient. Jedoch erreichen sie nur 20 % der Bedürfti-
gen und schließen nur 3 % der Armutslücke, da 
ihnen nur 0,15 % des BIP zur Verfügung stehen 
und einige einkommensschwache Gruppen nicht 
bezugsberechtigt sind. 

4.6.1 Konzept 

Der staatliche „Wohlfahrtssektor“ besteht aus drei 
Sozialhilfe- und Sozialkreditprogrammen, die von 
verschiedenen Institutionen verwaltet werden und 
nicht miteinander koordiniert sind: Das erste wird 
vom Ministry of Insurance and Social Affairs 
(MISA) unterhalten, das ein flächendeckendes 
Netz von Sozialämtern unterhält. Bezugsberech-
tigt sind nur Witwen, Waisen, geschiedene Frau-
en, Invalide und Alte. Die Sozialämter gewähren 
Sozialhilfe, wenn ein Angehöriger der Zielgrup-

                                                      
107 Vgl. Ali / Adams (1996); EIU Country Profile (1998 - 

99); Guhan (1995); IBRD (1991); IMF (1996), S. 24.; 
Korayem (1996a), S. 77 ff. 

pen einen Antrag stellt und sich ein Sozialarbeiter 
von dessen Bedürftigkeit beim Besuch des Haus-
halts (means-test) überzeugt.108  

Die ausgezahlten Sozialhilfen sind niedrig und er-
reichen nur einen Bruchteil der Armen. Die 
durchschnittliche regelmäßig gewährte Unterstüt-
zung zum Lebensunterhalt sank bis 1996 real auf 
ein Fünftel ihres Wertes 1990. Dies liegt daran, 
daß der Gesamtumfang der regelmäßigen Zahlun-
gen 1990 - 96 um nominal 53 % auf 39,5 Mio. LE 
sank, der Wert des Pfundes in dieser Zeit inflati-
onsbedingt verfiel und die Zahl der Empfänger 
anstieg. Die Sozialhilfen lagen 1996 im Durch-
schnitt bei 36 % des Existenzminimums und vari-
ierten zwischen 132 und 444 LE pro Haushalt und 
Jahr.109 

Das zweite Programm besteht in den Aktivitäten 
des Ministry of Awqâf, das sich aus den Erträgen 
religiöser Stiftungen (Awqâf), arabischen Wohl-
fahrtsfonds und dem ägyptischen Staatsbudget fi-
nanziert. 1991 gewährte es Sozialhilfen und Sozi-
alkredite in Höhe von 5 Mio. LE, die jedoch zu 
80 % an die eigenen Mitarbeiter ausgezahlt wur-
den.110  

Das dritte Programm wird von der Nasser Social 
Bank (NSB) betrieben, die sich aus der Zakât öf-
fentlicher Unternehmen und freiwilliger Spender 
finanziert (Kasten 3). Hauptaufgabe der NSB ist 
die Finanzierung sozialer Infrastrukturprojekte 
(Krankenhäuser, Krankenwagen, Bildungszent-
ren...) durch zinsvergünstigte Kredite. Daneben 
betreibt die NSB auch ein Sozialprogramm, des-

                                                      
108 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 89; ILO (1998b), S. 

29 f.; INP (1998), S. 109 f.; ISRC (1994); MISA 
(1998a), S. 17; Nagi (1998), S. 29.  

109 Vgl. Azer (1988), S. 425; Azer (1995), S. 114 f. Das 
1996 ebenfalls beim MISA eingerichtete Mubarak-
Programme for Social Integration sollte Personen mit 
Einkommen unter 100 LE unterstützen, wurde aber 
mangels finanzieller Mittel wieder eingefroren. Die in 
den amtlichen Statistiken ausgewiesen Zahlen sind Dop-
pelzählungen anderer Sozialhilfeprogramme, so Iman 
Bibars (ADEW). Vgl. auch Wippel (1996), S. 194 f. 

110 Awqâf sind religiöse Stiftungen. Vgl. Assaad / Rouchdy 
(1999), S. 78; IBRD (1991), S. 63 und 145; Nagi (1998), 
S. 29; Wippel (1996), S. 191. 
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sen Umfang 1990 bei rund 160 Mio. LE lag. Sie 
kooperiert hierbei mit zahlreichen Zakât-Komitees 
(1992 über 5.000), die der NSB die bei ihnen ein-
gegangenen Spenden überweisen. Bedürftige 
können wiederum bei den Zakât-Komitees Unter-
stützung erbitten, denen die hierfür notwendigen 
Mittel von der NSB erstattet werden. Dabei steht 
es den Komitees frei, ob sie Stipendien vergeben, 
Pilgerfahrten unterstützen, Unterhalt an arbeitslo-
se Jugendliche, Alte oder verlassene oder verwit-
wete Frauen zahlen, die Prozeßkosten einer Frau 
finanzieren, die ihren Unterhalt vom geschiedenen 
Ehemann einklagt oder aber Verlobte bei der Fi-
nanzierung ihrer Hochzeit unterstützen. 

Das Programm der NSB und der mit ihr kooperie-
renden Zakât-Komitees wird als erfolgreich und 
effizient angesehen. Sie sind dazu übergegangen, 
nicht mehr Barhilfen zu gewähren, sondern Klein- 
und Sozialkredite. Die Sozialkredite (zinslose 
Mikrokredite) werden Bedürftigen zur Überbrü-
ckung finanzieller Engpässe und zum Aufbau 
kleiner einkommensschaffender Tätigkeiten im 
Haushalt gewährt (Kauf einer Kuh, Bau eines 
Backofens, Fortbildung...). Die Kleinkredite sol-
len hingegen als Starthilfen für kleine Existenz-
gründer dienen und müssen mit 7 % verzinst wer-
den. Davon ist 1 % als Sicherheit für die Rückzah-
lung der Kredite vorgesehen. Trotzdem muß zu-
meist eine Sicherheit gegeben oder ein Verwand-
ter oder Bekannter als Bürge benannt werden.111  

4.6.2 Bewertung 

Das targeting der Sozialhilfeprogramme von 
MISA und NSB ist verhältnismäßig effizient. In-
effizient ist hingegen die Verteilung der Sozialhil-
feausgaben auf verschiedene Programme mit un-

                                                      
111 Informationen aus Gesprächen mit Nabil Hakam (Präsi-

dent der NSB) und aus: Ben-Nefissa (1991); ILO 
(1998b), S. 30; Mancy (1984), S. 184 ff.; NSB (1998). 
Die NSB ist keine Geschäftsbank, die Gewinne erzielt, 
und auch keine islamische Bank, da sie z.T. Zinsen er-
hebt, sondern am ehesten ein Sozialfonds (so Rieger 
1996, S. 42 f.) oder eine islamische Sparkasse (so Wip-
pel 1996, S. 103 ff.). 1990 wurden 2,5  Mio. Bedürftige 
von der NSB unterstützt. 

terschiedlichen Trägern, die jeweils ein eigenes 
Filialnetz unterhalten. Das Hauptproblem der Pro-
gramme besteht aber darin, daß sie nur wenige 
Ägypter erreichen. Nur 9 % der Bedürftigen erhal-
ten Sozialhilfe vom MISA. Dies liegt daran, daß 
(i) viele Arme die Programme nicht kennen, (ii) 
bei Antragstellung von demotivierten Beamten 
vertröstet werden, (iii) die Formulare nicht ausfül-
len können, weil sie weder lesen noch schreiben 
können, (iv) das Gesamtvolumen der Programme 
zu klein ist und (v) einige Bevölkerungsgruppen 
(z.B. Arbeitslose oder Unterbeschäftigte) keinen 
Anspruch auf Sozialhilfe haben, auch wenn sie 
noch so arm sind.112 

4.6.3 Reformen 

Um eine Reform der Sozialhilfe kommt Ägypten 
auch dann nicht herum, wenn es die bestehenden 
Vorsorgeinstrumente (Sozialversicherung, Versi-
cherungs- und Kapitalmarkt) reformiert und aus-
baut, da es immer Haushalte geben wird, deren 
Vorsorge bei Eintritt eines Risikos noch unzurei-
chend ist und die dann durch interpersonelle Um-
verteilung vor der Verarmung zu schützen sind. 
Diese Aufgabe wird noch wichtiger, wenn die ne-
gativen sozialen Effekte des SAP erst volle Wir-
kung entfalten. Bei einer solchen Reform sollten 
(i) die Koordination der Einzelprogramme verbes-
sert, (ii) das targeting der Programme verfeinert 
und (iii) ihr Finanzvolumen aufgestockt werden.  

Die verschiedenen Sozialhilfeprogramme müssen 
nicht vereinheitlicht oder gar zusammengelegt, 
wohl aber besser aufeinander abgestimmt werden. 
Dabei müssen auch Vorkehrungen getroffen wer-
den, die den gleichzeitigen Bezug mehrerer Sozi-
alhilfen (von NROs, vom MISA, von der NSB...) 
verhindern. Einige Fachleute halten es für sinn-
voll, Sozialausweise einzuführen, die bedürftigen 
Haushalten auf Antrag und nach einem means-test 
jährlich neu ausgestellt werden und gegen deren 
Vorlage sie Sozialhilfe wahlweise vom MISA, 
von der NSB, von einem Zakât-Komitee oder von 

                                                      
112 Vgl. Azer / Afifi (1992), S. 69; ILO (1998b), S. 60; Nagi 

(1995), S. 18. 
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einer NRO beziehen können. Die tatsächlichen 
Auszahlungen wären dann ebenfalls auf der Karte 
zu dokumentieren.113  

Eine sinnvollere Alternative besteht darin, allen 
Institutionen im Sozialbereich Zugang zur Family 
Data Base der NSIO zu verschaffen. Die Daten 
der Sozialversicherten sind hier unter einer Versi-
cherungsnummer gespeichert. Würde allen Ägyp-
tern schon bei Geburt eine solche Nummer zuge-
teilt, so könnten sich alle Institutionen über die 
ökonomischen Verhältnisse eines Antragstellers 
und die von ihm bezogenen Versicherungs- und 
Sozialhilfeleistungen informieren.114 

Als zweites sollte das targeting der Sozialhilfe-
programme verfeinert werden. Stärker berücksich-
tigt werden sollten z.B. Verlobte, die das Geld für 
eine Hochzeit nicht aufbringen, kinderreiche Fa-
milien, ältere Arbeitslose, Unterbeschäftigte und 
andere Gruppen, die heute leer ausgehen. Zudem 
sollte die Anspruchsberechtigung nicht mehr nur 
von sachlichen Kriterien (Alter, Arbeitslosig-
keit...) abhängen, sondern auch von der Bedürf-
tigkeit, die im Idealfall durch einheitliche means-
tests festzustellen ist. Dazu müßten die 
Sozialarbeiter fortgebildet werden. 

Als drittes gilt es, das gesamte Sozialhilfevolumen 
aufzustocken. Das Subsidiaritätsprinzip würde da-
durch nicht in Frage gestellt, wie teilweise be-
fürchtet wird: Studien belegen, daß ein verstärktes 
Engagement des Staates zwar zur Verschiebung 
traditioneller Sozialhilfen zu den Bedürftigsten, 
nicht aber zu deren crowding-out führen würde. 
Kritisch sind vielmehr die hohen Kosten einer 
umfassenden Sozialhilfe zu beurteilen. Soll die 
gesamte Armutslücke gefüllt werden, so erfordert 
dies ein Finanzierungsvolumen zwischen 340 
Mio. und 1,6 Mrd. LE pro Jahr.115 

                                                      
113 Vgl. Korayem (1996a), S. 77 ff. 

114 Gespräche mit Mohammed El Sayed (NSIO), Nabil Ha-
kam (NSB) und Fatma Ishak (NSIO). 

115 Vgl. zum Beispiel INP (1998), S. 127; IBRD (1991), S. 
145. 

Darum müssen Strategien entworfen werden, die 
die vorhandenen Ressourcen optimal nutzen. Da-
bei sollte auch eine Kooperation mit NROs unter 
Einbeziehung islamischer Wohlfahrtsverbände 
erwogen werden. Ihre Arbeit beweist zum Teil 
sehr hohe Effizienz und verbucht große Erfolge. 
Zwar befürchtet der Staat negative innenpolitische 
Konsequenzen im Falle einer Aufwertung der is-
lamischen Sozialarbeit, angesichts knapper Mittel 
wird er aber nicht umhin können, auch auf ihre 
Ressourcen zurückzugreifen. 

4.7 Der Sozialfonds 

Einen Beitrag zur sozialen Sicherung nach Defini-
tion des BMZ leistet der Social Fund for Devel-
opment (SFD) nicht. Er verbuchte einige sozialpo-
litische Erfolge – vergab Kleinkredite, verbesserte 
die soziale und die Verkehrsinfrastruktur und 
schuf einige Arbeitsplätze. Vor allem aber scheint 
der SFD darin erfolgreich gewesen zu sein, exter-
ne Mittel ins Land einzuwerben, die Zustimmung 
der Bevölkerung zum SAP durch öffentlichkeits-
wirksame Maßnahmen zu erhöhen und seine So-
zialprogramme schneller aufzubauen, als dies für 
die zuständigen Ministerien möglich gewesen wä-
re. 

4.7.1 Konzept 

Der SFD soll die negativen sozialen Folgen des 
SAP abfedern, die Not der Armen mildern, neue 
Einkommensmöglichkeiten und Arbeitsplätze 
schaffen (v.a. für die vom Golf heimkehrenden 
Gastarbeiter und für die bei Privatisierungen Ent-
lassenen), die Infrastruktur unterentwickelter Lan-
desteile verbessern und die Kapazitäten der im 
Sozialbereich tätigen Organisationen stärken.116 

                                                      
116 Vgl. IBRD (1991), S. 150; MFA (1995), S. 18 ff.; NBE 

(1991), S. 265; Rieger (1996), S. 113 f. 
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Zur Erfüllung seiner Aufgaben unterhält der SFD 
fünf Programme:117 

1. Das Public Works Program schafft Arbeits-
plätze in Gebieten mit verbreiteter Armut 
durch den arbeitsintensiven Aufbau von Be-
wässerungssystemen, Abwassersystemen, 
Straßen u.ä. 

2. Das Human Resource Development Program 
soll die Mobilität der Arbeitskräfte verbes-
sern, indem es Arbeitslose (v.a. die bei Priva-
tisierungen Entlassenen) umschult und fort-
bildet. 

3. Das Enterprise Development Program bietet 
Klein- und Mikrounternehmern Kleinkredite 
zu Marktbedingungen, technische Beratung 
und Fortbildungen an. 

4. Das Community Development Program un-
terstützt alleinerziehende Frauen, kinderrei-
che Familien und arbeitslose Schulabgänger 
durch den Aufbau von Gesundheitszentren, 
durch Alphabetisierungskampagnen und 
durch Mikrokreditprogramme. 

5. Das Institutional Development Program soll 
die Reform und Dezentralisierung der Sozial-
verwaltung und der öffentlichen Grundver-
sorgungseinrichtungen unterstützen. 

Die Instrumente des SFD sind nichts Neues, son-
dern wurden auch in Ägypten schon viele Male 
zur Bekämpfung der Armut eingesetzt. Ein No-
vum sind hingegen ihre Nachfrageorientierung, 
die dem self targeting dienen soll, und die auto-
nome Stellung des SFD, dessen Generalsekretär 
zwar dem Kabinett angehört, der aber vollkom-
men unabhängig entscheiden soll. 

Der SFD wird überwiegend aus Mitteln der EZ fi-
nanziert (interregionale Umverteilung). Dem ers-
ten SFD-Projekt (1991 - 1996) standen 664 Mio. 

                                                      
117 Vgl. IDA (1996), S. 5; MFA (1995), S. 20 ff.; Narayan / 

Ebbe (1997), S. 58 f.; OECD (1994), S. 15; Weidnitzer 
(1998), S. 22. Das sechste Programm (Public Transport 
Services Program) wurde 1996 eingestellt. Das Human 
Resource Development Program hieß bis 1997 Labor 
Mobility Enhancement Program“. 

US $ zur Verfügung, dem zweiten Projekt (1997 - 
2002) wurden 775 Mio. US $ zugesagt (Tabelle 
A16). Damit ist der ägyptische Sozialfonds der 
größte seiner Art in Afrika. Jedoch beteiligte sich 
der ägyptische Staat mit nur 9 % an der Finanzie-
rung des ersten Projekts und sagte 22 % für das 
zweite zu, die aber noch nicht ausgezahlt wurden. 

4.7.2 Bewertung 

Der Erfolg des SFD sollte an den von ihm selbst 
gesetzten Zielen gemessen werden. Im Kontext 
dieser Studie ist aber auch zu fragen, ob er die 
Kriterien der Effizienz und Verteilungsgerechtig-
keit erfüllt. Zudem ist zu untersuchen, ob er als 
Instrument der sozialen Sicherung dient, wie dies 
seine Bezeichnung als „Social Safety Net“ sugge-
rieren könnte.118 

In mancher Hinsicht war der SFD recht erfolg-
reich:119 Zahlreiche Kleinkredite wurden verge-
ben, Einrichtungen für den Bildungs- und Ge-
sundheitssektor errichtet und Straßen gebaut oder 
ausgebaut. Dabei wurden jährlich 70.000 Arbeits-
plätze geschaffen.  

Jedoch sind sechs gravierende Fehlentwicklungen 
festzustellen, die zu Ineffizienzen und negativen 
Verteilungswirkungen führen. Zum ersten dürften 
die Beschäftigungseffekte nur von kurzer Dauer 
sein. Ein Großteil der neuen Arbeitsplätze kann 
nur während der Subventionierung durch den SFD 
erhalten werden. Zudem wurde in den meisten 
Fällen weder für eine Höherqualifizierung der Be-

                                                      
118 So z.B. in Dau / El-Amach (1997). Bisher wurde nur eine 

einzige detaillierte Untersuchung des SFD durchgeführt, 
deren Veröffentlichung noch nicht vom ägyptischen Ka-
binett erlaubt wurde, so Friedrich Beimdiek (BMZ). 

119 Bis Juni 1998: 69300 KMU-Kredite, 2960 km Trinkwas-
serleitung, 1170 km Straßen, 4775 Umschulungen, 182 
Kliniken, 820 Personen im Gesundheitsbereich ausge-
bildet, 700.000 Ägypter alphabetisiert, 40.350 Sozial-
kredite. Der SFD schuf die Hälfte der 1991 - 95 entstan-
denen Arbeitsplätze, vgl. FES (1998), S. 15; IBRD 
(1999), S. 13 f. 
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troffenen gesorgt, noch konnten Multiplika-
toreffekte induziert werden.120 

Zum zweiten lagen die Durchschnittskosten eines 
neu geschaffenen Arbeitsplatzes mit 1.800 US $ 
(Tabelle A17 und A18) erheblich über denen an-
derer Sozialfonds in Afrika121 Erstaunlich ist, daß 
das Community Development Program am ehes-
ten in der Lage war, Arbeitsplätze billig zu schaf-
fen und zu erhalten, während das Human Re-
source Development Program und das Public 
Works Program besonders schlecht abschnitten, 
obwohl gerade sie auf Arbeitsmarkteffekte abzie-
len. Zudem fällt auf, daß sich die Kosten pro Ar-
beitsplatz 1993 - 1996 mehr als verdreifachten. 
Offenbar führte der Druck, Gelder vor Ablauf des 
ersten SFD-Projekts auszuzahlen, zu Ineffizien-
zen. 

Zum dritten profitierte nur ein Bruchteil (0,5 %) 
der Ägypter unmittelbar vom SFD.122 Selbst wenn 
man die Angehörigen der Nutznießer mitrechnet, 
hat der SFD nicht mehr als 2 Mio. Ägyptern ge-
nützt. Die vom SFD genannte Zahl von 19,5 Mio. 
Nutznießern (bis 1996) muß alle indirekt von den 
Programmen profitierenden Ägypter einschließen. 
Darauf deutet hin, daß 90 % dieser Personen beim 
Public Works Program aufgeführt werden, das ja 
sehr wenige Jobs schaffen konnte. 

Zum vierten sind unter den Nutznießern nur we-
nige Bezieher niedriger Einkommen. Vom Public 
Works Program profitieren zwar auch Arme, es 
schließt aber die Gruppen aus, die nicht mehr ar-
beiten können: die Alten, Behinderten, Kinder und 
alleinerziehenden Frauen. Noch schlechter 
schneidet in dieser Hinsicht das Community De-
velopment Program ab. Das Gros der Kleinkredite 
ging an etablierte Unternehmer im städtischen Un-

                                                      
120 Vgl. Harders (1997), S. 19; Korayem (1996); Schweers 

(1994); Vivian (1995); Witt (1995), S. 54. Für die Fort-
bildungsprogramme wurde ein erstaunlich geringer An-
teil der Mittel des SFD aufgewandt, vgl. Nour (1995), S. 
18 ff. 

121 Vgl. Guhan (1995), S. 20; Schweers (1994). 

122 In Honduras, Bolivien und Mexiko lag der entsprechen-
de Anteil bei 13, 19 bzw. 27 %, vgl. Vivian (1995), S. 
11. 

terägypten. Frauen, Behinderte, Oberägypter und 
die Bewohner des Landes waren unterproportional 
vertreten. Dies hat verschiedene Gründe:123  

— Das targeting selbst ist zweifelhaft: Das Pro-
gramm richtet sich in erster Linie an Angehö-
rige der Mittelschicht (die vom Golf heim-
kehrenden Gastarbeiter und die aus öffentli-
chen Unternehmen Entlassenen) und begüns-
tigt somit die traditionelle Klientel der 
Staatsklasse. 

— Das nachfrageorientierte Konzept des SFD ist 
ein Problem: Das Wissen über die Program-
me des SFD ist wenig verbreitet. Zudem sind 
die Ärmsten oft nicht in der Lage, Projektan-
träge zu stellen, weil sie nicht lesen und 
schreiben und keine Bedarfsrechnungen 
durchführen können. Auch können sie nicht 
für viele Tage der Arbeit fern bleiben, um bei 
Banken oder Behörden die aufwendigen 
Formalitäten zu erledigen, die ein Kreditan-
trag mit sich bringt. 

— Selbst die Sozialkredite werden nur gewährt, 
wenn der Antragsteller große Sicherheiten 
bieten kann, was für die Armen größere Prob-
leme mit sich bringt als die hohen Zinsen der 
Banken. 

— Die Bewilligung scheint nicht nur in Aus-
nahmefällen vom guten Willen der Beamten 
und Bankmitarbeiter abzuhängen, die selber 
der Mittelschicht angehören. Anträge der von 
Prominenten unterstützten NROs und der Un-
ternehmervereinigungen genossen Vorrang. 

— Bei der Auswahl der Projekte wurde häufig 
mehr auf deren Öffentlichkeitswirksamkeit 
geachtet als auf ihre Zielgruppenorientierung. 
Werbung scheint wichtig zu sein, um die Zu-
stimmung zum SAP in der Öffentlichkeit zu 
fördern und sein Ansehen im Ausland zu ver-
bessern. 

                                                      
123 Vgl. Abdel-Fadil (1994); El-Ghonemy (1998), S. 187; 

IDA (1996); Al Miskin (1993); Osman (1998), S. 19; 
Nour (1995), S. 18-23; SFD (1993b), S. 22 f.; Vivian 
(1995), S. 11; Schweers (1994). Gespräche mit Alaa 
Hamed (Weltbank Kairo), Iman Bibars (ADEW) und 
Günther Fichtner (FES Kairo). 
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Zum fünften wurde die Zivilgesellschaft unzurei-
chend an der Planung der Projekte und an der Zu-
teilung der Mittel beteiligt. Eigentlich sollte der 
demand-approach die Interessierten dazu zwin-
gen, sich in Gruppen zusammenzuschließen, und 
so NROs, Dorfgemeinschaften und andere zivil-
gesellschaftliche Strukturen stärken. Tatsächlich 
wurden nur 9 % der Mittel über NROs ausge-
zahlt.124 

Zum sechsten verdrängt der SFD staatliche Auf-
wendungen im Sozialbereich und stellt einmal 
mehr Ägyptens Geschick bei der Einwerbung ex-
terner Mittel unter Beweis. Seine Investitionen 
schaffen nicht zusätzliche Infrastruktur, da ähnli-
che Aufgaben früher aus dem Staatsbudget finan-
ziert wurden.125 Zudem übernimmt der SFD im-
mer mehr Befugnisse der zuständigen Ministerien 
und wird für sie zu einer Konkurrenzorganisation. 
Seine Erfolge verdecken die Mißerfolge des Staa-
tes. 

Für die Fragestellung dieser Studie wiegt aber am 
schwersten, daß die Instrumente des SFD nicht 
der sozialen Sicherung dienen und offensichtlich 
von Anfang an nicht mit dieser Zielsetzung ge-
schaffen wurden. Das Konzept greift zu kurz, um 
die negativen Folgen des SAP umfassend und 
dauerhaft abzufedern.126 Dazu müßte es auch Vor-
sorgemechanismen und Transferleistungen für die 
Armen umfassen, die nicht kurzfristig in den 
Wirtschaftsprozeß reintegriert werden können: 

„The problem of spreading risks and 
coping with risks cannot be solved 
through targeted social programs or in-
come generating activities. While these 
programs improve the general situation 
of the poor by investing in social infra-
structure or in the capacity of income 

                                                      
124 Vgl. Köhn (1994); Stewart / van der Geest (1995); Vivi-

an (1995). 

125 Informationen aus Köhn (1994), S. 2; Vivian (1995) und 
aus Gesprächen mit Friedrich Beimdiek (BMZ), Moha-
med Bakry (SFD), Alaa Hamed (Weltbank Kairo) und 
Peter Le Poole (Niederländische Botschaft Kairo). 

126 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 84 ff.; BMZ (1994c); 
Geier (1994); Licari (1997), S. 21; Vivian (1995). 

generation, they do not address (1) the 
problem of vulnerability... and (2) the 
impact of individual risks...“ 127 

Die Literatur nennt zahlreiche Maßnahmen, die 
die sozialpolitische Effektivität des SFD steigern 
könnten. Da sie aber nicht auch einer Verbesse-
rung der sozialen Sicherheit in Ägypten dienen, 
wird an dieser Stelle darauf verzichtet, Reform-
vorschläge aufzulisten. 

4.8 Ersparnisbildung 

4.8.1 Bestandsaufnahme und Bewertung 

Der Bankensektor und der Kapitalmarkt sind ver-
hältnismäßig gut entwickelt. 1998 bestanden in 
Ägypten 84 Banken mit 2300 Filialen. Das Ban-
kenfilialnetz ist im Vergleich mit anderen arabi-
schen Ländern auch auf dem Lande recht engma-
schig, da die Postbank und die Public Bank for 
Development and Agricultural Credit (PBDAC) 
in nahezu jedem größeren Dorf vertreten sind.128 

Jedoch ist die Ersparnisbildung niedrig und sehr 
ungleich verteilt. So liegt die Sparquote unter 
15 %, die Haushalte trugen hierzu rund zwei Drit-
tel bei. Zwar beliefen sich die akkumulierten Ein-
lagen 1997 auf 5.160 LE pro Einwohner, sie dürf-
ten aber stark konzentriert sein und hauptsächlich 
auf Unternehmen und reiche Haushalte entfal-
len.129 Weit weniger als die Hälfte aller Haushalte 
besitzt überhaupt ein Sparkonto und auf die beste-
henden Konten werden auch nur kleine Beträge 
eingezahlt. Dies hat fünf Ursachen:130 

                                                      
127 Freiberg-Strauß (1999), S. 1. 

128 Vgl. Bunn (1999); Everett-Heath (1999a); Nagy / Adams 
(1996), S. 54 und 60; Smith (1999); UNDP (1999c). 

129 Vgl. Baydas / Bahloul / Adams (1995), S. 653; Butter 
(1997); IBRD (1997), Bd. II, S. 55; IMF (1999c); Mer-
cagni / Sourial (1999). 

130 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 62; IMF (1993), S. 
31; Singerman (1995), S. 130 und 154; Wippel (1996), 
S. 90 f. 
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— Die realen Sparzinsen sind trotz des Rück-
gangs der Inflation noch recht niedrig. 

— Gläubige Ägypter wollen das islamische 
Zinsverbot nicht verletzen. 

— Viele Haushalte besitzen ihr Konto nur, um 
im Notfall Kredite beantragen zu können. Bei 
der PBDAC zum Beispiel ist dies eine Bedin-
gung für die Gewährung eines Kredits. 

— Die meisten Ägypter befürchten einen Wie-
deranstieg der Inflation und meiden Geldan-
lagen. Ersparnisse legen sie lieber in Sach-
werten an (Vieh, Grundbesitz und Gold). 

— Vor allem Frauen, die in Ägypten vielfach 
mit der Investition des Geldes betraut werden, 
ziehen es vor, im Rahmen einer Ğamaciyya zu 
sparen und deren Ausschüttungen bei spezia-
lisierten Geldaufbewahrern zu hinterlegen. 
Das liegt daran, daß ihnen die Bankmitarbei-
ter fremd sind und sie ihnen mißtrauen, daß 
sie ihr Vermögen der staatlichen Aufsicht 
entziehen wollen und daß sie ihre Ersparnisse 
vom Geldaufbewahrer schneller und einfa-
cher zurückfordern können. 

Die Angehörigen der Oberschicht hingegen nut-
zen in zunehmendem Maße andere Anlageformen 
und legen ihr Erspartes auch in Aktien und ande-
ren Wertpapieren an. Der Wertpapiermarkt zählte 
1998 eine Million Investoren und verdoppelte 
1990 - 1996 seinen Umsatz. 

4.8.2 Reformen 

1992 wurde der Bankensektor liberalisiert und 
ausländischen Anbietern geöffnet. Zudem wurde 
der Einfluß der bis dato marktbeherrschenden öf-
fentlichen Banken durch Aufsichtsgremien und 
Gesetzen zum Schutz des Wettbewerbs begrenzt. 
Die Obergrenzen für Zinssätze und Anlagewerte 
wurden aufgehoben, während die Rechnungsle-
gungsbestimmungen, die Bankenaufsicht und die 
Transaktionsprozeduren mit Unterstützung der 

Weltbank internationalen Standards angepaßt 
wurden.131 

Die Habenzinsen sind aber noch nicht hoch ge-
nug, das Vertrauen in die Währung ist noch nicht 
ausreichend stark, um auch die Ersparnisse der 
Kleinverdiener anzuziehen und die anderen 
Nachteile des formellen Kapitalmarktes aus-
zugleichen. Nur eine Fortführung der Privatisie-
rung im Bankensektor, die zu einer stärkeren 
Konkurrenz und besseren Konditionen für Sparer 
führt, und ein kontinuierliches Werben um Ver-
trauen können hier Abhilfe schaffen. 

4.9 Kreditaufnahme 

4.9.1 Bestandsaufnahme und Bewertung 

Auch nach Eintritt sozialer Krisen nehmen die 
meisten Ägypter Kredite eher auf dem informellen 
Markt auf als von Banken. Zwar steigt die Kredit-
vergabe der Banken um 20 % jährlich, sie richtet 
sich aber vor allem an private Unternehmen. Die 
Kredite werden zum Aufbau produktiver Tätigkei-
ten, vor allem aber zur Finanzierung von Liquidi-
tätsengpässen in Unternehmen gewährt. 

Kleine Bankkredite zur Überbrückung sozialer 
Krisen werden nicht vergeben, erst recht nicht an 
Arme. Dies liegt auch daran, daß die Banken bei 
kleinen Krediten sehr hohe Zinsen und Bearbei-
tungsgebühren nehmen. Der Bearbeitungsaufwand 
ist bei Krediten von deren Höhe unabhängig. Dar-
um müssen die Gebühren bei kleinen Krediten re-
lativ hoch ausfallen, wenn die Banken keinen Ver-
lust machen wollen. Gravierender für die An-
tragsteller aber ist, daß die Genehmigungsproze-
duren kompliziert und langwierig sind und daß die 
Banken die Benennung reicher Bürgen oder hoher 
Sicherheiten erwarten, was für die Armen oft 
nicht möglich ist. In ägyptischen Banken domi-

                                                      
131 Vgl. Bunn (1999); EIU Country Profile (1998 - 99); EIU 

Business Middle East 1.4.1999; Euromoney (1998), 
IBRD (1999), S. 15; Subramanian (1997), S. 30 f.; 
UNDP (1999c). 
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niert noch immer das Sicherheits- über das Renta-
bilitätsdenken.132 

Auch die Kreditprogramme ausländischer Geber 
haben hieran nicht viel verändert. Sie führten zwar 
dazu, daß das nationale Zinsniveau sank, weil der 
Bankensektor regelrecht von Finanzmitteln über-
schwemmt wurde. Jedoch erhöhten die Banken 
die Bearbeitungsgebühren sogar noch und verlan-
gen immer häufiger Pfand- oder Hypothekensi-
cherheiten und oft noch zusätzlich Bürgen. 

Viele Ägypter müssen daher auf den informellen 
Finanzmarkt rekurrieren. Nur jeder dritte hat je-
mals einen Bankkredit aufgenommen, hingegen 
borgen 40 % sporadisch oder regelmäßig Geld 
von Händlern, Wechslern, Geschäftspartnern, Ar-
beitgebern oder Freunden. Der informelle Finanz-
sektor wird zwar nicht nur von denen genutzt, de-
ren Kreditanträge von den Banken abgelehnt wur-
den. Jedoch werden informelle Kredite – im Ge-
gensatz zu Bankkrediten – ganz überwiegend zur 
Finanzierung unvorhergesehener Ausgaben auf-
genommen.133  

Das Problem besteht darin, daß größere Kredite 
auf dem informellen Kreditmarkt teuer sind.134 
Verwandte, Nachbarn und Freunde nehmen keine 
Zinsen, jedoch können von ihnen auch nur kleine 
Summen geliehen werden: Würde ein Familienva-
ter einen Freund oder Nachbarn um ein größeres 
Darlehen bitten, so würde er sich blamieren; er 
würde den Eindruck erwecken, seine Familie 
nicht versorgen zu können. Verwandte hingegen 
können auch nur kleine Summen verleihen, da sie 
zumeist der gleichen sozialen Schicht entstam-
men. Darum müssen Arme, wenn sie einen größe-

                                                      
132 Informationen von Klaus Lehrke (GTZ-Berater) und aus 

Assaad / Rouchdy (1999), S. 84 ff.; CBE (1998), S. 
27 ff.; EIU-Country Profile 1998-99; Mohieldin (1994), 
S. 18 ff.; Möller (1998), S. 73; Nagy / Adams (1996), S. 
56 ff.  

133 Vgl. Aly (1993), S. 92; El-Kharanshawy (1997), S. 
26 ff.; Singerman (1995), S. 130; Trenk / Nour (1992), 
S. 15 ff. 

134 Vgl. Baydas / Bahloul / Adams (1995), S. 653; El-
Erian / Tareq (1993); Mohieldin (1994), S. 23 ff.; Wip-
pel (1996), S. 90 ff. 

ren Kredit brauchen, einen der berüchtigten 
Geldwechsler aufsuchen, die Zinsen von bis zu 
40 % pro Jahr verlangen. Eine beliebte Alternative 
besteht darin, Schmuck an Goldschmiede zu ver-
kaufen und später zu einem höheren Preis zurück-
zukaufen. Goldschmieden kommt damit die Rolle 
von Pfandleihern zu, die geschickt das Zinsverbot 
umgehen.  

4.9.2 Reformen 

Auch eine Reform des Kapitalmarktes würde den 
Armen nur wenig helfen. Zwar würde eine stärke-
re Konkurrenz unter den Banken zu einer stärke-
ren Position und zu besseren Konditionen für die 
Kreditnehmer führen. Diese Maßnahmen nützen 
jedoch nur den Reichen und allenfalls der Mittel-
schicht, nicht aber den Armen, solange die Ban-
ken so hohe Sicherheiten bei der Kreditvergabe 
verlangen. 

4.10 Private Versicherungen 

4.10.1 Bestandsaufnahme und Bewertung 

Es gibt nur neun landesweite Anbieter von Versi-
cherungsverträgen, deren Kapital sich auf 4 % des 
BIP beläuft und zu 80 % bei drei staatlichen Ge-
sellschaften konzentriert ist. In allen Versiche-
rungssparten zusammen laufen nur 700.000 Ver-
sicherungsverträge. Das jährliche Prämienauf-
kommen machte 1995/96 nur 1,5 Mrd. LE (0,5 % 
des BIP) aus, von denen wiederum nur 300 Mio. 
LE auf Lebensversicherungen, 145 Mio. LE auf 
Haftpflichtversicherungen und 15 Mio. LE auf 
Krankenversicherungen entfielen. Die Masse der 
Versicherungsverträge sind Sachversicherun-
gen.135 

Der Versicherungsmarkt ist noch immer unter-
entwickelt. Die Ursachen hierfür liegen auf Seiten 

                                                      
135 Vgl. Butter (1997), S. 45 ff.; Butter (1999a), S. 11; But-

ter (1999b), S. 7; IBRD (1993a), Bd. II, S. 47 und 59 ff.; 
IBRD (1997), Bd. III, S. 59 ff.; IMF (1993), S. 31; IMF 
(1998), S. 31 ff.; Vittas (1997), Tabelle 8. 
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der Nachfrage und des Angebots. Die Nachfrage 
nach privaten Verträgen ist klein, weil viele 
Ägypter (i) die Gefahr sozialer Risiken ignorieren, 
(ii) den Versicherungsgesellschaften mißtrauen 
und (iii) sich eher auf informelle Versicherungsar-
rangements oder aber die Sozialversicherung ver-
lassen. 

Andererseits ist das Angebot der Lebens- und 
Krankenversicherer für die meisten Ägypter zu 
teuer. Die kleinstmögliche Deckungssumme bei 
Kapitallebensversicherungen liegt bei 5.000 LE, 
für die monatlich eine Prämie in Höhe von 250 
LE fällig wird.136 Auch die Prämien der privaten 
Krankenversicherungen liegen für individuell 
Versicherte deutlich über 300 LE pro Monat. Nur 
die Bezieher höherer Einkommen können solch 
hohe Beiträge von ihrem Einkommen abführen. 

Es werden keine Versicherungsverträge mit klei-
nen Prämien und bescheidenem Leistungsumfang 
angeboten, die sich auch die Armen leisten könn-
ten. Dies hat drei Ursachen: Die erste ist die Über-
reglementierung und unzureichende Konkurrenz 
auf dem Markt. Die etablierten Gesellschaften 
machen große Gewinne, ohne daß sie um neue 
Kunden werben müssen. Zwar planen Marktein-
steiger bereits, Verträge mit kleineren Deckungs-
summen für die Mittelschicht anzubieten. Jedoch 
wird die Unterschicht wohl auch in Zukunft unbe-
rücksichtigt bleiben. Die zweite Ursache hängt 
mit den Verwaltungs- und Transaktionskosten zu-
sammen, die von der Höhe der Prämien unabhän-
gig sind und daher bei kleinen Deckungssummen 
einen überproportional hohen Anteil an den Prä-
mieneinnahmen ausmachen würden, so daß die 
Versicherungsgesellschaft keine Gewinne mehr 
realisieren könnte. Die dritte Ursache besteht dar-
in, daß die Probleme der asymmetrischen Infor-
mation (adverse Selektion und moralisches Risi-
ko) bei den Armen auch auf dem Versicherungs-
markt größer sind als bei den mittleren und höhe-
ren Einkommensgruppen, die über regelmäßige, 
staatlich erfaßte Einkommen verfügen, und die 

                                                      
136 Informationen aus Gesprächen mit Klaus Lehrke (GTZ-

Berater), Nur El-Latif (Misr Insurance); Gamila Abder-
raziq (El Ahleia) und aus Atallah (1995), S. 169; Rafeh 
(1997), S. 6 f. Vgl. auch Süddeutsche Zeitung 16.2.2000. 

Armen darum gar nicht als Kunden erwünscht 
sind. 

4.10.2 Reformen 

Die schon mehrfach angekündigte Liberalisierung 
und Öffnung des Versicherungsmarktes und Ver-
besserung der staatlichen Marktaufsicht würde 
sich positiv auf die Nachfrage auswirken, da sie 
die Konkurrenz unter den Anbietern intensiviert, 
die Macht der Nachfrager stützt und somit zu bes-
seren Konditionen für die Versicherungsnehmer 
führt. Zwar sind bereits zehn ausländische Gesell-
schaften durch Beteiligungen auf dem Markt ver-
treten, von Chancengleichheit kann aber noch 
keine Rede sein. Auch die von der Weltbank an-
gebotene Unterstützung einer umfassenden Neu-
fassung der Gesetze und Auflagen wurde von der 
Regierung bislang noch nicht angenommen. 

Zudem nützen diese Maßnahmen nur der Ober-, 
allenfalls noch der Mittelschicht, nicht aber den 
Armen. Versicherungsverträge mit kleinen Bei-
trägen, die auf die Bedürfnisse der Bezieher nied-
riger Einkommen zugeschnitten sind, werden nur 
dann angeboten, wenn auch die Informationsprob-
leme und das Problem degressiver Verwaltungs-
kosten überwunden werden, die zur Verknappung 
des Angebots im unteren Preisbereich führen. Die 
angestrebten Reformen tragen hierzu nicht bei. 

Solche Kleinstversicherungen können aber ange-
boten werden, wenn die Versicherungsgesell-
schaften strategische Partnerschaften mit stabilen 
Organisationen eingehen, die gute Kontakte zu 
den potentiellen Versicherungsnehmern haben 
und somit (i) über deren Schadensfallrisiken aus-
reichend informiert sind, (ii) Versicherungsbetrug 
schnell aufdecken, (iii) die Versicherungsverträge 
kostengünstig vermarkten können und (iv) das 
Vertrauen der Kunden haben. 

Eine solche Partnerschaft besteht bereits für das 
mittlere Preissegment auf dem Krankenversiche-
rungsmarkt: Seit 1989 dürfen Gewerkschaften, 
Berufsverbände und größere Unternehmen Health 
Maintenance Organisations (HMO) gründen, die 
für ihre Mitglieder (mittlerweile rund 260.000 
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Ägypter) Gruppenversicherungsverträge bei 
privaten Versicherungsgesellschaften abschließen. 
Die Beiträge beginnen schon bei 29 LE pro Monat 
und Versichertem,137 weil die HMO ihre Mitglie-
der gut kennen und den Schadensfall leicht über-
prüfen können, weil die Versicherung die Auf-
nahme von Personen mit erhöhtem Risiko aus-
schließen darf und weil die Kosten für bestimmte 
Leistungen (Zahnersatz, Entbindung, Brillen und 
Hausbesuche) ausgenommen sind. 

Für das untere Preissegment bestehen noch keine 
Partnerschaften dieser Art. Es bestehen Hindernis-
se, die nur mit Hilfe von außen überwunden wer-
den können. Hierzu zählt vor allem das Problem, 
daß es in Ägypten keine Gewerkschaften der Ar-
men gibt (wie etwa in Indien) und die bestehenden 
NROs nicht über die organisatorischen und fachli-
chen Kapazitäten zur Aufnahme finanzwirtschaft-
licher Aktivitäten verfügen (Unterkapitel 4.3). Ein 
sinnvoller Ansatz bestünde daher in der Unterstüt-
zung von NROs beim capacity building und bei 
der Überwindung dieser Anlaufprobleme.138 

4.11 Ausblick 

Das ägyptische Regime hat sich nicht erst auf dem 
Sozialgipfel in Kopenhagen zu Maßnahmen der 
Armutsbekämpfung verpflichtet;139 vielmehr hatte 
die staatliche Sozialpolitik schon unter Nasser u-
niversalistischen Anspruch. Auch Präsident Mu-
barak betonte wiederholt, daß auf die „gelungene 
ökonomische Reform“ nun eine soziale Reform 
folgen müsse. 

Jedoch spiegeln sich der Anspruch und die regel-
mäßigen Bekundungen heute weniger denn je in 
der konkreten Politik wider. Die bestehenden Sys-
teme der sozialen Sicherung verbessern weder die 
allokative Effizienz noch das Verteilungsprofil in 
erheblichem Maße. Eine neue Strategie der sozia-

                                                      
137 Informationen von Klaus Lehrke (GTZ-Berater) und 

Sahhar Shaheed (Hi Care Medical Services). 

138 Vgl. Dror / Jacquiers (1998); ILO (1999). 

139 Vgl. MFA (1995); o.A. (1999a); o.A. (1999b). 

len Sicherung ist erforderlich, die insbesondere 
die Ärmsten und die informell Beschäftigten bes-
ser schützt, Ineffizienzen der bestehenden Syste-
me beseitigt und zusätzliche Risiken versichert. 

Reformmaßnahmen der Regierung beschränken 
sich bislang auf den Abbau der Subventionen und 
die Reorganisation des Gesundheitssektors. Ein 
Problem besteht darin, daß die Zuständigkeiten 
unter mehreren Ministerien aufgeteilt sind, vor al-
lem den Ministerien für Soziales, Gesundheit, 
Planung, Bildung, ländliche Entwicklung und Fi-
nanzen. Ganz zentral ist das MISA, das aber mehr 
als zwanzig Jahre lang derselben Ministerin unter-
stand, die Reformen kategorisch ablehnte: Das 
Sozialsystem leide unter keinerlei Problemen. 

Hoffnungen auf eine umfassende effizienz- und 
verteilungsorientierte Reform des gesamten Sek-
tors nährte die Nachfolgerin, Sozialministerin 
Mervat Tallawy, die aber nur zwei Jahre im Amt 
war. Schon wenige Tage nach ihrer Ernennung 
berief sie eine Kommission von Experten, die 
Vorschläge für eine Reform des MISA und seiner 
Sozialprogramme erarbeiten sollte. Im Februar 
1998 wurde mit finanzieller Unterstützung von 
UNDP eine breiter angelegte Diskussion initiiert, 
die Strategien zur Reform der gesamten Sozialpo-
litik vorschlagen sollte.140 Zu „angemessener Zeit“ 
wollte die Ministerin die Ergebnisse mit ihren 
Kabinettskollegen diskutieren.  

Im Mai 1999 wurde eine hochrangige Interna-
tional Consultation on Social Development unter 
Vorsitz des Premierministers und der Präsidenten-
frau Suzanne Mubarak und unter Teilnahme inter-
nationaler und nationaler Experten abgehalten. 
Erstmals wurden divergierende Meinungen zu ei-
ner Revision der Sozialpolitik offen ausgetauscht. 
Dabei fiel auf, daß Frau Mubarak erstmals das 
Wort „Armut“ benutzte und damit zugab, daß es 
ein soziales Problem in Ägypten gibt. Konkrete 
Ergebnisse blieben aber aus. Das gleiche gilt für 
die am 18.10.1999 unter Vorsitz von Präsident 

                                                      
140 Informationen aus Nagi (1998); UNDP (1998b); UNDP 

(1998c), UNDP (1999a) und Gesprächen mit Christian 
Pollack (GTZ Kairo); Stefan Glock (KfW Kairo); Wer-
ner Puschra (FES Kairo). 
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Husni Mubarak selbst in einem viel größeren 
Rahmen abgehaltene nationale Sozialkonferenz. 

Parallel hatte Frau Tallawy eine Reform der Sozi-
alversicherung und der Sozialhilfe auf einer nied-
rigeren Ebene in Gang gesetzt. Dieses zweite Pro-
jekt war zwar formell unter dem Dach des von 
UNDP finanzierten umbrella project einer umfas-
senden Reform des Sozialsektors angesiedelt, in-
haltlich aber sollte es in Kooperation mit der ILO 
durchgeführt werden und sich auf Reformen im 
Rahmen der bestehenden Konzepte der Renten-
versicherung und der Sozialhilfeprogramme des 
MISA beschränken. Zwar hatte die Regierung 
schon im Juli 1995 derartige Reformen angekün-
digt, jedoch nahm sie das Angebot der ILO, sie 
hierbei zu beraten, erst im Sommer 1997 an. 1998 
- 1999 nahm die ILO eine eingehende Analyse der 
Systeme vor. Sie hat der Regierung auch angebo-
ten, einen Reformplan zu erarbeiten. Auch die 
Weltbank, USAID und die Sozialexpertin Kheir 
ed-Din (1998) haben Reformempfehlungen141 er-
arbeitet, die aber von der Regierung abgelehnt 
wurden. 

Jedoch wurde Frau Tallawy nach den Präsiden-
tenwahlen 1999 im Zuge einer Kabinettsumbil-
dung wieder abgesetzt.142 Ein möglicher Grund 
hierfür besteht darin, daß sie politisch auch für das 
neue NRO-Gesetz verantwortlich ist, das im In- 
und Ausland heftig kritisiert wurde. Ein zweiter 
Grund könnte sein, daß die Ministerin ihren Kabi-
nettskollegen zu ehrgeizig war und diese von ei-
ner umfassenden Reform des Sozialsektors nichts 
wissen wollten. Die Ablehnung mag auch daran 
liegen, daß Frau Tallawy alle sozialen Aktivitäten 
neu ordnen und unter dem Dach ihres Ministeri-
ums vereinigen wollte. Sie hätte so deutlich an 
Einfluß gewonnen.143  

Der weitere Fortgang des Reformprozesses ist je-
doch ungewiß. Nach Auffassung von Beobachtern 
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ist die Nachfolgerin, Frau Amina El-Guindi, weit 
weniger reformorientiert und wird weniger eigene 
Initiative zeigen. Sie scheint stärker dem paterna-
listischen Wohlfahrtsansatz zu folgen als Frau 
Tallawy, die sich mehrfach zum Selbsthilfeansatz 
bekannt hat. Zudem bedarf eine Reform der Sozi-
alversicherung der Zustimmung des Parlaments 
und des Präsidenten. Hiermit ist nicht zu rechnen, 
solange nicht die Mehrheit der Bevölkerung von 
der Notwendigkeit einer Revision der bestehenden 
Gesetze überzeugt werden kann. Denn die Ge-
werkschaften, die Bauern und die kommerziellen 
Versicherungen haben bereits Widerstand und 
Protestkampagnen gegen jede Reform angekün-
digt.  

Alleine die Reform des Gesundheitssektors und 
der Krankenversicherung schreitet erfolgreich 
voran. Sie wurde isoliert und ohne Abstimmung 
mit der geplanten umfassenden Reform des Sozi-
alsektors vom Gesundheitsminister initiiert. Of-
fensichtlich ist das Regime in diesem Bereich eher 
zu Reformen bereit als bei der Sozialhilfe und der 
Sozialversicherung. 

5 Erfahrungen anderer Geber 

In Kapitel 4 wurde deutlich, daß eine Verbesse-
rung der sozialen Sicherung im Sinne der in Kapi-
tel 2 abgeleiteten Kriterien der Effizienz und sozi-
alen Gerechtigkeit durch sechs Ansätze erreicht 
werden kann: (i) eine Reform der Rentenversiche-
rung, (ii) den Ausbau der Sozialhilfe, (iii) eine Re-
form des Gesundheitswesens, (iv) Maßnahmen 
zur Information der Bevölkerung und Förderung 
des Vorsorgebewußtseins, (v) die Förderung von 
Kleinstversicherungen und (vi) eine Verbesserung 
der Rahmenbedingungen der sozialen Sicherung. 
Nun stellt sich die Frage, in welchen Bereichen 
bereits andere Gebern aktiv sind, welche Erfah-
rungen sie dabei gemacht haben und welche 
Konsequenzen sich hieraus für deutsche EZ 
ergeben. 
Von den zahlreichen in Ägypten tätigen Gebern 
engagieren sich nur wenige im Bereich der sozia-
len Sicherung. Zwar waren 1999 584 EZ-Projekte 
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der Förderung der Sozialentwicklung im weiteren 
Sinne zuzurechnen, davon entfiel aber nur ein 
kleiner Teil auf die Systeme der sozialen Siche-
rung: 12 % waren Mikro- und Kleinkreditpro-
gramme und 5 % bewegten sich im Gesundheits-
sektor.144 Einzelne Geber engagieren sich auch bei 
der Reform des Kapital- und Versicherungsmark-
tes (Weltbank), beim capacity building von NROs 
(SFD und UNDP) und der Verbesserung der Be-
hinderten- und Waisenfürsorge (Weltbank). Im 
Bereich der Sozialversicherung und Sozialhilfe 
wurden lediglich einige Studien angefertigt, die 
sich mit dem Zustand und mit Reformoptionen 
beschäftigen (Tabelle 5). Keiner der Geber ist 
durch public awareness-Kampagnen oder Kleinst-
versicherungsprojekte aktiv. 

Auffällig ist, daß unter den meisten Gebern Einig-
keit in Bezug auf drei Fehlentwicklungen besteht: 

Zum ersten wird die unzureichende Bereitschaft 
der Regierung zu Reformen im Sozialbereich kri-
tisiert. Bei der sozialen Sicherung mangelt es we-
niger an finanziellen Mitteln, sondern an deren 
Absorption. In der Vergangenheit wurden der Re-
gierung mehrere Angebote von Seiten der Geber 
zur Kooperation in diesem Bereich unterbreitet, 
die daran scheiterten, daß die Regierung nicht zu 
Reformen bereit war und auch das Engagement 
externer Geber in diesem Bereich nicht wünschte: 

„Many innovative ideas are being tested 
and many long-term programs have 
proved their effectiveness in the field. 
What seems to be missing is the ability by 
those involved in these successful inter-
ventions to influence policy or to achieve 
a significant scale in their programming. 
The availability of financial resources 
does not seem to be the main constraint... 
The ‚supply‘ of funds ‚exceeds demand‘. 
The main constraints appear to be the 
limited capacity of governmental institu-
tions to reach the poor at the local level 

                                                      
144 Vgl. UNDP (1999a). 

and the relatively small number of NGOs 
that can implement the... programs...“ 145 

Zum zweiten wird von vielen Gebern betont, daß 
Ägypten „overaided“ sei. Das große EZ-Volumen 
sei nicht unbedingt entwicklungsbedingt, sondern 
politisch motiviert und werde daher auch dann 
fortbestehen, wenn keine sinnvollen Projekte 
durchgeführt werden können. Tatsächlich hat al-
leine USAID Egypt ein Jahresbudget von 
815 Mio. US $. 

Hingegen betont die KfW, daß Ägypten „bei EZ-
Zuflüssen von 32 US $ pro Kopf nicht als ‚over-
aided‘ eingestuft werden“ könne. 146 

Jedoch beruht die Wertung der anderen Geber 
auch auf der Beobachtung, daß die ägyptische Re-
gierung und die öffentlichen Unternehmen eine 
ausgeprägte Rentier-Mentalität entwickelt haben 
und größeres Geschick bei der Einwerbung exter-
ner Mittel an den Tag legen als bei der Mobilisie-
rung von Ressourcen durch effizienzorientierte 
Reformen (vgl. Kasten 2). Es komme immer wie-
der dazu, daß der Staat indirekt bezuschußt wird 
oder zweifelhafte Programme finanziert werden. 

Es wird aber auch manchen NROs rent seeking-
Verhalten nachgesagt. Nach Ansicht einiger Ge-
sprächspartner geht ihre Ineffizienz weniger auf 
die staatliche Kontrolle und das rigide Vereinsge-
setz zurück als auf die Motivation der NRO-
Mitarbeiter, deren Ziel oft in erster Linie in der 
Einwerbung ausländischer Gelder und erst danach 
in der Entwicklungsarbeit bestehe. Es wurde sogar 
die Vermutung geäußert, daß das Vereinsgesetz 
nicht nur jeder potentiellen Opposition in der Zi-
vilgesellschaft den Nährboden entziehen, sondern 
auch das Anzapfen der Rentenströme an inländi-
sche NROs erleichtern solle. 

                                                      
145 Assaad / Rouchdy (1999), S. 44. 

146 Kommentar von Wolfgang Abel (Ägypten-Referat der 
KfW) vom 10.3.2000 zu einer vorläufigen Fassung der 
vorliegenden Studie. 



54 Markus Loewe 

Zum dritten üben die Geber Selbstkritik in Bezug 
auf die wechselseitige Koordination ihrer Aktivi-
täten. Die Überförderung des Landes durch eine 
Vielzahl von Gebern und deren Konkurrenz um 
prestigeträchtige Projekte erleichtere es dem Staat 
wie auch den NROs, externe Mittel einzuwerben 
und die Geber gegeneinander auszuspielen. In ei-
nigen Organisationen (z.B. PBDAC) unterstützten 
verschiedene Geber hintereinander die gleiche Re-
form – jedes mal ohne längerfristigen Erfolg. Eine 
Konditionalität in der EZ ist so beinahe unmög-
lich. Als positive Ausnahmen hiervon und als 
Vorbilder der Kooperation wurden der Sozial-
fonds und die Gesundheitsreform genannt – bei-

des Projekte, bei denen die Weltbank faktisch fe-
derführend mitwirkt.147 

Im Folgenden werden die wichtigsten multi- und 
bilateralen Geber nacheinander vorgestellt: die 
ILO, die Weltbank, UNDP, UNICEF, USAID, die 
Europäische Kommission und andere Geber. Da-
bei werden jeweils erst die Aktivitäten und dann 
die Erfahrungen der Agenturen beschrieben. 

                                                      
147 Vgl. USAID (1998); Köhn (1994); Gespräche mit Klaus 

Lehrke (GTZ-Berater), Christian Pollack (GTZ Kairo), 
Stefan Glock (KfW Kairo), Alaa Hamed (Weltbank Kai-
ro) und Edmund Cain (UN Co-Ordinator). 

Tabelle 5: Aktivitäten anderer Geber im Bereich der sozialen Sicherung in Ägypten 

System Sozialsektor 
allgemein 

Gesund-
heitsreform 

Sozialversi-
cherung 

Abbau der 
Subventionen

Sozialhilfe NROs Kapital-
markt 

Versiche-
rungsmarkt 

ILO Beratung bei 
Sozialnormen 

 Analyse 
(1998) 

 Analyse 
(1998) 

   

Weltbank  Kredit für 
Reformpro-

gramm 

Analysen 
(1993; 1997)

Beratung Projekt für 
Behinderte 
& Waisen 

 Beratung, 
Unterstüt-
zung bei 
Reform 

Beratung, 
Unterstützung 

angeboten 

capacity 
buildinga 

 UNDP Studien, 
Beratung, 

Konferenzen 

 Studie 
(1998)a 

 Studien 
(1998)a 

Mikrokreditprogramm 
über SFDa 

 

UNICEF      Mikrokreditprogramme  

USAID Studien über 
soziale Lage 

(1993) 

Beratung, 
Zuschüsse für 

Reform 

Studie (1999) Studie (1992)  Klein- & Mikrokredit-
programme 

 

EC  Zuschüsse für 
Reform 

      

DANIDA  TZ    Mikrokreditprogramm  

WHO  Beratung, 
Studiena 

      

capacity 
building 

 SFD     FZ 

Klein- und Mikrokredit-
programme 

 

a Vorhaben geplant 
kursiv: Studien und Analysen 
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5.1 Erfahrungen der International 
Labour Organisation 

Wie in anderen Ländern konzentriert sich die ILO 
auch in Ägypten auf EZ mit der Regierung. Sie  

— berät die Regierung bei der Umsetzung inter-
nationaler Sozialnormen, 

— erstellte eine Studie über den Zustand und die 
zukünftige Entwicklung der Rentenversiche-
rung und der Sozialhilfeprogramme148 und 

— bot wiederholt ihre technische Unterstützung 
bei der Reform der Sozialversicherung an. 

Die ILO gibt sich optimistisch, langfristig damit 
beauftragt zu werden, einen konkreten Aktions-
plan zur Reform der staatlichen Systeme zu erar-
beiten und die Regierung bei seiner Umsetzung zu 
beraten und zu begleiten. Konsultationen hierüber 
waren ursprünglich für 1999 geplant, bis heute re-
agierte die Regierung aber nicht. 

5.2 Erfahrungen der Weltbank  

Die Weltbank ist im Bereich nahezu aller Siche-
rungssysteme aktiv.149 Sie 

— hat Empfehlungen zur Reform der Sozialver-
sicherung formuliert, auf die das MISA bisher 
eher reserviert reagierte, da sie das Effizienz-
kriterium in den Mittelpunkt der Analyse stel-
len und der individuellen Sicherung unzwei-
deutig den Vorzug geben, 

— finanziert die „Social Protection Initiative“ 
des MISA, die (i) eine bessere Betreuung und 
Rehabilitation behinderter Kinder und (ii) ei-
ne Reintegration von Straßenkindern zum 
Ziel hat, 

                                                      
148 Eine vorläufige Fassung erschien bereits (ILO 1998a). 

Weitere Informationen aus Bailey (1997), S. 3.  

149 Vgl. IBRD (1991), S. 146 ff.; IBRD (1993a), Vol. II, S. 
155 ff.; IBRD (1997), Vol. III, S. 59 ff.; IDA (1998); 
IDA (1999); LaTowsky (1994); LaTowsky (1995); La-
Towsky (1997a); LaTowsky (1997b). 

— beteiligt sich an der Finanzierung der ersten 
Phase des Health Sector Reform Project, 

— beteiligte sich durch zwei IDA-Kredite (123 
und 115 Mio. US $) am Sozialfonds, der auch 
von der Weltbank angeregt und konzipiert 
worden war, 

— beriet die Regierung beim Abbau der Subven-
tionen, 

— ließ mehrere Studien über den NRO-Sektor 
erstellen und 

— leistete Unterstützung bei der Liberalisierung 
des Versicherungs- und Kapitalmarktes. Mit 
ihrer Hilfe wurden die Gesetze für den Ban-
kensektor und die Wertpapiermärkte neu 
formuliert, die Marktaufsicht verbessert, die 
hierfür nötigen Institutionen neu organisiert 
und die Bestimmungen für die Rechnungsle-
gung internationalen Standards angepaßt. Für 
die Reform des Versicherungswesens hat sie 
ebenfalls Unterstützung angeboten. 

Im Gesundheitssektor machte die Weltbank gute 
Erfahrungen. Sie ist optimistisch, was den Erfolg 
der Gesundheitsreform angeht, rechnet aber mit 
einem sehr langwierigen Prozeß. Es habe sich ge-
zeigt, daß die Regierung durchaus lernfähig sei, 
wenn sie sich erst auf Reformen eingelassen hat 
und deren konkrete Ergebnisse vor Augen sieht. 
Auch die Abstimmung der Geber und die Kondi-
tionierung der EZ sei gelungen, da die Konditio-
nen eines Gebers (hier diejenigen der Weltbank) 
von den anderen Gebern übernommen werden.150 

Anders werden die Chancen einer Reform im Zu-
ständigkeitsbereich des MISA beurteilt. Nach 
Auffassung der Weltbank seien die von Ministerin 
Tallawy anvisierten Reformen der Sozialversiche-
rung und der Sozialhilfeprogramme nicht zuletzt 
deswegen gescheitert, weil (i) die verschiedenen 
für den Sozialsektor zuständigen Minister kein 
gemeinsames Ziel verfolgten, (ii) das MISA eine 
zu schwache Stellung im Kabinett habe und (iii) 
der Präsident selbst kein Interesse an Reformen 
habe. 

                                                      
150 Gespräch mit Alaa Hamed (Weltbank Kairo). 
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Schon seit einiger Zeit fordert die Weltbank Ä-
gypten auf, die Wirtschaftspolitik stärker auf sozi-
ale Ziele auszurichten. Ab Juli 2000 will sie keine 
IDA-Kredite mehr bewilligen und rät der Regie-
rung, die für eine Sozialreform benötigten Darle-
hen bis dahin zu beantragen. Der SFD beweise, 
daß FZ von der Regierung häufig mißbraucht 
werde, um Gelder in die Verwaltung zu kanalisie-
ren. 

5.3 Erfahrungen des United Nations 
Development Programme 

UNDP unterstützt v.a. den Diskussionsprozeß zur 
Reform des Sozialsektors. Es finanzierte mehrere 
Konferenzen, beriet das MISA, führte zahlreiche 
Studien zur Armut in Ägypten und zur Reform der 
Sozialpolitik durch und gibt jährlich den „Egypt 
Human Development Report“ heraus. 

Zwei neue Projekte sollen die im Sozialbereich tä-
tigen NROs unterstützen. Das erste finanziert 
Lehrgänge und Kleinstprojekte zur Armutsbe-
kämpfung, zur KMU-Förderung und zum Um-
weltschutz und richtet sich insbesondere an Frau-
en. Parallel sollen Studien erstellt werden, die den 
Bestand an NRO-Aktivitäten aufnehmen und 
mögliche neue Handlungsfelder ausloten. Im 
Rahmen des zweiten Projekts (MicroStart) wird 
dem SFD ein Kredit zur Verfügung gestellt, aus 
dem NROs beim Aufbau von Mikrokreditpro-
grammen und beim capacity building unterstützt 
werden sollen. 

UNDP kritisiert, daß die Regierung die soziale 
Entwicklung Ägyptens während des SAP ver-
nachlässigt habe. Jedoch treffe auch die Geber ei-
nen Teil der Schuld, weil sie sich zu leicht ausein-
ander dividieren ließen und sogar miteinander in 
Konkurrenz um die Finanzierung prestigeträchti-
ger Projekte stünden. Die Regierung sei bestens 
über die Vorgänge unter den Gebern informiert 
und beherrsche perfekt das rent-seeking im EZ-
Bereich. Daher drängt UNDP die Geber, verstärkt 

Druck auf die Regierung zugunsten einer Reform 
der Sozialpolitik auszuüben.151 

5.4 Erfahrungen des United Nations 
Children’s Fund 

UNICEF ist vor allem durch seinen Family Deve-
lopment Fund aktiv, der Mikrokreditprogramme 
von community development associations (CDAs) 
unterstützt. Diese gewähren Gruppen von ca. fünf 
Frauen Kredite zu 200 - 300 LE nach Vorbild der 
Grameenbank und bieten Sparprogramme an. 

Vier Jahre nach seinem Aufbau erreicht das Pro-
gramm eine Rückzahlungsrate von 98 % und wird 
von 4000 Haushalten genützt, ist aber mit drei 
Problemen konfrontiert: (i) Die Gebühren sind 
noch zu niedrig, als daß sich die Programme sel-
ber tragen könnten. (ii) Die Ärmsten nehmen nicht 
teil, weil sie fürchten, die Kredite auch in Zukunft 
nicht zurückzahlen zu können. (iii) Zwar gelang 
es, unmittelbar mit kleinsten CDAs zu kooperie-
ren, jedoch vergaß UNICEF, daß die CDAs nicht 
die Kapazitäten haben, die Mitarbeiter zusätzli-
cher interessierter CDAs einzuweisen und in Fi-
nanzgeschäften zu schulen. Für die Ausweitung 
des Programms wären größere NROs von Nö-
ten.152 

5.5 Erfahrungen der United States 
Agency for International Development 

Ägypten ist der zweitwichtigste Partner der US-
amerikanischen EZ nach Israel. USAID hat hier 
einen Etat in Höhe von 800 Mio. US $, ist aber 
bislang weder bei der sozialen Sicherung aktiv, 
noch beteiligt es sich an der Finanzierung des 
SFD. Jedoch hat USAID153  

                                                      
151 Gespräch mit Edmund Cain (UNDP). Vgl. auch UNDP 

(1998a), UNDP (1998b), UNDP (1998c), UNDP 
(1999a); UNDP (1999b); UNDP (1999c). 

152 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 67 ff. und 86. 

153 Vgl. USAID (1992a); USAID (1992b); USAID (1993), 
S. 22 und 109; USAID (1998), S. 22; USAID (1999b). 
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— Projekte bei der Familienplanung, der Bil-
dung und der physischen Gesundheitsinfra-
struktur, 

— administrative Reformen finanziell und bera-
tend unterstützt und 

— Studien erstellt zur Steuerreform, zum Sub-
ventionsabbau, zur allgemeinen sozialen La-
ge, zur Einführung von Eigenbeteiligungen 
im Gesundheitssektor, zur Reform des Kapi-
talmarktes und zur Reform der 
Rentenversicherung. 

Im zivilgesellschaftlichen Bereich baute USAID 
in den 90er Jahren zwei Kleinkreditprogramme 
zur KMU-Förderung auf: Das erste wird von ver-
schiedenen business associations verwaltet und ist 
nachfrageorientiert: Klein- und Mikrounternehmer 
können hier Kleinkredite in Höhe von 500 - 
15.000 LE beantragen. Das zweite Programm 
wird von der National Bank for Development 
(NBD) durchgeführt und ist angebotsorientiert: 
Die Mitarbeiter durchsuchen Kairener Stadtviertel 
nach potentiellen Kreditnehmern. 

Beide Programme sind sehr erfolgreich, da 
USAID nur mit etablierten Organisationen mit 
ausreichenden Erfahrungen bei Finanzgeschäften 
kooperiert. Obwohl marktübliche Zinsen genom-
men werden, ist die Nachfrage groß, die Rückzah-
lungsraten sind hoch. Doch nur 10 % der Kredit-
nehmer sind Frauen. Auf Basis dieser Erfahrun-
gen wird derzeit ein drittes, nationales Kleinkre-
ditprogramm bei der 1990 von einigen Finanzin-
stituten gegründeten Credit Guarantee Corpora-
tion eingerichtet, die Banken wie NROs Kredit-
fonds zur Verfügung stellen soll. 

Nach den Erfahrungen von USAID kann der Re-
gierung im Sozialbereich keinerlei Reformbereit-
schaft unterstellt werden. Die Vorschläge von 
USAID zur Reform der Rentenversicherung wur-
den – wie die der Weltbank – abgelehnt. Frau Tal-
lawy sei zwar „brillant“ gewesen, die großen Ent-
scheidungen werden aber, so USAID, nicht im 
MISA, sondern vom Präsidenten selbst getroffen. 

Zudem sei die Verwaltung korrupt und könne nur 
mit großem Aufwand reformiert werden.154 

5.6 Erfahrungen der Europäischen 
Kommission 

Die Aktivitäten der Europäischen Kommission im 
Sozialbereich beschränken sich auf drei Felder: 
die Kofinanzierung des SFD, den Bildungssektor 
und Projekte im Gesundheitssektor. Die europäi-
sche Delegation scheint sich bisher noch keine 
Gedanken darüber gemacht zu haben, wie die 
ärmsten Ägypter die Krankenversicherungsbeiträ-
ge und Eigenbeteiligungen aufbringen können, die 
in Zukunft den Gesundheitssektor neben staatli-
chen Zuschüssen finanzieren sollen.  

Die Delegation der Europäer in Kairo ist mit der 
Performance der ägyptischen Regierung recht zu-
frieden. Vom Reformwillen des MISA ist sie ü-
berzeugt, bezweifelt allerdings, daß dieser auch 
im Kabinett und beim Präsidenten gegeben ist. 
Bislang wurden keine Versuche unternommen, die 
ägyptische Regierung zu einer Reform der Sozial-
systeme zu drängen. Eine Evaluation des SFD vor 
Anlauf des dritten SFD-Projekts lehnt die Kom-
mission ab: Sie will erst das Geld für das zweite 
Projekt auszahlen.155 

5.7 Erfahrungen anderer Geber 

Neben den genannten Gebern beteiligen sich zahl-
reiche andere an der Kofinanzierung des SFD. 
Weitere Mikrokreditprogramme werden von 
DANIDA finanziert.156 Im Bereich anderer Sys-
teme der sozialen Sicherung gibt es keine EZ-
Projekte. 

                                                      
154 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 67 ff.; USAID 

(1999b), S. 16 ff. Gespräch mit Timothy O’Hear 
(USAID Kairo). 

155 Vgl. EC (1998). Gespräche mit Vertretern der EC-
Delegation in Kairo (Karin Frederikzon, Andrea Kou-
laimah-Gabriel und Anthony Smith). 

156 Vgl. SFD (1998); UNDP (1999c); Danish MFA (1999).  
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Neben den internationalen Organisationen beteili-
gen sich Kanada, die Niederlande und das Verei-
nigte Königreich derzeit an einer Sub Donor-
Group for Social Development (SDG) der Donor 
Assistance Group (DAG). Diese hat dem MISA 
im Januar 1999 ein strategisches Positionspa-
pier157 vorgelegt, das die Regierung zu baldigen 
sozialpolitischen Reformen und zur Erfüllung der 
Versprechen auf dem Sozialgipfel in Kopenhagen 
(1995) drängt. 

Auch mahnen Dänemark und die Niederlande seit 
Jahren an, daß sich die Geber besser absprechen, 
sich weniger gegeneinander ausspielen lassen, 
entschiedener Fortschritte im Sozialbereich bei 
der Regierung anmahnen und EZ möglicherweise 
sogar konditionieren. Sie geben außerdem zu be-
denken, daß die Finanzierung des SFD nicht per-
petuiert werden kann und dieser auf keinen Fall zu 
einem dauerhaften Sozialinstrument werden darf. 
Die Niederlande haben sogar für 2004 den Aus-
stieg aus der bilateralen EZ mit Ägypten ange-
kündigt.158 

5.8 Konsequenzen für die deutsche EZ 

Aus den Erfahrungen der Geber lassen sich vier 
Konsequenzen für einen potentiellen zukünftigen 
deutschen EZ-Beitrag zur Reform der sozialen Si-
cherung in Ägypten ableiten: 

— Mikrokreditprojekte und Beiträge zur Reform 
des Gesundheitswesens und des Kapital- und 
Versicherungsmarktes machen derzeit wenig 
Sinn, da sich in diesen Bereichen bereits aus-
reichend viele andere Geber engagieren. Zu-
dem konnten die Mikrokreditprogramme nur 
geringe Beiträge zur Verbesserung der sozia-
len Sicherung leisten, da sie keinerlei Versi-
cherungselement beinhalten. Hingegen be-
schränken sich die Aktivitäten im Bereich der 
Sozialversicherung und der Sozialhilfe auf 
Stellungnahmen und Analysen. Es gibt keine 

                                                      
157 DAG (1999b). Zur DAG vgl. DAG (1999a). 

158 Informationen von Peter Le Poole (WZ-Referent, Nie-
derländische Botschaft in Kairo). 

Kleinstversicherungsprojekte, public aware-
ness-Kampagnen werden nicht unterstützt. 

— Bei der Kooperation mit dem Staat ist TZ 
vorzuziehen. FZ sollte sich auf Ausnahmefäl-
le beschränken. Zuschüsse sollten ganz ver-
mieden werden. 

— Die Entwicklungsorientierung und organisa-
torische Kapazität einer NRO sollten geprüft 
werden, bevor sie als Partner der EZ ausge-
wählt wird, insbesondere wenn ihr im Rah-
men der FZ Geld anvertraut wird. 

— Mehr als bisher ist darauf zu achten, daß alle 
Aktivitäten mit den anderen Gebern koordi-
niert und daß einheitliche Konditionen für EZ 
definiert werden. Nur so können die Geber 
stärkeren Druck zu sozialpolitischen Refor-
men ausüben und verhindern, daß sie in Kon-
kurrenzsituationen geraten, in denen die Re-
gierung die Geber gegeneinander ausspielen 
kann. 

6 Ansatzpunkte für die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit 

In diesem abschließenden Kapitel soll geklärt 
werde, ob einem Engagement deutscher EZ im 
Bereich der sozialen Sicherung zuzuraten ist und 
wo hierfür sinnvolle Ansatzpunkte bestehen. 

Wo immer sich sinnvolle Ansätze finden lassen, 
sollte deutsche EZ eine Reform der sozialen Si-
cherung in Ägypten unterstützen. In der verbreite-
ten Armut besteht das größte soziale Problem des 
Landes und sie ist auch und vor allem auf den 
mangelhaften sozialen Schutz der Bevölkerung 
zurückzuführen. Die Regierung verfügt nicht im-
mer über das notwendige Know-how zur Lösung 
des Problems und nur wenige andere Geber sind 
im Bereich der sozialen Sicherung aktiv. 

Zwar wird zum jetzigen Zeitpunkt von einem En-
gagement im Bereich der Sozialversicherung und 
Sozialhilfe abgeraten, jedoch bestehen drei sinn-
volle Ansätze für EZ mit NROs. Der erste besteht 
in public awareness-Kampagnen, die darauf ab-
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zielen, das öffentliche Vorsorgebewußtsein zu 
verbessern und über Möglichkeiten der sozialen 
Sicherung zu informieren. Der zweite Ansatz be-
steht beim Aufbau von Beratungs- und Rechts-
schutzbüros durch NROs. Der dritte Ansatz 
schließlich sieht die Förderung von Kleinstversi-
cherungen vor, die von NROs oder Genossen-
schaften in Zusammenarbeit mit Versicherungsge-
sellschaften aufgebaut werden. In diesem Bereich 
hat die deutsche EZ bereits Erfahrungen gesam-
melt, die ihr komparative Vorteile verleihen. 

Die einzelnen Vorschläge werden in Unterkapitel 
3.3 näher erläutert. Zunächst aber wird untersucht, 
in welchen Bereichen deutsche EZ derzeit in Ä-
gypten tätig ist (3.1) und ob die Bedingungen für 
ein Engagement im Bereich der sozialen Siche-
rung grundsätzlich gegeben sind (3.2). 

6.1 Bisherige Tätigkeit der deutschen EZ 
in Ägypten 

Im Bereich der sozialen Sicherung gibt es bislang 
keine Projekte der deutschen EZ, obwohl sie in 
Ägypten seit Anfang der 50er Jahre einen Ge-
samtumfang von rund 7  Mrd. DM hatte, von de-
nen 80 % in FZ bestanden. Bis 1990 flossen 84 % 
der Mittel in die Bereiche Infrastruktur und In-
dustrieförderung und in die reine Warenhilfe, der 
Rest teilte sich auf Gesundheit, Landwirtschaft 
und Bildung auf. Maßnahmen der direkten Ar-
mutsbekämpfung gab es nicht (Abbildung 2). 

Nach 1990 bestand ein deutlicher Trend zu Guns-
ten der ländlichen Entwicklung (18 % der Mittel) 
und der Bildung (8 % der Mittel). Doch noch im-
mer fließen 66 % in Infrastruktur und Industrie, 
ein Schwerpunkt lag allerdings auf umweltscho-
nenden Technologien. Nach wie vor beschränken 
sich die Projekte der direkten Armutsbekämpfung 
auf 7 % der EZ, sie werden vom SFD umge-
setzt.159 

                                                      
159 Vgl. Ashoff (1994), S. 55 ff.; BMZ (1998), Anlage 7; 

BMZ (1999c); Claus (1997), S. 4 und 9; KfW (1997). 

Der Umfang der staatlichen EZ mit Ägypten wird 
– schon alleine aus politischen Erwägungen – 
groß bleiben. Gerade deswegen werden Überle-
gungen angestellt, wo die größten Entwicklungs-
probleme des Landes liegen und wo EZ am sinn-
vollsten tätig werden sollte. Diesem Ziel dient 
auch die vorliegende Studie. 

Auch die politischen Stiftungen haben keine Pro-
jekte im Bereich der sozialen Sicherung.160 Jedoch 
organisierte die Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) 
ein Symposion, das die nationale Diskussion über 
mögliche Ziele einer Sozialversicherungsreform 
anregen sollte.161 Die Friedrich-Ebert-Stiftung 
(FES) koordiniert seit zwei Jahren ein informelles 
„Diskussionsforum zur Reform der Sozialversi-
cherung“, finanzierte zwei Studien,162 die sich 
auch mit dem Sicherungsgrad ägyptischer Arbeit-
nehmer beschäftigten und hat mehrfach im MISA 
zugunsten einer Reform der Sozialversicherung 
vorgesprochen. Zudem hat sie gute Kontakte zu 
den Gewerkschaften und den NROs, auf die zu-
künftige EZ bauen kann. 

6.2 Grundentscheidung über deutsche 
EZ im Bereich der sozialen 
Sicherung 

Kapitel 2 machte deutlich, daß man notwendige 
und hinreichende Bedingungen für ein Engage-
ment deutscher EZ im Bereich der sozialen Siche-
rung unterscheiden sollte. EZ wird notwendig, 
wenn in einem Land die Lösung bestimmter Prob-
leme besonders dringlich ist, das Land selber aber 
nicht eigenständig zu deren Lösung fähig ist. Die 
hinreichenden Bedingungen sind aber erst dann 
erfüllt, wenn die Verantwortlichen auch zur Lö-
sung der Probleme bereit sind und die für einen 

                                                      
160 Gespräche mit Reiner Biegel (KAS Kairo), Johannes 

Braedt (HSS Kairo), Günther Fichtner und Werner 
Puschra (FES Kairo), Wolfgang Sachsenroeder (FNS 
Kairo). Briefwechsel mit Kirsten Maas (HBS Ramallah). 

161 Das Symposium wurde von Scheben / Konrad-
Adenauer-Stiftung (1995) dokumentiert. 

162 Vgl. FES (1998); Jütting (1998); El Mahdy / El Said 
(1998). Gespräch mit Monika El-Shorbagi (GTZ). 
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Erfolg der Reformen erforderlichen Rahmenbe-
dingungen schaffen.  

Die notwendigen Bedingungen für EZ bei der so-
zialen Sicherung sind in Ägypten gegeben:  

— Die Dringlichkeit der Lösung sozialer Prob-
leme ist sehr groß: 26 % der Einwohner sind 
arm, viele mehr sind armutsgefährdet (Kapi-
tel 3). Die bestehenden Systeme der sozialen 
Sicherung sind ineffizient und decken Teile 
der Bevölkerung nicht ab (Kapitel 4). 

— Die Problemlösungsfähigkeit der Regierung 
ist begrenzt. Dabei mangelt es ihr jedoch we-
niger an finanziellen Mitteln als am techni-
schen Know-how (Unterkapitel 4.11). 

— Armutsbekämpfung wurde auch in Ägypten 
zum Schwerpunkt deutscher EZ erklärt. 

— Nur wenige andere Geber sind im Bereich der 
sozialen Sicherung aktiv (Kapitel 5). 

— Deutsche EZ verfügt in einigen Bereichen 
über wichtige komparative Vorteile. 

Differenzierter sind die hinreichenden Bedingun-
gen eines deutschen EZ-Engagements zu beurtei-
len: Selbstverständlich ist die Mehrheit der Ägyp-
ter aus eigenem Interesse an einer Lösung des 
Armutsproblems durch Reformen bei der sozialen 
Sicherung interessiert, auch wenn die Reichen 
immer weniger zur Finanzierung einer umvertei-
lenden Sozialpolitik bereit sind.163 Wie aber steht 
es um das commitment der Regierung? 

Grundsätzlich ist nichts gegen deutsche EZ in 
Ägypten einzuwenden: Die Entwicklungsorientie-
rung staatlichen Handelns hat sich während des 
letzten Jahrzehntes verbessert (Tabelle A20). 
Zwar hat sich am desolaten Zustand der Bürokra-
tie wenig verändert (Korruption, Verantwortungs-
flucht, Unberechenbarkeit, Entwicklungsbewußt-
sein der Beamten, Überlappung von Verantwort-
lichkeiten). Auch bei der Privatisierung, dem Ab-
bau von Monopolen, der Rechtssicherheit, der 

                                                      
163 Gespräch mit Stefan Glock (KfW Kairo) und Christian 

Pollack (GTZ Kairo).  

Abbildung 2: Verteilung der deutschen EZ in Ägypten seit Anfang der 60er Jahre 
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Vereinsgesetzgebung und der politischen Partizi-
pation der Bevölkerung am Willensbildungspro-
zeß bestehen weiterhin Defizite. Merkliche Fort-
schritte wurden aber in der Bevölkerungs-, Geld- 
und Fiskalpolitik gemacht (Haushaltskonsolidie-
rung, Liberalisierung, Wachstumsorientierung...). 
Und auch im Sozialbereich sind positive Bemü-
hungen erkennbar (Subventionsabbau, Sozial-
fonds, Förderung der Bildung, Gesundheitsre-
form). Die Ausgaben für Bildung und Gesundheit 
stiegen merklich an. 

Anders ist es um deutsche EZ-Beiträge zur Re-
form der Sozialversicherung und der Sozialhilfe 
bestellt, die bisher auch an der unzureichenden 
Problemlösungsbereitschaft der Regierung ge-
scheitert ist. Es blieb bei Ankündigungen und 
Versprechen, so daß der Erfolg von EZ zu be-
zweifeln ist. 

Gegen deutsche EZ mit NROs ist jedoch nichts 
einzuwenden, soweit sie von der ägyptischen Re-
gierung akzeptiert wird. Zwar befand die zitierte 
deutsche Mission noch 1994, daß Projekte mit 
NROs im Kreditsektor nicht durchführbar seien, 
da (i) die Rahmenbedingungen hierfür ungünstig 
seien (Vereinsgesetz, zentralistische, übermächti-
ge, willkürliche Bürokratie, Rechtsunsicherheiten, 
lange Antragsprozeduren...), (ii) die meisten 
NROs unzureichend partizipativ, entwicklungs-
orientiert und organisiert seien und (iii) der Mit-
telbedarf der untersuchten Kreditprogramme zu 
klein für die der deutschen FZ zur Verfügung ste-
henden Instrumente sei.  

Ein Mitglied der Mission gab aber zu: „Was aus 
unserem Blickwinkel sich als Schwäche der NRO-
Szene darstellt, kann aus dem Blickwinkel der ä-
gyptischen Gesellschaft als unzureichendes In-
strumentarium der deutschen EZ angesehen wer-
den.“164 Anderen Gebern sei es gelungen, trotz 
der Probleme erfolgreich mit NROs zu kooperie-
ren. Der Vorschlag, einen Fonds zur Förderung 
von NROs einzurichten, der Kontakte zum NRO-
Sektor pflegen und sie beim capacity building und 

                                                      
164 Zitat Geier (1994). Vgl. auch El-Messiri (1994); GTZ 

(1994); Kraetsch (1994); Schweers (1994), S. 6. 

bei geeigneten Projekten unterstützen könnte, 
wurde lediglich aus Zeitgründen nicht weiter ver-
folgt. Zudem empfahl die Mission, die Entwick-
lung der NRO-Szene aufmerksam zu beobachten 
und die Kontakte zu ausgewählten NROs zu in-
tensivieren, da sie eine Verbesserung der NRO-
Aktivitäten erwartete – wie auch LaTowsky 
(1994), auf den sich ihre Urteile offensichtlich 
stützen. 

Tatsächlich nahm die Zahl stabiler NROs zu und 
die Qualität ihrer Organisation und Tätigkeit ver-
besserte sich.165 Eine Reihe von NROs betreibt 
gute Programme, fungiert als Entwicklungsinter-
mediär, führt capacity building unter lokalen 
NROs durch und leitet EZ-Mittel an andere NROs 
weiter. Dennoch sollten die Organisationsfähig-
keit, Kompetenz, Stabilität und Verläßlichkeit ei-
ner NRO genau überprüft werden, wenn sie als 
Partner deutscher EZ ausgewählt werden soll. 

Projekte deutscher EZ mit zivilgesellschaftlichen 
Partnern machen auch dann Sinn, wenn die politi-
schen Rahmenbedingungen im Bereich der sozia-
len Sicherung nicht optimal beschaffen sind. Ei-
nerseits können sie mit mäßigem Aufwand große 
Effekte auf den Sicherungsgrad der Armen erzie-
len. Andererseits haben sie auch wichtige Neben-
effekte: Sie tragen zum capacity building von 
NROs bei, machen der Bevölkerung bewußt, daß 
es soziale Risiken gibt, vor denen sie sich schüt-
zen muß und demonstrieren der Regierung, daß 
der Schutz vor sozialen Risiken verbessert werden 
kann und zentraler Bestandteil einer Strategie der 
Armutsbekämpfung sein sollte. Ein solcher An-
satz wäre Teil einer Strategie, die sich „Wandel 
durch Zusammenarbeit“ nennt. 

6.3 Mögliche Ansatzpunkte 

Kapitel 4 machte deutlich, daß die soziale Siche-
rung in Ägypten vor allem durch Maßnahmen in 
sechs Bereichen verbessert werden kann. Auf die 
Möglichkeiten eines EZ-Beitrags zur Reform des  
 

                                                      
165 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999). 
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Gesundheitssektors, zur Reform der Kapital- und 
Versicherungsmärkte und durch Mikrokreditpro-
gramme wird nicht weiter eingegangen, da sich 
hier schon andere Geber engagieren (Kapitel 5). 

Jedoch sollen im Folgenden die Möglichkeiten ei-
nes deutschen EZ-Beitrags zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen der sozialen Sicherung 
(6.3.1), zur Reform der Sozialversicherung und 

Tabelle 6: Ansatzpunkte deutscher EZ im Bereich der sozialen Sicherung in Ägypten 

System Partner Inhalte / Ziele Instrumente 

Armutsorientierte 
Wirtschaftspolitik, 
Bedingungen von 
Selbsthilfegruppen 

Regierungsverhandlungen 
(Abschnitt 6.3.1) 

Spezialfragen UNDP aktiv 

Rahmenbedingu
ngen 

Regierung 

awareness steigern, 
Information 

public awareness-Kampagnen und Seminare 
(Abschnitt 6.3.3) 

Solidargemein-
schaften 

Keine geeigne-
ten Partner 

Keine geeigneten An-
satzpunkte 

Keine geeigneten Instrumente 

Kooperative Sy-
steme 

Ğamaciyyāt, 
Sanadīq, 
NROs, 

Stabilität sichern, 

Rückversicherung, 

Versicherungselement 
stärken 

Keine geeigneten Instrumente 

Effizienz steigern, 

Stabilität sichern 

TZ: Unterstützung beim capacity building 
(Abschnitt 6.3.3) 

Information, 

öffentliches Bewußt-
sein verbessern, 

Rechtsschutz 

TZ/ FZ: Unterstützung von NROs beim Aufbau von Beratungs- 
und Rechtshilfebüros 

(Abschnitt 6.3.3) 

NROs Versiche-
rungsgesell-
schaften 

NROs,  

Genossen-
schaften 

Aufbau von Kleinst-
versicherungen mit 
Versicherungs-
gesellschaften 

FZ: Anschubfinanzierung, Notfallfonds 

TZ: Beratung zu Rechtsfolgen, Zahlungsverfahren, Organisation 
und Vertragsgestaltung 

(Abschnitt 6.3.4) 

Rentenversiche-
rung, 
Sozialhilfe 

MISA und Re-
gierung 

Nachhaltigkeit 
Effizienz 
soziale Gerechtig-
keit 
hoher Deckungs-
grad 
Ausdehnung auf in-
formellen Sektor 

Aufbau eines Investitionsmanagements: Weltbank hat Unterstützung 
angeboten 
PZ/ TZ: Beratung, Experteneinsatz, Fortbildung  
– versicherungsmathematische Analyse 
– Reform von Verwaltung und Organisation 
– Gesetzesreform 
– accounting und monitoring 
– Aufbau von Informations- und Managementsystemen 

Krankenversi-
cherung 

MOH und Re-
gierung   

 Weltbank, EU, USAID, WHO, DANIDA und andere aktiv 

Private Versi-
cherungen 

MISA und Re-
gierung 

Schutz der Versicher-
ten 
Rechtssicherheit 
Finanzielle Stabilität 

Weltbank hat Unterstützung angeboten 

Quelle: Vgl. Tabelle 1 
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der Sozialhilfeprogramme (6.3.2), zu public 
awareness-Kampagnen (6.3.3) und zu Kleinstver-
sicherungsprojekten (6.3.4) ausgelotet und die 
Vor- und Nachteile eines solchen Engagements 
diskutiert werden. Einen Überblick über diesen 
Ansatz bietet Tabelle 6. 

6.3.1 Verbesserung der Rahmen-
bedingungen 

Einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung des so-
zialen Schutzes leistet deutsche EZ, wenn sie die 
ägyptische Politik dabei unterstützt, die ökonomi-
schen und politischen Rahmenbedingungen der 
sozialen Sicherung zu verbessern. Kein soziales 
Sicherungssystem kann auf Dauer umfassenden 
Schutz für alle Bevölkerungsgruppen gewährleis-
ten, solange nicht eine soziale Wirtschaftspolitik 
die notwendigen Lebensgrundlagen für die Armen 
schafft und die selbstorganisierten Formen der Si-
cherung geschützt werden und einen ausreichend 
großen politischen Spielraum haben. Es ist deut-
lich geworden, daß in dieser Hinsicht zahlreiche 
Mängel in Ägypten bestehen. 

Zudem sollten die Regierungsverhandlungen ge-
nutzt werden, um auf die Bedeutung der Rahmen-
bedingungen hinzuweisen und auf ihre Verbesse-
rung zu drängen. So sollten thematisiert werden 

— die Verbesserung der ökonomischen Rah-
menbedingungen (Begrenzung der Inflation, 
Diversifikation der Ökonomie, Steigerung der 
Produktivität, Exportorientierung und Spar-
neigung und),  

— eine stärkere Beteiligung der Armen am Pro-
duktivkapital und ein wirksamer Schutz der 
Landpächter vor dem Verlust ihres Grundbe-
sitzes, 

— eine Verbesserung des Bildungs- und Ge-
sundheitssystems, 

— die Reform des Sozialsektors und Neuformu-
lierung einer kohärenten sozialpolitischen 
Strategie unter Einschluß der Systeme der so-
zialen Sicherung, 

— die Bekämpfung der Korruption und Reform 
der Bürokratie, 

— die Liberalisierung des Vereinsgesetzes, 

— weitergehende Reformen auf dem Kapital- 
und Versicherungsmarkt (Liberalisierung, 
Öffnung, Aufbrechen der monopolistischen 
Strukturen, Verbesserung der Rechnungsprü-
fung, des Kundenschutzes und der Wettbe-
werbskontrolle) und  

— eine größere Partizipation der Bevölkerung 
am politischen Willensbildungsprozeß. 

6.3.2 Reform der staatlichen Instru-
mente der sozialen Sicherung 

Zum jetzigen Zeitpunkt wird von einem Engage-
ment der deutschen EZ im Bereich der staatlichen 
Systeme der sozialen Sicherung abgeraten. Im Be-
reich der Sozialversicherung und der Sozialhilfe 
signalisiert die ägyptische Regierung derzeit keine 
ausreichend große Reformbereitschaft. Die Ge-
sundheitsreform wird bereits von zahlreichen an-
deren Gebern unterstützt. Für eine Reform des 
Kapital- und Versicherungsmarktes hat die Welt-
bank ihre Hilfe angeboten, die deutsche EZ ver-
fügt hier auch nicht über ausgeprägte komparative 
Vorteile gegenüber multilateralen Gebern. Jedoch 
sollte die deutsche EZ beobachten, ob beispiels-
weise im Rahmen der Gesundheitsreform Aufträ-
ge für wissenschaftliche Analysen, Beratungsauf-
gaben oder technische Projektvorhaben ausge-
schrieben werden, für die deutsche Institute oder 
Organisationen Angebote machen können. 

Auch die Möglichkeiten einer Förderung der Ren-
tenversicherung und der Sozialhilfeprogramme 
sollten im Auge behalten werden. Es ist keines-
wegs ausgeschlossen, daß die Regierung in ab-
sehbarer Zukunft eine größere Bereitschaft zu den 
erforderlichen Reformen entwickelt. Ein Beitrag 
der deutschen EZ zu Reformen in diesem Bereich 
sollten aber an vier Bedingungen knüpfen: 

Erstens muß ein formelles Gesuch Ägyptens vor-
liegen. Ohne Antrag sollte die deutsche EZ keine 
Unterstützung anbieten. Dabei ist es nicht wichtig, 
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ob sich dieses Gesuch an die Bundesregierung o-
der aber an andere Geber wie zum Beispiel die 
ILO richtet.  

Zweitens sollte der EZ-Beitrag mit den anderen 
Gebern abgesprochen sein, v.a. mit der ILO, die 
bereits über gute Kontakte zum MISA verfügt, 
mehrfach ihre Unterstützung angeboten hat und 
langjährige Erfahrungen mit der sozialpolitischen 
Beratung von Regierungen hat. Nur so kann ver-
hindert werden, daß die Geber in Wettstreit um 
EZ-Vorhaben bei der sozialen Sicherung geraten 
und von der Regierung gegeneinander ausgespielt 
werden können. Jedoch wäre die ILO selbst auf 
die Kooperation mit anderen Gebern und externen 
Experten angewiesen. Nach eigener Aussage wür-
de sie in diesem Kontext auch und vor allem 
Deutschland um Unterstützung bitten. 

Drittens sollte TZ im Mittelpunkt der Förderung 
stehen. Die Gründe ergeben sich aus dem Positi-
onspapier des BMZ und aus den Erfahrungen an-
derer Geber mit der Überförderung und dem rent-
seeking Verhalten der ägyptischen Regierung. 

Viertens sollte sichergestellt werden, daß keine 
isolierte Maßnahme unterstützt wird (Mitarbeiter-
schulung, Materiallieferung, Beratung bei einer 
Restrukturierung). Deutsche EZ kann sich durch-
aus auf eine Einzelmaßnahme konzentrieren, sie 
sollte aber Teil eines umfassenden Reformprojekts 
sein, das bestrebt ist, alle in Kapitel 4 genannten 
Defizite der Sozialversicherung bzw. der Sozial-
hilfeprogramme zu beseitigen. Insbesondere ist zu 
überprüfen, ob sie die Maßnahmen umfaßt, die 
aufwendiger sind oder die Interessen des Regimes 
betreffen. Hierzu gehören 

— die dauerhafte Bekämpfung der Inflation, 

— der Aufbau eines autonomen Investitionsma-
nagements innerhalb der NSIO, das die Ver-
sicherungsreserven ohne Mitspracherecht der 
Regierung auf dem freien Markt investieren 
kann, 

— die Erarbeitung einer renditeorientierten Port-
folio-Investitionsstrategie, 

— die Revision der Rentenformel und Einfüh-
rung eines angemessenen Investitionsaus-
gleichs und 

— der Abbau von Sonderkonditionen und nega-
tiven Elementen der Quersubventionierung. 

Diese Maßnahmen brauchen nicht von deutscher 
EZ unterstützt werden. Im Gegenteil: Hierfür hat 
die Weltbank bereits ihre Unterstützung angebo-
ten. Jedoch kann erst dann von einer ‚echten‘ Re-
formbereitschaft ausgegangen werden, wenn auch 
in diesen Bereichen Reformen geplant sind. 

Vielmehr sollte die deutsche EZ an die Förderung 
von vier anderen Maßnahmen denken, die sich (i) 
in Kapitel 4 als notwendig erwiesen haben und (ii) 
sowohl nach Ansicht166 der ILO wie auch der ä-
gyptischen Offiziellen in der NSIO und dem 
MISA von deutscher TZ gefördert werden könn-
ten. Hierzu gehören:  

— die Förderung solider monitoring- und ac-
counting-Mechanismen und der Aufbau einer 
Forschungs- und Statistikabteilung, die in 
Zukunft selber Datenerhebungen durchführen 
kann, 

— das human resource development (Training 
des Managements und der Mitarbeiter, der 
Versicherungsmathematiker, Buchhalter und 
Außendienstmitarbeiter der NSIO und des 
MISA), 

— die Entsendung von Versicherungsmathema-
tikern zur Neuberechnung der Rentenformel 
und 

— die Entsendung von Juristen, die bei der Ü-
berarbeitung der Sozialgesetzgebung beratend 
tätig werden. 

— die Durchführung eines capacity need as-
sessment im MISA und in der NSIO und die 
Beratung und Betreuung der Institutionen bei 
der Reform der Verwaltungsstruktur, der Ent-

                                                      
166 Gespräche mit Seheir Habib (MISA), mit Fatma Ishak 

Ahmed und Mohammed El Sayed (NSIO), mit Nabil 
Hakam (NSB), mit Ahmed Elborai (Cairo University) 
und mit Wael Issa, Clive Bailey und Ursula Kulke 
(ILO). 
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scheidungsprozesse und der Dienstleistungs-
abwicklung.167 

— die Unterstützung einer datentechnischen 
Vernetzung der im Sozialbereich tätigen 
NROs mit den staatlichen Institutionen. Alle 
Büros der im Sozialbereich tätigen Organisa-
tionen sollten online sämtliche Sozialgesetze 
abrufen können und Zugang zu den in der 
Family Data Base der NSIO gespeicherten 
Informationen haben, damit sie sich über ihre 
Klienten besser informieren können. Die 
Ausstattung der NSIO, der NSB und des 
MISA sollte die Regierung ohne externe Un-
terstützung finanzieren können. Anders sieht 
es mit der Vernetzung der Zakât-Komitees 
und NROs aus, in der die Regierung keine 
Priorität sehen dürfte und die sie auch nicht 
innerhalb weniger Jahre finanzieren könnte. 

6.3.3 Public awareness-Kampagnen und 
rechtliche Stärkung der 
Bedürftigen 

Ein weiterer Ansatzpunkt für deutsche EZ könnte 
in Maßnahmen bestehen, die die Bevölkerung an 
die Notwendigkeit sozialer Vorsorge erinnern, ü-
ber Möglichkeiten der Risikoprävention und indi-
viduellen Vorsorge informieren und über die 
Funktionsweise, Berechtigungskriterien und An-
tragsprozeduren der staatlichen Sozialprogramme 
unterrichten. Wie in vielen anderen Ländern ist 
der unzureichende soziale Schutz der Bevölke-
rung auch und vor allem auf das kurzsichtige 
Denken und die Desinformation vieler Ägypter in 
Fragen der sozialen Sicherung zurückzuführen.168 

Ein derartiges Engagement wird im Positionspa-
pier des BMZ (1999a) nicht explizit erwähnt und 

                                                      
167 Auf Basis der Empfehlungen von Klaus Lehrke (GTZ-

Berater) und Alaa Hamed (Weltbank Kairo). 

168 Dies wurde in zahlreichen Gesprächen bestätigt, so von 
Amin Fahim (UEA), Sherif El Diwany (Consultant), Zi-
ad Fleyfel (ALO), Nabil Hakam (NSB), Fatma Ishak 
Ahmed (NSIO), Makram Mina (Complimentary Fund), 
Heba Rashad (AUC), Kamelia Shoukry (AAW), Rabie 
Wahba (Land Center). Vgl. auch Kipre (1996). 

müßte daher auf seine Eignung für deutsche EZ 
geprüft werden. Deutsche EZ hat hier aber kom-
parative Vorteile, die sich vor allem durch die 
Möglichkeiten einer Zusammenarbeit mit den po-
litischen Stiftungen begründen: 

Der erste von zwei denkbaren Ansätzen besteht 
darin, ägyptische NROs bei der Aufklärung und 
Information der Bevölkerung in den Zeitungen 
und im Fernsehen zu unterstützen. Zwar muß hier-
für die Autorisierung der Regierung169 eingeholt 
werden, jedoch wären sie glaubwürdiger, wenn sie 
von NROs gestaltet würden, da ihnen eher ver-
traut wird als dem Staat. Natürlich stellt sich die 
Frage, ob und wie deutsche EZ im Bereich der 
Medien überhaupt Unterstützung leisten kann. Es 
gibt jedoch bereits einen Referenzfall: Die Hanns-
Seidel-Stiftung (HSS) unterstützt die Gestaltung 
altersgerechter Kindersendungen im Fernsehen 
und die entsprechende Ausbildung von Journalis-
ten. Auf die Erfahrungen der HSS könnte zurück-
gegriffen werden; sie wäre auch bereit, beim Auf-
bau von Kontakten mit den TV-Sendern behilflich 
zu sein.170 

Der zweite Ansatz besteht in Seminaren für Mitt-
ler der politischen Bildung (Lehrer, NRO-
Mitarbeiter...) und andere Interessierte. Sie könn-
ten von einer der politischen Stiftungen organi-
siert werden, die Informationen sollten aber von 
Ägyptern aufbereitet werden. Für die Durchfüh-
rung bieten sich die von der HSS eingerichteten 
Nilzentren an, die sich in 28 Städten Ägyptens be-
finden. Dieses dichte Netz von Ausbildungsstätten 
untersteht jetzt dem Informationsministerium und 
wird für die Erwachsenenbildung und für die 
Fortbildung von Beamten genützt. Dabei müßte 
aber sichergestellt sein, daß der Staat zumindest 
nicht alleiniger Veranstalter ist, sondern ein zwei-
ter Partner aus der Zivilgesellschaft beteiligt wird, 

                                                      
169 Professor Elborai hätte keine Probleme gesehen, diese 

Genehmigung von der bisherigen Sozialministerin Tal-
lawy dafür zu erhalten. Nabil Hakam, Präsident der 
NSB, der über gute Kontakte zu Suzanne Mubarak ver-
fügt, wäre bereit, hierfür sein Wort einzulegen. 

170 Gespräch und Briefwechsel mit Johannes Braedt (HSS 
Kairo). 
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um das Vertrauen der Bevölkerung sicherzustel-
len. 

Bei der Durchführung der Seminare wäre an die 
Friedrich-Ebert-Stiftung zu denken,171 da sie (i) 
als NRO nicht unmittelbar mit der staatlichen EZ 
identifiziert wird und somit einen größeren Spiel-
raum hat, (ii) flexibler handeln kann als staatliche 
Agenturen, (iii) in der Zivilgesellschaft einen gu-
ten Ruf hat und (iv) hierbei ihre Kontakte vertie-
fen kann. Dadurch würden sich Synergieeffekte 
auf anderen Ebenen der Kooperation deutscher 
und ägyptischer NROs einstellen. 

Women empowerment und der Schutz alleinste-
hender Frauen sollten bei den Seminaren eine 
zentrale Rolle spielen,172 da sie die soziale Haupt-
risikogruppe in Ägypten sind. Unter den lokalen 
Partnern sollten daher vor allem Frauen-NROs 
sein, beispielsweise die Alliance for Arab Women 
(AAW), die sich auf die Schulung von NRO-
Mitarbeitern spezialisiert hat und hierfür bereits 
eine Lehreinheit über die Ansprüche von Frauen 
auf Sozialleistungen konzipiert hat.173 

Konsequent sollte der nächste Schritt in der prak-
tischen Unterstützung der Sozialversicherten und 
Sozialhilfeempfänger durch NROs bestehen. Er-
weisen sich die Seminare als erfolgreich, so könn-
ten sie um weitere Themen ergänzt werden, die 
die NRO-Mitarbeiter dazu ausbilden 

— Sozialversicherte und die Antragsteller auf 
Sozialhilfe über ihre gesetzlichen Rechte und 
die erforderlichen Prozeduren aufzuklären,  

                                                      
171 Die FES sieht sich hierzu in der Lage, müßte hierfür aber 

mindestens eine zusätzliche Ortskraft einstellen, so Wer-
ner Puschra und Günther Fichtner (FES Kairo). Die HSS 
hingegen verfügt nach Aussage von Johannes Braedt 
(HSS Kairo) trotz ihrer Nilzentren kaum über Erfahrun-
gen mit NROs. 

172 Vgl. auch Weidnitzer (1998), S. 46. 

173 Das Lehrprogramm „Die Frau und das Gesetz“ wird fi-
nanziell vom SFD unterstützt. Es informiert auch über 
das Arbeitsgesetz, internationale Abkommen und Prob-
leme im Alter, vgl. Nagib (1998). Die AAW unterhält 
sieben Filialen und betreut 350 NROs. Gute Kontakte 
hat die AAW auch zur First Lady, Suzanne Mubarak.  

— Frauen frühzeitig daran zu erinnern, daß sie 
z.B. beim Antrag auf Rente oder Sozialhilfe 
einen Personalausweis benötigen, und ihnen 
hierbei Hilfe anzubieten, 

— Analphabeten beim Ausfüllen der Formulare, 
beim ‚Spießrutenlauf‘ durch die Behörden 
und bei der Ausstellung der notwendigen Do-
kumente zu unterstützen, 

— ihnen beim Einklagen ihrer Rechte gegenüber 
Behörden und Gerichten behilflich zu sein 
und  

— geschiedene und verlassene Frauen beim Ein-
klagen ihrer Unterhaltsansprüche gegenüber 
ihrem Mann zu vertreten. 

Auch in diesem Bereich haben einige NROs be-
reits Erfahrungen gesammelt. Beispielsweise in-
formiert das Center for Egyptian Women’s Legal 
Assistance geschiedene Frauen kostenlos über ihre 
Rechte gegenüber dem Ehemann und stellt An-
wälte für juristische Streitfälle zur Verfügung. 
Das Land Centre for Human Rights vertritt Pacht-
bauern, die nach Erlaß des neuen Bodenrechts von 
ihrem Land vertrieben wurden, und hat in einem 
Dorf den Versuch unternommen, eine consultancy 
and advocacy unit für Witwen einzurichten. Der 
Versuch scheiterte, weil die NRO nicht über das 
nötige juristische Fachwissen verfügte und ihr 
keine Mittel zur Fortbildung der eigenen Mitarbei-
ter oder Bezahlung externer Kräfte bereitstanden. 
Größere NROs hätten schon heute die notwendi-
gen Kapazitäten, wenn auch nicht das Know-how, 
für derartige Aktivitäten.174 

Ganz allgemein stellt das capacity building bei 
NROs und das Training ihrer Manager und Mitar-
beiter in den nächsten Jahren eine Schlüsselaufga-
be der EZ dar.175 

                                                      
174 Informationen aus Gesprächen mit Iman Bibars 

(ADEW), Ahmed Elborai (Cairo University), Amin Fa-
him (UEA), Günther Fichtner (FES Kairo), Kamelia 
Shoukry (AAW), Rabie Wahba (Land Center). 

175 Gespräche mit Christian Pollack (GTZ), Werner Puschra 
(FES Kairo), Alaa Hamed (Weltbank Kairo) und Moha-
med Bakry (SFD). Eine Agenda zur Reform des NRO-
Sektors findet sich in Nagi (1998), S. 27.  
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„Enhancing the institutional capacity of 
Egyptian NGOs and building the leader-
ship and managerial capacity of their 
staff members and volunteers was prob-
ably the most frequently mentioned need 
in all the interviews we conducted.“176 

6.3.4 Förderung des Selbsthilfepotentials 
durch Kleinstversicherungs-
projekte 

Im Folgenden wird der deutschen EZ empfohlen, 
Kleinstversicherungsprojekte zu unterstützen. 
Häufig konzentriert sich die EZ auf die staatlichen 
Sicherungssysteme, obwohl diese stets einen Teil 
der Bevölkerung ausgrenzen und so der Sozialhil-
fe überlassen.  

Der Trend im NRO-Sektor geht daher auch zu 
Kleinkreditprogrammen, die nach dem Vorbild 
der Grameenbank arbeiten.177 Die Erfolge auf lo-
kaler Ebene sind ansehnlich, auf nationaler Ebene 
aber bescheiden, da es an flächendeckend tätigen 
NROs und an Intermediären mangelt, die das 
Konzept an andere NROs vermitteln können. Zu-
dem beinhalten Kredite kein Versicherungsele-
ment und müssen nach der Krise zurückgezahlt 
werden. Den Risikogruppen gelingt es zumeist 
nicht, neue Tätigkeiten aufzubauen und dadurch 
so hohe Einnahmen zu generieren, daß sie sich 
hiermit versorgen und noch dazu den Kredit ra-
tenweise zurückzahlen können. 

Eine Alternative besteht in der Förderung dezen-
traler Selbsthilfeansätze. So könnten Partnerschaf-
ten lokaler NROs mit privaten Versicherungsge-
sellschaften beim Aufbau von Kleinstversicherun-
gen unterstützt werden, die sich vor allem an die 
informell Beschäftigten und andere marginalisier-

                                                      
176 Assaad / Rouchdy (1999), S. 87. 

177 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999); Dror / Jacquiers (1998); 
El-Messiri (1994); Geier (1994), S. 4. 

te Bevölkerungsgruppen richten und deren Prä-
mien auch für Arme bezahlbar sind.178 

In Unterkapitel 4.10 wurde gezeigt, warum kom-
merzielle Versicherungen keine Verträge mit 
niedrigen Prämien anbieten: Das Problem liegt 
nicht darin, daß Arme überhaupt keine Beiträge an 
eine Versicherung abführen können, sondern 
vielmehr darin, daß die Prämien für die Armen zu 
teuer sind, da (i) die hohen fixen Kosten für Ver-
waltung und Risikoeintrittsprüfung bei kleinen 
Deckungssummen keine Gewinne erlauben und 
(ii) bei den Armen größere Probleme der asym-
metrischen Information bestehen. Darum haben 
NROs bereits versucht, Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit aufzubauen.179 Sie scheiterten, 
weil sie mit der Berechnung von Beiträgen und 
Leistungen überfordert waren und die Risiken 
nicht ausreichend poolen konnten. 

Die Vorteile zivilgesellschaftlicher und kommer-
zieller Träger von Versicherungen können jedoch 
miteinander verbunden werden, wie das indische 
SEWA-Projekt zeigt (vgl. Kasten 4). Die Idee ist, 
daß der zivilgesellschaftliche Träger (Spargruppe, 
Genossenschaft oder NRO) die Verwaltung, das 
Marketing, die Beitragserhebung, die Risikoein-
trittsprüfung und die Auszahlung der Leistungen 
übernimmt. Ihm entstehen hierbei keine großen 
Kosten, da er ohnehin in Kontakt mit den Versi-
cherten steht und diese so gut kennt, daß er ihre 
spezifischen Risiken kennt und die Probleme der 
asymmetrischen Information auf ein Minimum 
reduziert sind. Auch beim kommerziellen Träger 

                                                      
178 Vgl. Freiberg-Strauß (1999); Gsänger (1993a); Gsänger 

(1994), S. 22; van Ginnecken (1999); Hauck (1999); 
Weidnitzer (1998), S. 40 ff. Gespräch mit Prof. Ahmed 
Elborai (Cairo University). 

179 Eine NRO berichtete von einem ländlichen Sparclub mit 
30 Mitgliedern, die Monatsbeiträge in Höhe von 200 LE 
leisten. Ein Fünftel des Betrages wird nicht wieder aus-
geschüttet sondern fließt je zur Hälfte in einen Versiche-
rungs- und einen Projektfonds, die bei einer Versiche-
rung bzw. Bank angelegt sind. Der Versicherungsfonds 
unterstützt Mitgliedsfamilien beim Unfall oder Tod des 
Verdieners. Der Projektfonds finanziert gemeinschaftli-
che Aufbauprojekte (z.B. Schulausbau) und einkom-
mensgenerierende Unternehmungen (z.B. Gemein-
schaftswerkstatt). 
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fallen kaum Kosten an, da er nur die Überschüsse 
der Versicherung anlegt und den zivilgesellschaft-
lichen Träger rückversichert (dessen Risiken lan-
desweit poolt).180 

Die Funktionsfähigkeit solcher Kleinstversiche-
rungssysteme knüpft aber an vier Bedingungen: 

1. NROs muß die Aufnahme finanzwirtschaftli-
cher Aktivitäten gesetzlich erlaubt sein. 

2. Die Träger müssen über das erforderliche fi-
nanzwirtschaftliche Know-how verfügen.  

3. Die Träger müssen ausreichend stabil sein 
und in ausreichender Reichweite agieren. 

4. Die Adressaten müssen ein ausreichend gros-
ses Vertrauen in die Träger haben. 

Die erste Bedingung stellt nach Ansicht von Ah-
med Elborai, Professor für Arbeitsrecht an der 
Cairo University, kein Problem dar: Zwar müssen 
NROs (nicht so Genossenschaften) eine Geneh-
migung einholen, wenn sie finanzwirtschaftliche 

                                                      
180 Beim kommerziellen Träger könnte auch an die CGC 

gedacht werden, die bereits in einem Kleinkreditprojekt 
die Aufgabe eines Rückversicherers für NROs und Ban-
ken hat und daher über Kontakte verfügt. 

Aktivitäten aufbauen wollen. Diese würde seiner 
Meinung nach aber erteilt, solange sichergestellt 
ist, daß die NRO keinen Gewinn aus dem Versi-
cherungsgeschäft erwirtschaftet und sich nicht be-
reichert. 

Die zweite Bedingung ist in Ägypten nicht a pri-
ori gegeben. Nur wenige ägyptische NROs dürf-
ten derzeit die notwendige Kapazität und das 
Know-how zum Aufbau finanzwirtschaftlicher 
Aktivitäten haben. Hier könnte deutsche TZ an-
setzen, die im SEWA-Projekt wichtige Erfahrun-
gen sammeln konnte (Abbildung 3). Auf Ersuchen 
der NROs könnte sie beratend tätig werden bei 

— der Gestaltung des Rahmenvertrages mit der 
Versicherung,  

— der Gestaltung der Verträge zwischen den 
Versicherten und der NRO  

— dem Umgang mit den üblichen Problemen 
von Versicherungen (moralisches Risiko, ad-
verse Selektion, Trittbrettfahrerverhalten), 

— der Berechnung der Beiträge und Leistungen, 

— der internen Buchführung und Finanzkontrol-
le und 

— der Ausbildung der Mitarbeiter der NROs in 
Fragen der Versicherungswirtschaft. 

Kasten 4: Das SEWA-Konzept 

Ein gutes Beispiel für die Partnerschaft einer NRO mit kommerziellen Versicherungsgesellschaften „ist die Einführung einer an 
die Risiken von armen Frauen angepaßten Versicherung bei [...] SEWA (Self Employed Women’s Association) in Indien. Mitglie-
der von SEWA sind arme Frauen, die im informellen Sektor arbeiten.“ 

Neben einer Bank, einem Gesundheitsdienst und einer Lernstätte verfügt SEWA inzwischen auch über eine Versicherung. 
„SEWA hat Gruppenverträge für ihre Mitglieder bei zwei großen indischen Versicherungsgesellschaften ausgehandelt. Der Ver-
sicherungsschutz umfaßt Schäden am Hab und Gut durch Feuer, Naturkatastrophen und soziale Unruhen, eine Unfall- und eine 
Risikolebensversicherung. Außerdem erhalten die Versicherten bei der Geburt eines Kindes ein einmaliges Mutterschaftsgeld. 
SEWA-Versicherte zahlen ein Drittel der Beiträge; ein Drittel steuert die indische Regierung als Subvention an die zwei indi-
schen Versicherungsträger bei.“ 

Die GTZ beriet SEWA beim Aufbau der Versicherung und Erarbeiten der Versicherungsverträge. Zudem hat die Bundesregie-
rung „im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit ein von SEWA selbst verwaltetes Kapitalvermögen von 566.000 DM bereit-
gestellt. Aus den Zinserträgen wird das letzte Drittel der Versicherung finanziert – das Mutterschaftsgeld, ein kleiner Rückversi-
cherungsfonds und die Verwaltungskosten, die bei SEWA anfallen...“ Nach fünf bis acht Jahren „soll sich die SEWA-
Versicherung aus eigenen Beiträgen finanzieren.“ 

„SEWA klärt die Versicherten über die Versicherungsgesellschaften und die Beitrags- und Leistungsansprüche auf, zieht die Bei-
träge von den Versicherten ein, begleitet die Versicherungsvertreter bei der Schadensfeststellung und nimmt insgesamt dadurch 
der Versicherung einen Teil der Arbeit und des Risikos (und damit der Kosten) ab.“ 

Quelle: Zitate aus BMZ (1996a), S. 5 
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Zudem könnten die Anlaufkosten im Rahmen der 
FZ übernommen werden.181 Nach einer im voraus 
definierten Übergangszeit (z.B. nach fünf Jahren) 
müßte der verbleibende Verwaltungsaufwand aber 
aus den Beitragseingängen finanziert werden. 

Die dritte Bedingung ist nur teilweise erfüllt. Es 
gibt ausreichend stabile NROs, diese agieren aber 
nur in einem engeren Umkreis. Eine überregional 
tätige NRO oder Vereinigung wie SEWA existiert 
in Ägypten nicht. Darum muß das Modell leicht 
modifiziert werden: Ein Verbund miteinander ko-
operierender, regional tätiger NROs könnte an die 
Stelle von SEWA treten. Dies hat die Nachteile, 
daß die Koordination der NROs einen erhöhten 
Verwaltungsaufwand mit sich bringt und eine er-
hebliche zusätzliche Schwachstelle des Projekts 
darstellt. Andererseits hat diese Lösung den Vor-
zug, daß regionale, kleine NROs intensiveren 
Kontakt zu ihren Kunden haben. Eine allgemein 
anerkannte NRO könnte im Auftrag aller NROs 
mit dem Rückversicherer verhandeln und die Zah-
lungen an ihn abwickeln. Die Zwischenschaltung 
eines solchen Intermediärs, würde auch kleinen 
NROs die Teilnahme am Projekt ermöglichen 
(Abbildung 3). 

Die vierte Bedingung stellt einen kritischen Prüf-
stein dar. Im Rahmen dieser Studie konnte nicht 
überprüft werden, ob einigen NROs ein ausrei-
chend großes Vertrauen entgegengebracht wird 
und das Angebot von den Adressaten angenom-
men würde. Zu stark divergierten die Meinungen 
der Befragten. Jedoch kann die Frage ohnehin erst 
in der Praxis abschließend beantwortet werden. 

Wenn die anderen Bedingungen erfüllt sind, käme 
es daher auf einen Versuch an. Solange das staat-
liche Sicherungssystem so lückenhaft und ineffi-
zient ist wie bisher, ist nichts gegen ein lokal be-
grenztes Pilotprojekt einzuwenden. Zwar dürften 
viele Ägypter die Idee mit Skepsis betrachten, ei-
ner NRO Geld für die eigene Absicherung anzu-
vertrauen. Ebenso sehr oder noch stärker wird a-
ber auch der Sozialversicherung mißtraut. Da der 

                                                      
181 Vgl. ILO (1999); Freiberg-Strauß (1999); Jütting (1999); 

Weidnitzer (1998), S. 40 ff. 

Pilottest aber auch mißglücken kann, sollte die FZ 
nicht nur die Anlaufkosten finanzieren sondern 
auch einen Notfallfonds bereitstellen, der die Ver-
sicherten im Notfall in ausreichendem Maße ent-
schädigt. Zumindest während der Anlaufphase ist 
dies wichtig, um das Vertrauen der Zielgruppe si-
cherzustellen. 

Die praktische Umsetzung des Projekts könnte in 
vier Schritten erfolgen:182 

1. Information ägyptischer NROs über das 
SEWA-Experiment: Die Initiative zum Pro-
jekt sollte nicht von der EZ ausgehen, das 
Antragsprinzip muß gewahrt bleiben. Jedoch 
könnte das Interesse der NROs geweckt wer-
den, indem ihre Mitarbeiter im Rahmen der 
o.g. Seminare zu Fragen der sozialen Vorsor-
ge über die Erfahrungen von SEWA infor-
miert werden. 

2. Test des Konzepts in einem Pilotprojekt: Un-
ter den interessierten NROs muß ein lokaler 
Partner ausgewählt werden, der ausreichend 
stabil ist und in Finanzgeschäften zumindest 
über Grunderfahrungen verfügt. Hierfür 
kommen z.B. ABA, das Land Center for Hu-
man Rights, Caritas, CARE Egypt, CEOSS, 
ADEW oder die UEA in Frage. Das Kleinst-
versicherungsprojekt könnte auch an ein 
schon bestehendes micro credit-Programm 
angeschlossen werden. 

3. Übertragung des gelungenen Experiments auf 
andere NROs: Ist das Pilotprojekt erfolgreich, 
so können weitere NROs in das System integ-
riert werden, indem die Pilot-NRO deren 
Mitarbeiter schult und so ihre Erfahrungen 
weitergibt. 

4. Vernetzen der NROs: Eine der NROs, die 
allgemeines Ansehen genießt, nicht aber un-
bedingt mit der Pilot-NRO identisch sein 
muß, übernimmt es, die Vertragskonditionen 
im Namen aller NROs mit dem Rückversi-

                                                      
182 Auf Basis der Ratschläge von Christian Pollack (GTZ 

Kairo), Erhard Voelzke (deutscher WZ-Referent in Kai-
ro), Werner Puschra und Günther Fichtner (FES Kairo), 
Iman Bibars (ADEW) und Kamelia Shoukry (AAW). 
Vgl. auch Dror / Jacquiers (1998); ILO (1999). 
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cherer auszuhandeln und die Zahlungen an 
ihn abzuwickeln. 

Die meisten Gesprächspartner in Ägypten beur-
teilten den beschriebenen Ansatz als brauchbar. 
Dabei wurde deutlich, daß die Scheidung und 
Verwitwung von Frauen vorrangig zu versichern-
de soziale Risiken sind. Daher ist zunächst an 
Frauen-NROs zu denken.  

Als Pilot-NRO kommt aber v.a. die UEA in Fra-
ge, die vor allem im ländlichen Oberägypten aktiv 
und sehr entwicklungsorientiert ist. Nach eigenen 
Angaben verfügt sie mit ihren 1400 Mitarbeitern 
über die notwendigen institutionellen Kapazitäten. 
Selbst Ministerialbeamte werden von der UEA 
unterrichtet. Nur in der Versicherungswirtschaft 
müßten sie noch ausgebildet werden. Die Aus-
wahl der UEA hätte auch den Vorteil, daß das 

micro insurance-Projekt in ein umfassendes Ent-
wicklungsprogramm eingebettet würde, das von 
der Bildungs- und Alphabetisierungsarbeit bis zu 
kleinen Infrastrukturprojekten und der Wohl-
fahrtspflege reicht.183 Gerüchteweise soll aber der 
Präsident der UEA kürzlich abgesetzt worden 
sein, der über Jahrzehnte maßgeblich für die un-
abhängige Arbeit der Vereinigung verantwortlich 
war. Die Regierung hat ihn angeblich durch einen 
Nachfolger ersetzen lassen, der dem Kurs der Re-
gierung näher steht. 

Der Kleinstversicherungsansatz hat eine Reihe 
von Vorzügen: 

                                                      
183 In den Projekten der UEA spielen Frauen eine zentrale 

Rolle, Informationen von Amin Fahim, Präsident der 
UEA. 

Abbildung 3: Mögliches Organisationsschema einer Replikation des indischen SEWA-Modells in Ägypten 
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— Er erinnert die einfache Bevölkerung an die 
Notwendigkeit der sozialen Vorsorge. 

— Er schafft ein Instrument der Vorsorge mit 
Risikoausgleich für einkommensschwache 
Gruppen. 

— Er mobilisiert lokale Ersparnisse, die dem 
Produktionsprozeß als Kapital zur Verfügung 
stehen. 

— Er stärkt die Verhandlungsmacht der Nach-
frager auf dem Versicherungsmarkt durch die 
Bündelung von Interessen. 

— Er fördert das capacity building der NROs 
und stärkt die zivilgesellschaftliche Initiative. 

— Er trägt zum Selbstbewußtsein der Versicher-
ten und der NRO-Szene bei und regt die Mo-
bilisierung der Zielgruppe zu anderen Aktivi-
täten an. 

— Er fördert das Gemeinschaftsgefühl und die 
Solidarität lokaler Gruppen. 

— Vor allem aber führt er dem Staat vor Augen, 
daß die soziale Sicherung ein wichtiges und 
effektives Instrument der Armutsbekämpfung 
ist und daß eine Ausweitung des sozialen 
Schutzes gelingen kann, auch wenn die Ziel-
gruppe nicht vollständig von der Bürokratie 
erfaßt werden kann. 

Jedoch hat der Ansatz auch vier Schwachstellen: 

— Der Staat muß die finanzwirtschaftlichen Ak-
tivitäten der NROs oder Genossenschaften 
zumindest billigen und ihnen Rechtssicher-
heit und einen ausreichend großen Spielraum 
gewähren.  

— Die Vernetzung und Koordination der NROs 
oder Genossenschaften muß funktionieren, 
ohne allzu große Kosten zu verursachen. Zu-
dem müssen die NROs oder Genossenschaf-
ten über eine ausreichend große Stabilität und 
das erforderliche Know-how verfügen, damit 
die Versicherten ihnen vertrauen. Hierzu ist 
ein regelmäßiges follow-up von Seiten der EZ 
erforderlich. 

— Am Projekt müssen sich möglichst viele Ver-
sicherte und NROs beteiligen, damit die Risi-

ken in ausreichendem Umfang gepoolt wer-
den können. 

— Die Adressaten müssen das Versicherungs-
konzept akzeptieren und dürfen sich nicht auf 
die familiäre und nachbarschaftliche Solidari-
tät verlassen. 
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Anhang 

I Tabellen 

Tabelle A1: Verwendung des BIP/ BSP 

Anteile am BIP ( %) 1980/81 1985/86 1990/91 1991/92 1992/93 1993/94 1994/95 1995/96 1996/97 1997/98b

BIP zu Marktpreisen (Mrd. LE) 17 43 111 139 157 175 204 229 256 ? 

Verbrauch 81.6 79.9 83.9 83.0 83.3 84.9 85.0 87.3 85.4 90.8 

Privater Verbrauch 65.0 65.5 72.7 72.6 73.1 74.6 74.5 76.9 75.2 80.5 

Staatsverbrauch 16.6 14.4 11.2 10.4 10.2 10.3 10.5 10.4 10.2 10.3 

Bruttoersparnisbildung 22.7 12.6 3.4 12.8 12.8 13.4 14.2 12.5 15.0 ? 

Interne Ersparnisbildung 18.4 20.1 16.1 17.0 16.7 15.1 15.0 12.7 14.6 ? 

Externe Ersparnisbildung 4.3 -7.5 -12.7 -4.2 -3.9 -1.7 -0.8 -0.2 0.4 ? 

Bruttoinvestitionen 30.4 30.7 21.2 18.2 16.2 16.3 16.7 16.8 17.6 19.3 

privat 9.8 8.5 12.0 10.0 9.1 10.3 10.7 11.2 11.9 13.4 

öffentlich 20.6 22.2 9.2 8.2 7.1 6.0 5.6 5.6 5.6 5.8 

Veränderung des Kapitalstocks ? ? ? ? ? 0.0 0.3 0.0 0.1 0.1 

Veränderung der Vermögens-
position im Ausland a 

? ? ? ? ? -0.9 0.6 -0.4 -6.7 -4.9 

Handelsbilanz ? ? ? ? ? -11.6 -9.5 -14.4 -17.4 -16.4 

Dienstleistungsbilanz ? ? ? ? ? 5.5 4.9 8.3 11.0 6.4 

Suezkanal ? ? ? ? ? 3.1 2.5 3.1 3.3 2.5 

Tourismus ? ? ? ? ? 2.8 2.8 5.0 6.5 4.1 

andere Dienstleistungen ? ? ? ? ? -0.4 0.4 -0.2 -1.2 0.2 

Gastarbeiterüberweisungena ? ? ? ? ? 6.1 5.5 4.2 4.4 4.3 

Offizielle Transfers a ? ? ? ? ? 1.5 1.6 1.1 1.2 1.1 

Nettofaktoreinkommen ohne 
Gastarbeiterüberweisungen a 

? ? ? ? ? -1.4 0.2 0.5 1.0 1.3 

Kapitalbilanz (Abflüsse: +) a ? ? ? ? ? -4.5 -0.9 -1.3 -3.5 -4.6 

Finanzierung (Abflüsse: +) a ? ? ? ? ? 3.6 1.5 0.9 -3.2 -0.3 

a Differenzen beruhen auf dem Zitieren unterschiedlicher Quellen. 

Quelle: IBRD (1999), Appendix, Tab. 3 und 4  

a Nach IMF (1998), Appendix, Tab. 7 – 8 und 45 

b Vorläufige Berechnung 
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Tabelle A2: Lohneinkommensquoten 

Jahr Anteil der Löhne und 
Gehälter am BIP zu Fak-
torkosten 

Anteil der Löhne und 
Gehälter am BIP (ohne 
Landwirtschaft) 

Anteil des intern generierten 
(BIP-Definition) privat 
verfügbaren Einkommens am 
BIP 

Anteil des gesamten (BSP-
Definition) privat verfügbaren 
Einkommens am BIP 

1974 42,4  % ? 52,9  % 54,3  % 

1976 44,7  % ? 57,4  % 61,3  % 

1978 43,0  % 45,0  % 56,5  % 63,1  % 

1979 42,9  % 36,9  % 58,5  % 64,8  % 

1981 44,6  % 42,1  % ? ? 

1985 39,0  % ? ? ? 

1986 42,3  % ? ? ? 

Quelle: IBRD (1991), S. 39 

 
Tabelle A3: Anteil der staatlichen Ausgaben im Sozialbereich am gesamten Staatshaushalt (nach Angaben von El-

Ghonemy) 

(%) Ø 1973-83 1985 1988 1991 1993 

Sozialhilfeprogramme und Zuschüsse zur Sozialversicherung 12,0 11,6 12,0 11,2 10,9 

Staatliches Gesundheitssystem (MOH) 2,5 2,5 2,4 2,7 2,4 

Bildung 9,0 11,3 11,7 13,5 12,3 

SUMME 23,5 25,4 26,1 27,4 25,6 

Quelle: El-Ghonemy (1998), Tab. 10.1 

  
Tabelle A4: Anteil der staatlichen Ausgaben im Sozialbereich am BIP (nach Angaben des Institute for National Planning) 

(%) Ø 

1987 - 89 

 

1990 

Ø 

1991 - 93 

Ø 

1994 - 96 

 

1996 

Subventionen 3,3 3,0 2,5 1,9 1,8 

Gesundheit 1,5 1,7 1,7 1,6 1,7 

Bildung 4,0 4,1 4,3 4,4 4,5 

Sozialhilfe und kommunale Ausgaben 0,1 0,2 0,2 0,2 0,3 

SUMME 9,9 10,3 9,8 10,3 10,3 

Quelle: INP (1998), Tab. 2.4.  
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Tabelle A5: Gesetzliche Beitragssätze der Sozialversicherung für dauerhaft Beschäftigte des privaten/ des öffentlichen/ 

des Staatssektors als Anteil am versicherungspflichtigen Einkommen 

(%) Arbeitnehmer Arbeitgeber Staata Summe 

Rentenversicherung 10 / 10 / 10 15 / 15 / 15 1 / 1 / 1 26 / 26 / 26 

Arbeitsunfallversicherung 0 3 / 2 / 1b 0 3 / 2 / 1 

Krankenversicherung (inkl. Mutterschaft) 1 / 1 / 1 4 / 3 / 3c 0 5 / 4 / 4 

Arbeitslosenversicherung 0 2 / 2 / 0 0 2 / 2 / 0 

Kapitallebensversicherungd (3 / 3 / 3) (2 / 2 / 2) 0 (5 / 5 / 5) 

Summe für Basisgehalt (0-525 LE)f 14 / 14 / 14 26 / 24 / 21 1 / 1 / 1 41 /39 / 36 

Summe für var. Gehalt (525-1025 LE)f 11 / 11 /11 24 / 22 / 19 1 / 1 / 1 36 / 37 / 34 

a Der Staat begleicht zudem alle Defizite des Systems. 
b Unternehmen mit mindestens 500 Beschäftigten entrichten einen Prozentpunkt weniger, wenn sie die entsprechenden Leistun-

gen im Versicherungsfall selber übernehmen. 
c Unternehmen mit mindestens 500 Beschäftigten entrichten drei Prozentpunkte, wenn sie dem Versicherten das Krankengeld im 

Versicherungsfall selber auszahlen. 
d Nur auf Basisgehalt zu entrichten. 

Quelle: IBRD (1997), Bd. III, S. 53; Abd-al-Malik (1998), S. 609 f., 613 f. und 620. 

 
Tabelle A6: Nominale diskretionäre Anhebungen der Renten vom Basiseinkommen im Sozialversicherungssystem für 

dauerhaft Beschäftigte 1980 - 1998 

Jahr ‘81 ‘82 ‘83 ‘84 ‘85 ‘86 ‘87 ‘88 ‘89 ‘90 ‘91 ‘92 ‘93 ‘94 ‘95 ‘96 ‘97 ‘98 

Anhebung 
(in  %) 

10 ... ... 5 5 0 20 15 15 15 15 20 10 10 10 10 10 10 

Niveau 
(1980 = 
100) 

110 110 110 116 122 122 146 168 193 222 256 307 337 371 408 449 494 543

Quelle: IBRD (1993a), Bd. III, S. 200; ILO (1998), S. 21. 
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Tabelle A7: Deckungsgrad, Beitragsniveau, Leistungsniveau und Altersquotient der verschiedenen Sozialversicherungs-

systeme 1997a 

Gesetz Nr. 79 
(1975) 

Nr. 108 
(1976) 

Nr. 50 
(1978) 

Nr. 112 
(1980) 

dauerhaft Beschäftigte im Bevölkerungsgruppe 

Staatssektor öffentlichen 
Sektor 

privaten Sek-
tor 

Selbständige Ägyptische 
Gastarbeiter 
im Ausland 

Temporär 
Beschäftigte 

Gesetzlich erfaßte Bevölkerung  
(in 1000) 

3781 1260 4190 1716 79 5834 

Beitragszahler (in 1000) 3781 1260 1762 1186 14 767 

Tatsächlicher Deckungsgrad 100  % 100  % 42  % 69  % 18  % 13  % 

Durchschnittlicher Beitrag (LE p.a.) 108 117 147 11 9 

Durchschnittliches Versicherungs-
pflichtiges Einkommen (LE p.a.) 

4164 3664 2148 792 1896 ? 

Durchschnittliche Beitragszeit  
(in Jahren) 

? 17,9 7,2 10,0 8,0 ? 

Zahl der Altersrentner (in 1000) 386 318 136 140 1 632 

Altersquotient  
(Altersrentner/ Beitragszahler) 

10  % 25  % 8  % 12  % 5  % 82  % 

Durchschnittliche Altersrente  
(LE p.a.) 

4272 3900 1716 756 2028 408 

Durchschnittliches Rentenniveau 
(Altersrente/ letztem Einkommen) 

103  % 107  % 80  % 95  % 107  % 6300  % 

Verhältnis Leistungen / Beiträge oh-
ne Ausgaben für Rentenanpassungen 

55  % 43  % 23  % 95  % 107  % ? 

PAYG cost rateb 17  % 39  % 5  % 15  % 5  % - 

a Ohne die „alternativen Systeme“ unter Gesetz Nr. 64.1980. 
b Verhältnis der aggregierten Auszahlungen (Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenrenten) zur Summe der individuellen ver-

sicherungspflichtigen Einkommen 
B = Basiseinkommen; V = variables Einkommen; Z = Zuzahlungen. 

Quelle: ILO (1998b), Tab. A.5; IBRD (1997), Bd. III, S. 50 ff. 
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Tabelle A8: Theoretischer und tatsächlicher Deckungsgrad der Sozialversicherungssysteme 1997 

Versicherungsschutz Beschäftigtengruppe erfaßte 
Bevölkerung 
(in 1000) 

Anteil an 
allen 
Beschäftigten

Beitragszah-
ler (in 1000) 

Tatsächlicher 
Deckungs-
grad 

Beitragssätze

Rente Arbeit-
sunfall 

Gesun
dheit 

Arbeits
losigk.

dauerhaft Beschäftigte 
im Staatssektor 

3781 23  % 3781 100  % 35  % (B) /
30  % (V) 

X X X - 

dauerhaft Beschäftigte 
im öffentlicher Sektor 

1260 8  % 1260 100  % 36  % (B) /
31  % (V) 

X X X X 

dauerhaft Beschäftigte 
im Privatsektor 

4196 

 

28  % 1763 42  % 40  % (B) /
35  % (V) 

X X z.T. X 

Selbständige 1716 10  % 1184 69  % 15  % X - - - 

Gastarbeiter 79 1  % 14 18  % 22,5  % X - - - 

temporär Beschäftigte 5834 35  % 758 13  % 1 LE pro 
Monat 

X - - - 

Summe 16860 102  % 8760 53  %  53  % 40  % 37  %a 16  %

a Mit privaten Krankenversicherungen: ca. 42  %. Jedoch sind die Angehörigen nicht mitversichert. Als Anteil an der gesamten 
Bevölkerung liegt der Versicherungsgrad bei 27  % (ohne private Anbieter) und dürfte mit privaten Krankenversicherungen bei 
etwas über 30  % liegen. 

Quelle: ILO (1998b), S. 25 f. und Tab. A.12 

 
Tabelle A9: Anteil der Einnahmen, Ausgaben und Reserven der Sozialversicherung am BIP 

(%) Beiträge Leistungen Staatliche  
Zuzahlungen 

Überschuß Reserven 

1985/86 5,1 2,5 1,2 5,8 38,2 

1986/87 4,4 2,3 1,0 5,1 36,6 

1987/88 4,3 2,3 0,9 5,6 36,2 

1988/89 4,0 2,2 1,0 4,8 33,9 

1989/90 3,6 2,0 0,9 4,6 31,7 

1990/91 3,5 2,1 1,0 4,5 31,9 

1991/92 3,1 2,1 1,1 3,6 29,0 

1992/93 3,3 2,2 1,3 4,5 30,2 

1993/94 3,5 2,5 1,5 5,4 32,5 

1994/95 3,5 2,5 1,5 5,3 33,1 

Quelle: IBRD (1997), Bd. III, S. 51 
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Tabelle A10: Finanzielle Situation der Sozialversicherung im Vergleich mit anderen Weltregionen 

(%) Gesetzlicher  
Deckungsgrad 

Abhängigkeitsrate 
(Rentner/ Beitragszahler)

Altersrentner / Bevölke-
rung über 60 Jahre 

Einwohner über 60 / 
Einwohner 20 - 59 Jahre 

OECD-Länder 93,9 39,2 84,1 34,0 

Lateinamerika 38,3 21,0 30,8 18,0 

Asien 23,5 11,4 22,3 13,5 

Afrika 6,4 8,5 24,0 12,5 

Vorderer Orient 41,3 27,5 57,5 13,5 

Ägypten 83,1 37,7a 34,3 / 73,9b 14,4 

a nur Altersrentner: 28  %, vgl. Vittas (1997), S. 16. Altersabhängigkeitsrate: 14  % 

b ohne / mit überlebenden Witwen, die jünger oder älter als 60 sein können 

Quelle: IBRD (1997), Bd. III, S. 52 

 
Tabelle A11: Überschüsse der Sozialversicherung im Vergleich mit anderen Weltregionen 

Region Ausgaben  
( % des BIP) 

Einnahmen  
( % des BIP) 

Überschuß  
( % des BIP) 

Überschuß  
( % der Einnahmen) 

OECD 9,2 9,1 -0,1 -1,1 

Lateinamerika 2,0 2,4 0,4 16,7 

Osteuropa 8,0 7,9 -0,1 -1,3 

Afrika 0,5 0,7 0,2 28,6 

Asien 1,9 5,2 3,3 63,5 

Vorderer Orient 2,8 4,4 1,6 36,4 

Ägypten 2,5 7,7 5,2 67,5 

Quelle: IBRD (1997), Bd. III, S. 55 

 
Tabelle A12: Finanzierungsquellen der National Investment Bank (NIB)  

(Mio. LE) 1990 - 1991 1991 - 1992 1992 - 1993 1993 - 1994 1994 - 1995 Summe 

Sozialversicherungsfonds 4.309 5.284 6.388 7.671 9.277 32.928 

Postsparkonten 110 167 174 439 658 1.547 

Investmentzertifikate 718 257 2.181 4.688 5.994 13.838 

Gewinne der NIB 934 1537 100 984 3.475 7.030 

Kreditaufnahme 269 827 628 529 810 3.063 

Sonstige  139 133 84 55 334 744 

Summe 6.477 8.203 9.555 14.365 20.548 59.150 

Quellen: IBRD (1997), Bd. III, S. 56 
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Tabelle A13: Umfang und Effizienz der ausgewiesenen indirekten und direkten Transfers (Subventionen und Sozialhilfen)

Verteilungswirkung Programm Umfang 
(Anteil am 

BIP) 

E-Effizienz Nutznießer 
(Anteil an 
Bevölke-

rung) 

Nutznießer 
(Anteil an 
Armen) 

F-Effizienz 

Ausgaben 
für reichste 
21 % der 
Bevölker. 

Ausgaben 
für ärmste 
50 % der 
Bevölker. 

Nahrungsmittelsubv. 5,10 % mäßig 87 % ≈ 100 % hoch 27 % 44 % 

Stromsubventionen 2,35 % niedrig (100 %)b ca. 85 %b niedrig 39 % 34 % 

Wassersubventionen 4,90 % niedrig (100 %)b ca. 45 %b niedrig n.a. n.a. 

Öl- und Gassubventionen 7,30 % sehr niedr. n.a. n.a. sehr niedr. 70 % n.a. 

Bildungsausgaben 4,90 % mäßig 100 % <100 % sehr hoch n.a. n.a. 

Gesundheitsausgabenc 1,12 % hoch n.a. n.a. sehr hoch n.a. n.a. 

Sozialhilfe 0,15 % sehr hoch 5 % 16 % sehr hoch 0 % 100 % 

Sozialversicherungd 4,90 % mäßig n.a. n.a. niedrig n.a. n.a. 

Summea 30,72 %       
a Nach anderen Angaben lagen die Subventionsausgaben nur „über 13 % des BIP“. Der Anteil aller ausgewiesenen Ausgaben für 

Subventionen sank bis 1998 auf ca. 2,3 % des BIP. 
E-Effizienz: Die Ausgaben der Maßnahme kommen nur der Zielgruppe zugute, d.h. hier: nur den armen, nicht den wohlhabenden 
Haushalten, vgl. Harik (1992), S. 489. 
F-Ineffizienz: Alle Angehörigen profitieren von den Maßnahmen, d.h. hier: alle armen Haushalte  

Quelle: Weidnitzer (1998), Tab. 9; EIU Country Profile 1998-99; Harik (1992), S. 487f  

b eigene Berechnungen 

c El-Ghonemy (1998), Tab. 10.1 

d ILO (1998b) 

 
Tabelle A14: E- und F-Ineffizienzen der Lebensmittelsubventionen Mitte der 80er Jahre 

 Stadt Land 

Personen ohne Lebensmittelkartena 4,5  % 7,0  % 

F-Ineffizienz: Anteil nicht profitierender Bedürftiger (untere 75  %) 7  % 

F-Ineffizienz: Anteil nicht profitierender Armer (untere 25  %) 15  % 

F-Ineffizienz: Nichtverfügbarkeit subventionierten Brotes 21,7  % 74,7  % 

E-Ineffizienz: Anteil der Nettoausgaben für Nicht-Arme (oberste drei Einkommensquartile 55,7  % 75,0  % 

E-Ineffizienz: Anteil der Nettoausgaben für Reiche (oberstes Einkommensquartil) -5,2  % 22,9  % 

a Anteil an Bevölkerung sehr niedrig, daher kein Indiz für F-Ineffizienz 

Quelle: Cornia / Stewart (1995), Table 4.5 und Table 4.10 
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Tabelle A15: E- und F-Ineffizienzen der Lebensmittelsubventionen Mitte der 90er Jahre 

 Zucker Öl Brot Mehl 

Nutznießera + - + - + - + - 

Arme 21,0 2,7 16,3 9,2 14,4 9,3 12,2 11,4 

Mittelreiche 41,7 5,3 34,0 16,2 28,8 18,2 21,6 25,5 

Reiche 20,1 9,2 15,6 8,5 17,7 11,6 8,1 21,2 

Summe 82,8 9,2 15,6 8,5 17,7 11,6 8,1 21,2 

a Anteil an Gesamtbevölkerung in Prozent, der in die Einkommenskategorie fällt und von der Subvention profitiert (+)/ nicht 
profitiert (-). 

Quelle: INP (1998), Fig. 5.8. 

 
Tabelle A16: Finanzierung des SFD  

(Mio. US $) 1. SFD 2. SFD 

 Darlehen (zugesagt) Darlehen (ausgezahlt) Zuschuß (zugesagt) Zuschuß (ausgezahlt) Zusagen 

Ägypten - - 60 60 174 

IDA 155 146 - - 120 

UNDP - - 6 6 14 

Arab Funds 46 46 - - 170 

EU - - 229 229 200 

UAE 50 50 - -  

Kuwait 46 46 - -  

Deutschland 14 6 56 27  

China 10 0 - -  

Niederlande - - 10 9  

Irland - - 3 3  

Dänemark - - 2 2 97 

Österreich - - 5 5  

Schweiz - - 30 22  

Schweden - - 8 8  

Frankreich - - 12 2  

Kanada - - 2 0  

Norwegen - - 2 2  

SUMME 321 294 746 664 775 

Quelle: SFD (1993a); IDA (1996) 
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Tabelle A17: Schaffung von Arbeitsplätzen durch das erste SFD-Projekt 1992 - 1997 

Programm Public Works Community 
Development 

Enterprise 
Development 

Employment 
and Retraining 

Institutional 
Development 

SUMME 

Σ 8.194 13.453 1.000 150 - 22.797 Temporäre 
Jobs p.a. 2.892 4.748 353 53 - 8.046 

Σ 410 7.0741 40.696 966 - 112.813 Permanente 
Jobs p.a. 145 2.4970 14.363 341 - 39.816 

Σ 8.604 8.4194 41.696 1.116 - 135.610 Jobs zu-
sammen p.a. 3.037 2.9716 14.716 394 - 47.862 

ΣΣΣΣ 29.348 49253 137.597 3.767 - 221.994 

bis 
Okt 
93a 

Kosten 
(Td. LE) pro Job  3,411  0,585  3,300  3,375 -  1,637 

Σ 23.964 13.314 59.040 2.947 351 109.616 Temp. Jobs 

p.a. 4.793 2.663 11.808 589 70 21.923 

Σ 2.824 92.555 153.514 2.172 - 251.065 Perm. Jobs 

p.a. 565 18.511 30.703 434 - 50.213 

Σ 26.788 115.869 212.554 5.119 351 360.681 Jobs zus. 

p.a. 5.358 45.174 42.511 1.024 70 72.136 

ΣΣΣΣ 488.016 244.606 1.124.755 123.096 131.773 2.112.236 

bis 
Dez 
96b 

Kosten 
(TD. LE) pro Job  18,217  2,111  5,292  24,047  

- 
 5,856 

Quelle: a Licari (1997), S. 20; b Kheir-el-Din (1998), S. 33 

 
Tabelle A18: Schaffung von Arbeitsplätzen durch den SFD 

 Zusagen Auszahlungen 
(Mio. LE) 

Geschaffene 
Arbeitsplätze 

Kosten pro Job 
(in LE) 

Enterprise Development 51,2 % 1.125  53,3 % 212.554 58,9 % 2.111 

Public Works 23,9 % 488 23,1 % 26.788 7,4 % 18.217 

Community Development 12,9 % 245 11,6 % 115.869 32,1 % 5.292 

Employment & Retraining 6,2 % 123 5,8 % 5.119 1,4 % 24.047 

Institutional Development 5,8 % 132 6,3 % 351 0,1 % - 

SUMME (Mio. LE) 2.609 2.112 100 % 360.681 100 % 5.856 

Quelle: Kheir-el-Din (1998), S. 10, 33; Licari (1997), S. 20. 
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Tabelle A19: Gesundheitsindikatoren 

Jahr 1960 1978 1987 1997 

Bevölkerung (in Mio.) 25,8 39,8 49,6 62,4 

Anteil Landbevölkerung 60,0  % 55,5  % 56,1  % 57,0  % 

Rohe Geburtenrate 4,50  % 3,74  % 3,93  % 2,7  % 

Rohe Sterberate 2,00  % 1,05  % 0,87  % 0,8  % 

Wachstumsrate 2,50  % 2,69  % 3,06  % 1,9  % 

Kindersterblichkeit 17,90  % 8,50  % 4,42  % 3,80  % 

Sterblichkeit von Müttern bei Geburtb   0,32  % 0,16  % 

Lebenserwartung (in Jahren) 52,2 56,5 61,0 67,0 

Zugang zu gutem Trinkwasser   75,0  % 86,2  % 

Anteil unterernährter Kinder unter 12 Monaten   8,4  % 10,0  % 

Diphteriefälle / 1 Mio. Einwohner  8  5a  

Tuberkulosefälle / 1 Mio. Einwohner  157  8a  

Bilharziosefälle / 1 Mio. Einwohner  197  112a  

Ärzte (pro 10.000 Einwohner)   13,2 19,6 

- davon MOH  3,8 7,3  

Zahnärzte (auf 10.000 Einwohner)    2,5 

- davon MOH  0,6 1,1  

Apotheker (auf 10.000 Einwohner)    5,6 

- davon MOH  0,6 0,7  

Krankenpfleger (auf 10.000 Einwohner)   12,7 19,6 

- davon MOH  6,7 8,4  

Betten (auf 10.000)  2,1 2,0  

- davon MOH  1,4 1,2  

Geimpfte Kinder bis 2 Jahre   90  % 91  % 

a 1992 
b Stephen (1992), Tab. 2; IDA (1998), S. 2 

Quelle: Alonso-Gamo / El-Erian (1996), Anhang; INP (1998), Tab. 4.1; Khallaf (1990), S. 68, Tab. 1; Rafeh (1997), S. 3; Rich-
mond / Norris (1988), S. 76; UNDP (1998) 
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Tabelle A20: Armutsorientierung staatlichen ägyptischen Handelns 

Kriterium Parameterwert Veränderung Bewertung 

Wachstumsorientierung 
der Politik 

PKW: 4-6 % p.a. 

Inflation: 4 % 

gestiegen 

stark gesunken 

sehr gute Performance, Kooperation mit IWF und 
Weltbank, hohes Bewußtsein der Verantwortlichen 

Beschäftigungsorientie-
rung der Politik, Ar-
beitsmarktpolitik 

Arbeitslosigkeit:  min-
destens 12 % 

Verschlechterung schlechte Ergebnisse, aber hohes Bewußtsein der 
Verantwortlichen, beschäftigungspolitische Maß-
nahmen (ABM, sozialverträgliche Entlassungen, ar-
beitsplatzschaffende Maßnahmen) 

Staatliche Investitionen 
ins Humankapital 

7 % des BIP 
 

Kindersterblichkeit: 
3,8 % 
Einschulung: 94 % 

steigend, effizienter 
verteilt 

sinkend 
 
leicht steigend 

gute Ergebnisse, verhältnismäßig hohes Bewußtsein 
der Verantwortlichen, viele konkrete Maßnahmen 
zur Steigerung der Gerechtigkeit und Effizienz 

soziale Geld- und Fiskal-
politik 

indirekte Steuern <9 % 
des Budgets 
Budgetdefizit: 1 % 
 

Realer Sollzins: 7 % 
Ausgaben für soziale Si-
cherung: 6 % des BIP 
 
 
Militärausgaben: 6 % des 
BIP 

leicht steigend 
 
gesunken 

 
gesunken 

stark gesunken, aber 
effizienter verteilt 
 
 
leicht sinkend 

hohe Bedeutung neutraler Gewinne und direkter 
Steuern, zunehmende Effizienzorientierung, 
niedrige Inflation, niedriges Budgetdefizit, gesunke-
ne Zinsen 

 
schlechte Ergebnisse (steigende Armut), aber hohes 
Bewußtsein der Verantwortlichen, wenige konkrete 
effiziente Maßnahmen von Seiten der Regierung, je-
doch viele von Seiten der Geber 
anhaltende Überreglementierung des Arbeitsmarkts 

Streben nach sektorüber-
greifender Sozialstrategie 

bisher begrenzt erste Ansätze MISA strebt Reformen an. Dabei hat es sich Effi-
zienz und Verteilungsgerechtigkeit als Kriterien zu 
eigen gemacht. Bisher keine konkreten Maßnahmen. 

Marktfreundliche Wirt-
schaftsordnung 

Privatsektor: 68 % aller 
Investitionen 

steigend Abbau der Handelshemmnisse und Preiskontrollen, 
jedoch anhaltend starke Überreglementierung in der 
Praxis, v.a. bei Genehmigungsverfahren 

Rechtssicherheit, 
Korruptionsbekämpfung 

Effizienz der Verwaltung 

unzureichend 
unzureichend 

unzureichend 

 
keine Verbesserung 

Bemühungen der Regierung wenig konkret, keinerlei 
Auswirkungen in der Praxis 

Gleichberechtigung der 
Frauen 

Einschulung bei Mäd-
chen: 89 % 

- gesetzlich gegeben, in der Praxis grobe Mängel, 
kaum Bemühungen zur Verbesserung 

Gleichberechtigung von 
Randgruppen 

gegeben  keine gravierende staatliche Diskriminierung regist-
riert 

Bevölkerungspolitische 
Maßnahmen 

Bevölkerungswachstum 
= 1,9 % 

sinkend Bewußtsein des Problems bei Verantwortlichen; 
konkrete staatliche Maßnahmen nehmen zu 

Rahmenbedingungen für 
private Sicherung 

Lebensversicherungs-
prämien: 0,5 % d. BIP 

leicht steigend Bewußtsein und Anstrengungen zur Verbesserung 
deutlich erkennbar, jedoch Zögern bei konkreten 
Maßnahmen (Privatisierungen, wirksame Aufsicht) 

Rahmenbedingungen für 
Initiativgruppen 

NRO-Gesetz 32 ersetzt Verschärfung oder 
Liberalisierung? 

Bisher ist nicht erkennbar, ob das neue NRO-Gesetz 
in der Praxis noch schärfer ist oder den NROs größe-
ren Spielraum läßt 

Subsidiarität staatlicher 
Sicherung 

Beiträge bis 40 % des 
Lohnes 

keine Veränderung Staat beansprucht nach wie vor alleinige 
Verantwortlichkeit für Sozialpolitik, jedoch wird 
dies auch von breiten Teilen der Bevölkerung 
erwartet Dezentralität staatlicher 

Sicherung 
regionale Sozialausgaben 
= 0 

keine Veränderung Bereitschaft, Kompetenzen an Gouvernorate abzu-
treten, wird größer (v.a. in Weltbankprojekten) 

Quelle: Kriterien gemäß BMZ (1994a); BMZ (1999c)  
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Tabelle A21: Mängel der Systeme der sozialen Sicherung und empfohlene Reformen 

Reform durch Staat und/oder EZ System Mängel 

(Effizienz, 
Verteilungswirkung) 

Ziele Maßnahmen Aussichten 

Solidargemein-
schaften 

– rückläufiger Umfang 
– keine starke Umvertei-

lung, da Arme Armen 
helfen 

– sichert nur gegen kurz-
fristig wirksame Risiken  

– Umfang steigern 
Umverteilung stärken 

– Solidarität durch Medien-
kampagnen fördern 

schlecht 

Ğamaciyyāt – kein Risikoausgleich 
– keine Umverteilung 
– sichert nur gegen kurz-

fristig wirksame Risiken 

– Versicherungselement in-
tegrieren 

– Förderung von Versiche-
rungsvereinen auf Gegen-
seitigkeit mit Risikofonds 
oder Rückversicherung 

kaum durchführ-
bar, 
riskant, da Ge-
fahr der Erosion 
der Ğamaciyyāt 

NRO-Arbeit – z.T. schlecht organisiert 
und vernetzt 

– Organisations- und Fi-
nanzierungsprobleme 
durch rigides Vereinsge-
setz 

– z.T. unzureichende Ori-
entierung an Bedarf der 
Armen 

– capacity building 
– Stabilität und Effizienz 
– Kooperation unter NROs 

und mit Staat verbessern 
– Einnahmen steigern 
– Finanzaktivitäten aufbau-

en 
– stärkere Armutsorientie-

rung 

– Schulung der NRO-Mitar-
beiter, Beratung durch EZ 

– Strukturen für Kooperation 
finanziell unterstützen 

– Vereinsgesetz liberalisieren 
– Bewußtsein für soziale 

Probleme verbessern  

geringer Effekt 

Kleinstversiche-
rungen 

– nicht vorhanden – Aufbau durch NROs oder 
Genossenschaften för-
dern 

– Beratung und Schulung 
– Finanzierung der Anlauf- 

kosten 
– Bereitstellung von Notfall-

fonds 

großer Effekt, va. 
für Ärmste, 
logistische und 
evtl. rechtliche 
Probleme 

Rentenversiche-
rung 

– ungleicher Schutz 
– niedriger Deckungsgrad 
– niedrige Rendite 
– niedrige Leistungen 
– auf Dauer nicht finan-

zierbar 

– Diskriminierung abbauen 
– Deckungsgrad steigern 
– Rendite verbessern 
– Verluste abbauen 
– Finanzierbarkeit sichern 

– Schutz ausweiten  
– Informationskampagnen  
– neue Rentenformel 
– Verwaltungsreform 
– neue Investitionspolitik 

großer Effekt, 
geringer Auf-
wand, 
Politik nicht zu 
Reformen bereit 

Arbeitslosenver-
sicherung 

– niedrige Leistungen 
– auf Dauer nicht finan-

zierbar 
– viele nicht versichert 

– Abbau der Arbeitslosig-
keit statt Verbesserung 
der Versicherung 

– Kleinkreditprogramme 
– Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahme 
– Steigerung des Wachstums 

großer Effekt, 
Erfolg hängt eher 
von Wirtschafts-
politik ab 

Gesundheitssek-
tor 

– diskriminierende Res-
sourcenverteilung  

– hohe private Ausgaben 
– auf Dauer nicht finan-

zierbar 
– Mangel an Koordination 
– schlechte Qualität 
– Vernachlässigung der 

primären Versorgung 

– einheitliches System mit 
gleichem Schutz für alle 

– finanzielle Konsolidie-
rung 

– Koordination der Anbie-
ter 

– bessere Versorgungsqua-
lität 

– Stärkung der primären 
Versorgung 

– Dezentralisierung und 
Neuaufbau der Versiche-
rung 

– Versicherungspflicht f. alle 
– höhere Beiträge und Ge-

bühren 
– Neuaufbau von Gesund-

heitsstationen 
– nichtdiskriminierendes Re-

ferenzssystem 

Reform ist be-
reits angelaufen.
 
Effizienzsteige-
rung je nach 
Zielrichtung bes-
sere oder 
schlechtere 
soziale Effekte. 
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Fortsetzung Tabelle A21: Mängel der Systeme der sozialen Sicherung und empfohlene Reformen 

Subventionen – hohe Verwaltungskosten 
– starke negative Anreize 
– Reiche profitieren stärker 

– Verluste abbauen, 
– mehr Nutzen für Arme 

– Abschaffung der Subventi-
onen auf Nichtlebensmittel 

hohe Einsparun-
gen ohne negati-
ve soziale Effek-
te 

Sozialhilfe – niedrige Sozialhilfe 
– nur wenige Empfänger 
– Verluste durch Duplizie-

rung bei Programmen, 
einige nicht bezugsbe-
rechtigt 

– höhere Sozialhilfen 
– mehr Empfänger 
– besseres targeting 
– bessere Koordination 

– Volumen aufstocken 
– Bezugsberechtigung auf 

Bedürftigkeit abstimmen, 
besser koordinieren 

– Datenaustausch verbessern 

große Effekte, 
aber sehr hoher 
Aufwand 

Kapitalmarkt und 
Bankensektor 

– niedrige und stark kon-
zentrierte private Erspar-
nisbildung 

– Haushalte sparen nicht in 
Banken 

– Arme erhalten keine 
Kredite 

– keine Kredite für soziale 
Notfälle 

– Ersparnisbildung steigern 
– Ersparnisbildung der 

Armen in Banken för-
dern, damit Kapital in 
Volkswirtschaft nutzbar 
wird und bei sozialen 
Krisen liquide gemacht 
werden kann 

– Kreditaufnahme durch 
Arme erleichtern 

– höhere Habenzinsen 
– Liberalisierung des Mark-

tes, 
– bessere Marktaufsicht 
– liberalere Kreditvergabe 

(seltener Sicherheiten)  
– Mikrokreditprogramme 

Maßnahmen 
können nur 
schwer politisch 
angeordnet wer-
den 
nützen den Ar-
men nur wenig 

Versicherungen – keine Angebote für Arme – Angebot für Arme ver-
bessern 

– Liberalisierung des Mark-
tes, 

– bessere Marktaufsicht 
– Kleinstversicherungen 

(s.o.) 

den Armen nüt-
zen nur Kleinst-
versicherungen, 
diese können nur 
in Kooperation 
mit lokalen Trä-
gern aufgebaut 
werden 

Rahmenbedin-
gungen 

– Selbsthilfepotential und 
Vorsorge behindert 

– Problem bei Investition 
der Sozialversicherungs-
rücklagen  

– niedriges Lohnwachstum 
– hohe Arbeitslosigkeit 
– schlechter Bildungsgrad 
– hohes Bevölkerungs-

wachstum 
– Gefahr des Landbesitz-

verlustes 
– ungleiche Verteilung des 

Kapitals und Bodens 
– Ineffizienz, Korruption 

der Verwaltung 

– Selbsthilfepotential und 
Vorsorge fördern 

– Förderung der 
Ersparnisbildung, 

– Förderung des Produk-
tivkapitals der Armen  

– Lohnwachstum und Be-
schäftigung fördern 

– Bildungsgrad steigern 
– Bevölkerungswachstum 

senken 
– Schutz vor Verlust des 

Landbesitzes 
– Ineffizienz, Korruption 

der Verwaltung abbauen 

– Steigerung der Produk-
tivität und Exporte,  

– Förderung des Produk-
tivkapitals der Armen, 

– Familienpolitik, 
– Reform der Verwaltung 

und Rahmengesetzgebung  
– Verbesserung des 

Bildungssystems 
– Landreform 
– neues Pachtgesetz revidie-

ren 
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II Die gesetzlichen Bestimmungen der 
Sozialversicherung 

Die Verfassung der Arabischen Republik Ägypten 
erklärt die soziale Sicherung ihrer Bürger in Arti-
kel 17 zu einem zentralen Ziel: 

„Gemäß dem Gesetz sorgt der Staat für 
Dienste der Sozial- und Gesundheitsver-
sicherung sowie für Leistungen bei Inva-
lidität, Arbeitslosigkeit und Altersrenten 
für alle Bürger.“  

Die erste Säule einer modernen institutionalisier-
ten Sozialversicherung war – wie in vielen Län-
dern – die Arbeitsunfallversicherung. Sie wurde 
1936 auf Anregung der ILO durch Gesetz Nr. 64 
für Arbeiter im öffentlichen Sektor ins Leben ge-
rufen184 und 1958 durch Gesetz Nr. 202 ausgebaut 
und auf weitere Bevölkerungsgruppen ausgewei-
tet. 

Unter Nasser wurde 1953 mit Gesetz Nr. 
316.1992 eine Altersversicherung mit einmaligen 
Pauschalleistungen für Beamte eingeführt, die 
durch Gesetz Nr. 419 von 1955 auf Angestellte 
und Lohnempfänger ausgeweitet wurde. Gesetz 
Nr. 92 von 1959 wandelte die Pauschalleistungen 
bei Tod und Invalidität in regelmäßige Rentenzah-
lungen um.  

Gesetz Nr. 63 von 1964 führte schließlich auch 
eine Kranken- und Arbeitslosenversicherung 
ein.185  

Das heutige Sozialversicherungssystem beruht 
hauptsächlich auf ergänzenden und konsolidieren-
den Gesetzen aus der zweiten Hälfte der 70er und 
ersten Hälfte der 80er Jahre (Gesetze Nr. 79.1975, 
108.1976, 50.1978, 112.1980, 47.1984). Es wurde 
aber sukzessive durch ad hoc Dekrete umgebaut. 

Das System wird von der National Social Insur-
ance Organisation (NSIO) durch zwei Fonds ver-

                                                      
184 Vgl. ISRC (1994). 

185 Vgl. Azer (1988); Chiffoleau (1993), S. 120 ff.; Hakam 
(1995), S. 130 ff. 

waltet: den Public and Private Sector Fund und 
den Government Sector Fund. Die NSIO wird von 
einem Aufsichtsrat geleitet, dem der Minister for 
Insurance and Social Affairs vorsitzt und in dem 
auch die Vorsitzenden der beiden Fonds, der Prä-
sident der Nasser Social Bank und Vertreter der 
Gewerkschaften und Arbeitgeber angehören.  

Die NSIO ist für die Verwaltung von vier ver-
schiedenen Subsystemen zuständig: 

— dem General Social Insurance Scheme für 
permanent Beschäftigte im privaten, öffentli-
chen und Staatssektor, 

— dem Comprehensive Social Insurance System 
für temporär Beschäftigte, 

— einem separaten System für Selbständige und 

— einem freiwilligen System für ägyptische 
Arbeitnehmer im Ausland. 

Daneben bestehen beitragsfreie, vom Fiskus fi-
nanzierte Sicherungssysteme für einige Gruppen 
der Ministerialbürokratie und für die Militärs (die 
sogenannten „kollektiven Sicherungssysteme“). 
Gewerkschaftsmitglieder und Arbeitnehmer in 
großen Unternehmen dürfen sich z.T. privat versi-
chern. 

Für die Erbringung der medizinischen Leistungen 
der Sozialversicherung, in deren Genuß nur die 
dauerhaft Beschäftigten kommen, ist die Health 
Insurance Organisation zuständig. Ihr Verwal-
tungsrat setzt sich ebenfalls aus Vertretern der 
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Regierung 
zusammen. Die Krankenversicherungsbeiträge 
werden der HIO von der NSIO überwiesen. 

a. Das Sozialversicherungssystem für 
permanent Beschäftigte 

Gesetz Nr. 79 von 1975 (das „General Law“) fin-
det Anwendung auf alle Beschäftigten des Staats-
apparats, des öffentlichen Unternehmenssektors 
und die über 18jährigen dauerhaft Beschäftigten 
des privaten Sektors. Es sieht eine beitragsfinan-
zierte, kapitalgedeckte Alters-, Hinterbliebenen- 
und Erwerbsunfähigkeitsversicherung, eine Kran-
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ken- und Mutterschaftsversicherung, eine Berufs-
unfallversicherung und eine Arbeitslosenversiche-
rung vor.186 

Die Beitragssätze liegen zwischen 34 und 41 %, 
von denen 11 - 14 % vom Arbeitnehmer und 19 -
 26 % vom Arbeitgeber zu entrichten sind (Tabel-
le A5). Sie wurden anfangs nur vom sogenannten 
‚Basisarbeitseinkommen‘ entrichtet, unter dem die 
Lohn- oder Gehaltsbestandteile verstanden wer-
den, die 525 LE pro Monat nicht überschreiten. 
1995 machte es rund 45 % des gesamten versiche-
rungspflichtigen Einkommens eines Durch-
schnittsverdieners aus.  

Erst seit 1980 sieht Gesetz Nr. 47 auch Abzüge 
vom variablen Arbeitseinkommen vor, das sind 
die Teile der Löhne und Gehälter, die über 525 LE 
im Monat hinausgehen und alle Sachvergütungen, 
Boni, Gewinnbeteiligungen und Sonderzuwen-
dungen. Für das variable Arbeitseinkommen gel-
ten aber niedrigere Beitragssätze und andere Leis-
tungsbezugsregelungen. Die Versicherungspflicht 
gilt seit Jahren nur auf Einkommen bis zu 1.025 
LE pro Monat, das ist kaum mehr als das Exis-
tenzminimum.  

Alle Versicherungsbeiträge der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer sind steuerlich absetzbar. Leistun-
gen müssen nur so weit versteuert werden, als sie 
die Grenze von 4.000 LE pro Jahr übersteigen.187 

Leistungen im Alter 

Die Altersrente setzt sich aus der Altersrente vom 
variablen Arbeitseinkommen und der Altersrente 
vom Basisarbeitseinkommen zusammen und be-
trägt mindestens 50 LE. Anspruchsberechtigt sind 
Sozialversicherte ab dem 60. Lebensjahr, wenn sie 
mindestens 120 Monatsbeiträge entrichtet haben. 
Wer diese Mindestversicherungszeit bei Verren-
tung noch nicht nachweisen kann, erhält eine ein-
malige Pauschalzahlung in Höhe von 15 % des 

                                                      
186 Vgl. MSI (1978); SSA (1988), S. 76. 

187 Vgl. Brown / Formosa (1999), S. 78 ff.; IBRD (1997), 
Bd. III, S. 52; Ishak (1990). 

letzten jährlichen Arbeitseinkommens für jedes 
Beitragsjahr. 

Die Altersrente vom Basisgehalt beläuft sich auf 
1/45 des durchschnittlichen Basisarbeitseinkom-
mens während der letzten zwei Jahre der versiche-
rungspflichtigen Beschäftigung für jedes volle 
Beitragsjahr. Dabei können maximal 36 Beitrags-
jahre bei der Berechnung der Rente berücksichtigt 
werden, so daß diese im Höchstfall bei 80 % des 
letzten Basisarbeitseinkommens liegt. Jedoch wird 
bei Verrentung für jedes volle Beitragsjahr, das 
über diese Bemessungsgrenze hinausgeht, eine 
einmalige Pauschalabgeltung in Höhe von 15 % 
des durchschnittlichen Basisarbeitseinkommens 
während der Versicherungslaufzeit gewährt.  

Die Altersrente vom Basisgehalt wird bei Eintritt 
des Rentenfalls berechnet, dann aber nicht mehr 
automatisch angehoben, so daß ihr Realwert mit 
der Inflation verfallen kann. Das Gesetz schreibt 
lediglich vor, daß die Renten „bei Bedarf“ durch 
Regierungsbeschlüsse angehoben und aus dem 
Staatsbudget finanziert werden müssen. Diese 
diskretionären Anpassungen der Renten lagen im 
Durchschnitt bei 10 % pro Jahr (Tabelle A6). Oh-
ne sie würde der Realwert der Renten vom Basis-
arbeitseinkommen bei 10 %iger Inflation nach 30 
Beitrags- und 10 Rentenbezugsjahren nur noch bei 
14 % des Einkommens vor Verrentung liegen.188 

Zusätzlich wird für jedes Beitragsjahr Altersrente 
vom variablen Gehalt in Höhe von 1/45 des Ge-
genwerts des variablen Arbeitseinkommens ge-
währt, der um 2 % pro Jahr bis zur Verrentung 
aufdiskontiert wird. Wenn mindestens 240 Mo-
natsbeiträge entrichtet wurden, kann die Rente 
auch schon ab dem 55., 50. oder 45. Lebensjahr 
bezogen werden und wird in diesen Fällen um 
5 % bzw. 10 % bzw. 15 % gekürzt. Nach dem An-
tritt der Altersrente wird die Altersrente vom vari-
ablen Arbeitseinkommen nicht mehr angehoben. 

                                                      
188 Vgl. Hanafi (1995); IBRD (1997), Bd. III, S. 54; MSI 

(1984), S. 473 f., 485, Rieger (1996), S. 33. 



90 Markus Loewe 

Leistungen an Hinterbliebene eines verstorbenen 
Verdieners 

Hinterbliebenenrente erhalten Angehörige ersten 
Grades von einem verstorbenen oder vermißten 
Versicherten, der mindestens sechs Monate insge-
samt oder drei Monate hintereinander Beiträge 
eingezahlt hat oder bei Verscheiden bereits ver-
rentet war. Die Rente wird unter den Witwen 
(dem arbeitsunfähigen Witwer), etwaigen ge-
schiedenen Frauen und behinderten Söhnen, den 
Söhnen unter 25, unverheirateten Töchtern und 
den Eltern des Verstorbenen nach einem kompli-
zierten System aufgeschlüsselt, das für jeden 
Verwandten Mindestanteile vorsieht. Verheiratete 
Töchter und Söhne, die das 25. Lebensjahr bereits 
erreicht haben, erhalten einmalige Abfindungen. 

Auch die Hinterbliebenenrente wird zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls festgelegt und dann 
nur noch auf der Basis von Dekreten angehoben. 
Die gesamte Rente beläuft sich auf mindestens 
65 % des letzten Basisarbeitseinkommens des 
Verschiedenen. Sie erhöht sich mit jedem Jahres-
beitrag, den der Versicherte vor seinem Tod ein-
gezahlt hat und der über die Zahl von zwanzig hi-
nausgeht um knapp 1 %. Die Rente ist zwar nach 
oben auf 80 % des letzten Basisarbeitseinkom-
mens begrenzt, jedoch wird für jedes Beitragsjahr, 
das über die Dauer von 36 Jahren hinausgeht, eine 
einmalige Zahlung in Höhe von 15 % des durch-
schnittlichen jährlichen Basisarbeitseinkommens 
während der Lebensarbeitszeit gewährt. 

Daneben erhalten die Verbliebenen nach dem Tod 
des Versicherten eine einmalige Leistung in Höhe 
von insgesamt fünf Monatslöhnen bzw. –gehältern 
(in Höhe von fünf Monatsrenten, wenn der Versi-
cherte zum Zeitpunkt seines Versterbens bereits 
verrentet war). Diese Zahlung ist als Aufwands-
entschädigung zur Deckung der Bestattungskosten 
und anderer einmaliger Ausgaben gedacht. 

Heiratet die Tochter eines verstorbenen Sozialver-
sicherten, so erhält sie eine einmalige Zuwendung 
zur Deckung der Hochzeitskosten. Die Zuwen-

dung entspricht der Höhe von zwölf ihr zustehen-
den Anteilen, mindestens aber 600 LE.189  

Leistungen bei dauerhaft eingeschränkter Er-
werbsfähigkeit 

Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitsrente haben alle 
Sozialversicherten, die dauerhaft in ihrer Erwerbs-
fähigkeit eingeschränkt sind und mindestens sechs 
Monatsbeiträge oder aber drei Monatsbeiträge 
hintereinander in die Sozialversicherungskasse 
eingezahlt haben. Auch die Erwerbsunfähigkeits-
rente wird zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
festgelegt und dann nur noch ad hoc auf der Basis 
von Dekreten angehoben. 

Liegt der Grad der Erwerbsunfähigkeit bei 100 % 
(„vollständige Erwerbsunfähigkeit“), so beläuft 
sich die Erwerbsunfähigkeitsrente auf mindestens 
65 % des letzten Basisarbeitseinkommens des 
Verschiedenen. Sie erhöht sich mit jedem Jahres-
beitrag, den der Versicherte vor dem Zeitpunkt 
des Versicherungsfalls eingezahlt hat und der über 
die Zahl von zwanzig hinausgeht, um knapp 1 %. 
Die Rente ist zwar nach oben auf 80 % des letzten 
Basisarbeitseinkommens begrenzt, jedoch wird 
für jedes Beitragsjahr, das über die Dauer von 36 
Jahren hinausgeht, eine einmalige Zahlung in Hö-
he von 15 % des durchschnittlichen jährlichen Ba-
sisarbeitseinkommens während der Lebensar-
beitszeit gewährt. 

Liegt der Grad der Erwerbsunfähigkeit zwischen 
30 und 100 % („Berufsunfähigkeit“), so entspricht 
die Erwerbsunfähigkeitsrente dem entsprechenden 
Anteil der Rente bei 100 %iger Erwerbsunfähig-
keit. Liegt der Grad unter 30 %, so wird eine ein-
malige Entschädigung im Wert von vier vollen 
Jahres-Erwerbsunfähigkeitsrenten geleistet.190 

Wenn gleichzeitig die Bezugsbedingungen der Al-
tersrente vorliegen (also ab dem 60. Lebensjahr), 
so wird die Rente des Erwerbsunfähigen auf 

                                                      
189 Vgl. NSIO (1992); Brown / Formosa (1999), S. 78. Ge-

naueres zur Aufteilung der Rente vgl. Ishak (1990). 

190 Vgl. Brown / Formosa (1999), S. 78; MSI (1984), 
S. 476; SSA (1998), S. 77 und 112. 
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100 % seines letzten Basisarbeitseinkommens 
aufgestockt. 

Leistungen bei vorübergehend eingeschränkter 
Erwerbsfähigkeit 

Anrecht auf Krankengeld haben Sozialversicherte, 
die zum Zeitpunkt ihrer Krankmeldung mindes-
tens drei Monate in Folge oder sechs Monate ins-
gesamt versichert waren. Ist eine vorübergehende 
Arbeitsunfähigkeit durch Krankheiten oder Ver-
letzungen entstanden, die nicht berufsbedingt 
sind, so wird für die ersten drei Monate ein Kran-
kengeld in Höhe von 75 % des normalen Ar-
beitseinkommens gewährt, danach werden 85 % 
des normalen Arbeitseinkommens ausgezahlt. Je-
doch ist der Bezug des Krankengeldes auf maxi-
mal 180 Tage im Kalenderjahr begrenzt. Bei 
chronischen Leiden entspricht es ohne zeitliche 
Einschränkung dem zuletzt bezogenen Ar-
beitseinkommen. Das Krankengeld beträgt in al-
len Fällen mindestens 12 LE pro Monat. 

Mutterschaftsgeld wird je 50 Tage (bei Staatsbe-
diensteten: 60) vor und nach der Entbindung ge-
zahlt. Es liegt bei 75 % des vorherigen Ar-
beitseinkommens. Mutterschaftsgeld kann aber 
von jeder Mutter nur drei mal im Leben beantragt 
werden. Problematisch ist auch, daß nach dem 
Mutterschaftsurlaub kein Erziehungsgeld gewährt 
wird. Viele Frauen nehmen unbezahlten Erzie-
hungsurlaub, in dem sie auch keine Rentenan-
sprüche erwerben können. Auch aus diesem 
Grund fallen die Altersrenten von Frauen viel 
niedriger aus als jene von Männern.191 

Leistungen bei Berufskrankheiten und Arbeitsun-
fällen 

Alle Behandlungskosten eines Beschäftigten, die 
ihm in Folge einer berufsbedingten Erkrankung 
oder Verletzung entstehen, müssen vom Arbeitge-
ber unmittelbar übernommen werden.192 In diesem 
Fall hat der Versicherte Anspruch auf vollständige 
Lohnfortzahlung. 

                                                      
191 Vgl. Heisel (1996), S. 62; ILO (1998a), S. 16. 

192 Vgl. Abd-al-Malik (1998). 

Im Falle chronischer oder dauerhafter Arbeitsun-
fähigkeit wird ihm von der Sozialversicherung ei-
ne Rente gewährt, die bei 100 % seines gesamten 
letzten Arbeitseinkommens liegt. 

Leistungen am Ende eines Beschäftigungsverhält-
nisses 

Zusätzlich zu den Rentenleistungen sieht Gesetz 
Nr. 79 von 1975 eine end-of-service-remuneration 
vor. Diese zusätzliche Versicherungskomponente 
integrierte das zuvor bestehende Zwangssparsys-
tems in die Sozialversicherung für permanent Be-
schäftigte. Im Unterschied zu allen anderen Versi-
cherungskomponenten werden die Beiträge aus-
schließlich vom Basisarbeitseinkommen abge-
führt. 

Dem Versicherten (bzw. seinen Angehörigen) 
wird im Falle seines Todes, seiner Arbeitsunfä-
higkeit und seines Eintritts in den Altersruhestand 
eine einmalige Leistung gewährt, die für jeden 
zuvor geleisteten Jahresbeitrag dem Umfang eines 
vollen monatlichen Basisarbeitseinkommens wäh-
rend des letzten Beschäftigungsjahres entspricht. 
In den Fällen des Todes und der Arbeitsunfähig-
keit des Versicherten beläuft sie sich auf mindes-
tens zehn monatliche Basisarbeitseinkommen in 
Höhe von je maximal 250 LE. Seit 1984 kann die 
einmalige Leistung gemäß Gesetz Nr. 47 auf 
Wunsch in eine zusätzliche Rente umgewandelt 
werden.  

Für den Fall der Entlassung sieht das Gesetz keine 
derartige Pauschalleistung vor. Jedoch bringen 
viele Entlassenen ihren Fall vor eine Kommission, 
die sich aus Vertretern der Arbeitnehmer, der Ar-
beitgeber und der Regierung zusammensetzt. Häu-
fig empfiehlt diese Kommission, auch dem betrof-
fenen Entlassenen eine einmalige Abfindung zu 
gewähren, die sich in der Größenordnung von 6 -
 12 Monatseinkommen bewegt. Eine solche Emp-
fehlung ist zwar unverbindlich, in den meisten 
Fällen folgen ihr aber die Gerichte.193 

                                                      
193 Vgl. Brown / Formosa (1999), S. 79; ISSA (1986). 
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Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Die dauerhaft Beschäftigten des privaten und des 
öffentlichen Sektors, nicht aber die Staatsbediens-
teten, haben nach unverschuldeter Entlassung An-
recht auf Arbeitslosengeld. Bezugsberechtigt ist, 
wer während der letzten drei Monate vor Entlas-
sung Sozialversicherungsabgaben geleistet und 
mindestens drei weitere Monatsbeiträge während 
seiner weiter zurückliegenden Erwerbstätigkeit in 
die Sozialversicherung eingezahlt hat. Zudem 
muß sich der Arbeitslose regelmäßig bei einem 
Arbeitsamt melden, dort Bericht erstatten und an-
gemessene, offene Stellen annehmen.194 

Das Arbeitslosengeld wird nach einer Wartefrist 
von sieben Tagen ausgezahlt. Es entspricht 60 % 
des letzten Arbeitseinkommens und wird für 
höchstens 16 Wochen ausgezahlt. Diese Zeitspan-
ne verlängert sich auf 28 Wochen, wenn ein Ar-
beitnehmer während der gesamten 24 Monate vor 
seiner Entlassung Sozialversicherungsabgaben 
entrichtet hat. 

Gesundheitsversorgung 

Generell haben alle Ägypter Anspruch auf kosten-
lose medizinische Versorgung in den staatlichen 
Gesundheitseinrichtungen. Für die Mitglieder des 
General Social Insurance Scheme wurde aber eine 
separate Gesundheitsinfrastruktur aufgebaut, die 
von der HIO verwaltet wird. Die Versicherten 
können alle Gesundheitsdienstleistungen dieses 
Systems kostenlos in Anspruch nehmen, nur 
Staatsbedienstete müssen kleine Zuzahlungen leis-
ten, da ihr Beitragssatz etwas niedriger liegt. 

Die Gesundheitsdienstleistungen umfassen prä-
ventive Maßnahmen, Entbindungen, die ambulan-
te Konsultation von Zahn-, Allgemein- und Fach-
ärzten, Operationen, Röntgenaufnahmen, Labor-
tests, Rehabilitationsmaßnahmen, die stationäre 
Behandlung und Unterbringung im Krankenhaus, 

                                                      
194 Vgl. cAbîr (1998). 

die Versorgung in der Wohnung, Körperersatzstü-
cke und Arzneimittel.195 

Die Angehörigen der Versicherungsmitglieder 
sind zwar nicht mit versichert. jedoch können 
Rentner auf freiwilliger Basis für 7 LE pro Monat 
Mitglied werden, Studenten sind seit 1992 für 17 
LE monatlich pflichtversichert. Sukzessive wird 
die HIO-Mitgliedschaft derzeit auch auf 12 Mio. 
minderjährige Schüler ausgeweitet, die dafür Bei-
träge von 1,3 LE zu entrichten haben, von denen 
der Staat 1LE übernimmt. Insgesamt sind 17 Mio. 
Ägypter bei der HIO versichert (Anhang IIIb). 

b. Das Sozialversicherungssystem für 
temporär Beschäftigte 

Alle Beschäftigten, die nicht dem Versicherungs-
system für permanent Beschäftigte zugeordnet 
waren hatten vor 1980 Anspruch auf Versiche-
rungsleistungen aus dem Sadatrentensystem. Es 
gewährt bis heute all den Familien eine Sadat-
Rente, deren temporär beschäftigte Verdiener 
zwischen 1976 und 1980 das 60. Lebensjahr er-
reichten, verstarben oder erwerbsunfähig wurden. 
Die Rente liegt derzeit bei 37 LE pro Monat, das 
sind 54 % des Existenzminimums einer Einzelper-
son. 1994 bezogen noch 0,93 Mio. Ägypter eine 
Rente aus diesem Sadatrentensystem. Von ihnen 
waren 23 % Witwen, 20 % geschiedene Frauen, 
29 % Behinderte, 19 % Alte und 2 % Waisen. Die 
Sadat-Rente wird aus der Zakât öffentlicher Un-
ternehmen finanziert, das ist eine 2 %ige obligato-
rische Gewinnabgabe.196 

Seit 1980 sind alle temporär Beschäftigten gemäß 
Gesetz Nr. 112 im Comprehensive Social Security 
System versichert. Hierzu zählen unter anderem 
selbständige Kleinbauern, Landarbeiter, saisonal 
Beschäftigte, Hausangestellte, Beschäftigte ohne 

                                                      
195 Vgl. Chiffoleau (1993), S. 123; MSI (1984), S. 475; 

Normand / Weber (1994), S. 109.  

196 Vgl. Assaad / Rouchdy (1999), S. 79; ILO (1998b), S. 
30. Zur Zakat siehe Gärber (1992), S. 176. Die Sadat-
Rente wurde 1975 durch Gesetz 112 eingeführt und wird 
nur den Personen gewährt, die in den Jahren 1976 bis 
1980 in Rente gingen, vgl. Nagi (1998), S. 29. 
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festen Arbeitsplatz und Kleinbauern mit einem 
Landbesitz von weniger als 10 Feddan. Ihnen ste-
hen Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidenrenten 
zu. Alle anderen sozialen Risiken (Krankheit, 
Mutterschaft, Arbeitsunfälle, Arbeitslosigkeit...) 
sind nicht abgesichert, jedoch kann das staatliche 
Gesundheitssystem gratis genutzt werden (An-
hang IIIa).  

Die Versicherten leisten ihre Beiträge durch den 
monatlichen Kauf von Wertmarken für 1 LE, die 
sie in ihre Versicherungskarte einkleben. 90 % der 
Leistungen werden durch Quersubventionierung 
aus dem System unter Gesetz 79 finanziert. Noch 
1995 hatte die Einheitshöhe der Renten bei 17 LE 
gelegen (25 % des Existenzminimums von einer 
Person), seit Juli 1998 beträgt sie 63 LE (93 % des 
Existenzminimums von einer Person). Bedingung 
für den Bezug der Altersrente ist das Erreichen 
des 65. Lebensjahres und eine Mindestbeitragszeit 
von 120 Monaten.197 

c. Das Sozialversicherungssystem für 
Selbständige 

Ein separates Versicherungssystem wurde 1976 
durch Gesetz Nr. 108 für Teilhaber von Unter-
nehmen, Arbeitgeber und selbständig Erwerbstä-
tige in Transport, Tourismus, Handel, Handwerk, 
Landwirtschaft (mit Landbesitz über 10 Feddan) 
und den freien Berufen eingerichtet. Die Beiträge 
liegen bei 15 % eines frei wählbaren Einkommens 
zwischen 50 und 900 LE, das jährlich neu be-
stimmt werden kann. Das System sieht aus-
schließlich Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidi-
tätsrenten vor.198 Auch hier erfolgt die Anhebung 
der Renten per Dekret. 

Die Altersrente liegt bei jährlich 1/45 der durch-
schnittlichen Beitragsbemessungsgrundlage für 
jedes Beitragsjahr. Da insgesamt höchstens 36 

                                                      
197 Vgl. Azer (1995), S. 114; Hakam (1995), S. 136 f.; 

Mancy (1985), S. 182; MSI (1984), S. 479; Nour (1995); 
Ramadan (1985). 

198 Vgl. Hakam (1995), S. 130 ff.; INP (1998), S. 112; MSI 
(1984), S. 482 ff. 

Beitragsjahre (80 % der Grundlage) angerechnet 
werden, wird für jedes weitere Beitragsjahr eine 
einmalige Leistung in Höhe von 108 % der durch-
schnittlichen jährlichen Beitragsleistung gezahlt. 
Bezugsberechtigt ist, wer 65 Jahre alt ist und min-
destens 120 Monatsbeiträge eingezahlt hat. Wer 
jünger ist, aber 240 Monatsbeiträge eingezahlt hat, 
kann eine um 5 - 20 % gekürzte Frührente bezie-
hen. 

Die Vollinvaliditäts- und Hinterbliebenenrenten 
liegen bei 44 % des Durchschnittsbeitrags für je-
des Beitragsjahr und drei weitere Jahre. Sie wer-
den bezahlt, wenn der Tod oder die Vollinvalidität 
spätestens ein Jahr nach Einstellen der Erwerbstä-
tigkeit eintritt und mindestens sechs Monate ins-
gesamt oder aber drei Monate hintereinander Bei-
träge eingezahlt wurden. Ist der Versicherungsfall 
Folge eines Betriebsunfalls, so liegt die Rente in 
jedem Fall bei 80 % des letzten Einkommens.199 

d. Das Sozialversicherungssystem für 
ägyptische Gastarbeiter im Ausland 

Für Ägypter im Ausland richtete Gesetz Nr. 50 
von 1978 ein freiwilliges Sozialversicherungssys-
tem ein. Die Beiträge liegen bei 22,5 % eines frei 
wählbaren Einkommens zwischen 50 und 600 LE. 
Das System sieht ausschließlich Alters-, Hinter-
bliebenen- und Invaliditätsrenten vor.200 Auch in 
ihm erfolgen die Anhebungen der Renten per De-
kret. 

Die jährliche Altersrente liegt bei 1/45 der durch-
schnittlichen Beitragsbemessungsgrundlage für 
jedes Beitragsjahr. Da insgesamt höchstens 36 
Beitragsjahre (80 % der Grundlage) angerechnet 
werden, wird für jedes weitere Beitragsjahr eine 
einmalige Entschädigung in Höhe von 108 % der 

                                                      
199 Im Falle der endgültigen Ausreise aus Ägypten, des Ein-

tritts in einen Mönchsorden und des Arbeitsplatzwech-
sels zu einer anderen, dem System nicht unterstellten Tä-
tigkeit wird anstelle der Rente eine einmalige Pauschal-
entschädigung in Höhe von 144 % des letzten Einkom-
mens gezahlt, vgl. MSI (1984), S. 482. 

200 Vgl. Hakam (1995), S. 130 ff.; INP (1998), S. 112; MSI 
(1984), S. 482 ff. 
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durchschnittlichen jährlichen Beitragsleistung ge-
zahlt. Bezugsberechtigt ist, wer das 60. Lebens-
jahr erreicht und mindestens 180 Monatsbeiträge 
eingezahlt hat. Wer jünger ist, aber 240 Monats-
beiträge eingezahlt hat, kann eine um 5 - 20 % 
gekürzte Frührente beziehen. 

Die Vollinvaliditäts- und Hinterbliebenenrenten 
liegen bei 60 % des Durchschnittsbeitrags für je-
des Beitragsjahr und fünf weitere Jahre. Sie wird 
gewährt, wenn der Tod oder die Vollinvalidität 
spätestens ein Jahr nach Einstellen der Erwerbstä-
tigkeit eintritt und mindestens sechs Monate ins-
gesamt oder aber drei Monate hintereinander Bei-
träge eingezahlt wurden. Ist der Versicherungsfall 
Folge eines Betriebsunfalls, so liegt die Rente in 
jedem Fall bei 80 % des letzten Einkommens. 
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III Der Gesundheitssektor 

Die Gesundheitsindikatoren Ägyptens haben sich 
seit den 50er Jahren deutlich verbessert, jedoch 
konnten manche vergleichbaren Länder größere 
Fortschritte in diesem Zeitraum erzielen (Tabelle 
A19): Die Lebenserwartung stieg von 50 auf 67 
Jahre. Die Kinder- und Müttersterblichkeit ging 
zurück, ist mit 8,5 % bzw. 0,15 % aber noch höher 
als in vergleichbaren Ländern. Anämie bei 
Schwangeren ist verbreitet. Die meisten Infekti-
onskrankheiten wurden bekämpft, einige wenige 
sind noch prevalent. Hunger ist nach offiziellen 
Angaben kein Problem mehr, jedoch weisen 34 % 
der Kinder Symptome von qualitativer Unterer-
nährung auf. Worin liegt die Ursache für diese 
mäßigen Erfolge der ägyptischen Gesundheitspo-
litik? 

Das Hauptproblem des Gesundheitssektors besteht 
nicht in einem Mangel an finanziellen Ressour-
cen. Für Gesundheit werden in Ägypten 3,7 % des 
BIP ausgegeben, im Vergleich zu anderen Län-
dern mit vergleichbar hohen Einkommen ist das 
durchaus im Rahmen.  

Ägypten ist verhältnismäßig gut mit Gesundheits-
einrichtungen versorgt, deren regionale Verteilung 
auch die Armen nicht benachteiligt. 99 % der Ä-
gypter wohnen nicht weiter als zwei Kilometer 
von der nächsten Gesundheitsstation entfernt. Es 
gibt keine Unterschiede bei der Versorgung von 
Reichen und Armen: 85 % aller Kinder werden 
geimpft, ohne Unterschiede zwischen den Ein-
kommensschichten.201 

Die Probleme des Gesundheitssektors202 gehen auf 
die Verteilung der Ressourcen zurück, die zu Effi-
zienzverlusten und zu sozialen Ungerechtigkeiten 
führt: 

Zum ersten besteht der Sektor aus einer Vielzahl 
völlig unterschiedlicher Systeme, die von ver-
schiedenen Trägern verwaltet werden. Sie koope-

                                                      
201 Vgl. Datt / Jollife / Sharma (1998), S. 57; IDA (1998), S. 

3; Khallaf (1990). 

202 Vgl. IDA (1998); INP (1998), S. 64 ff. und 80 f. 

rieren nicht miteinander und sind nicht aufeinan-
der abgestimmt, so daß sich die Angebote nicht 
ergänzen sondern überlappen. Allein die Verant-
wortlichkeit für die öffentlichen und staatlichen 
Einrichtungen ist auf 29 verschiedene Behörden 
verteilt. Hinzu kommen die Dienstleistungen der 
NROs, der religiösen Organisationen, der Unter-
nehmen und des Privatsektors. 

Zum zweiten sind die verschiedenen Systeme fi-
nanziell sehr unterschiedlich ausgestattet und ste-
hen jeweils nur bestimmten Gruppen der Bevölke-
rung zur Verfügung. Die Segmentierung des Sek-
tors wirkt daher diskriminierend und macht Ägyp-
ten in Bezug auf die Gesundheitsversorgung zur 
Fünfklassengesellschaft: Die wirtschaftliche O-
berschicht kann sich die guten, aber teuren priva-
ten Angebote leisten und sichert sich durch Pri-
vatversicherungsverträge ab. Die Top-Bürokratie 
und das Militär werden in beitragsfreien, sehr gut 
ausgestatteten Spezialsystemen versorgt. Teile der 
städtischen Mittelschicht sind bei den Curative 
Care Organisations (CCO) versichert, konsultie-
ren im Notfall aber auch Privatärzte und Einrich-
tungen von NROs. Die Mehrheit der fest Ange-
stellten ist bei der Health Insurance Organisation 
(HIO) versichert und nutzt kostenlos deren Ein-
richtungen. Die Ärmsten schließlich müssen die 
schlechten staatlichen Einrichtungen aufsuchen 
und können allenfalls bei einigen NROs auf 
Preisnachlaß hoffen. 

Reiche Haushalte geben 5 - 6 mal so viel für Ge-
sundheit aus wie arme, für die die Gesundheits-
kosten eine hohe und wachsende Belastung dar-
stellen. Der Anteil der Gesundheitsausgaben am 
gesamten Konsum der Armen stieg zwischen 
1981 und 1995 von 1,8 % auf 4,7 %. Selbst die 
Gesundheitsausgaben des Staates kommen nur zu 
16 % dem ärmsten Fünftel der Bevölkerung und 
zu 24 % dem reichsten zugute.203 

Zum dritten muß ein großer Teil der Kosten privat 
bezahlt werden. Nur ein Drittel der Ägypter ist 
privat oder sozialversichert. Zudem ist der staatli-
che Beitrag zu den Gesundheitsausgaben klein, 

                                                      
203 Vgl. INP (1998), S. 78 ff. 
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das kostenlose staatliche Gesundheitssystem ist in 
schlechtem Zustand.204 Viele Patienten rekurrieren 
daher auf Privatärzte. Alles in allem werden 56 % 
der Gesundheitsausgaben privat aufgebracht. Dies 
führt zu Verteilungsungerechtigkeiten, da nur die 
Reichen die Honorare privater Anbieter bezahlen 
können und die Gesundheitsversorgung der Rei-
chen und Armen dadurch unterschiedliche Quali-
tät hat. Außerdem ist der hohe private Beitrag zur 
Finanzierung des Gesundheitssektors ineffizient, 
da eine Erkrankung zu einem deutlichen, unerwar-
teten Anstieg der Ausgaben eines Haushalts und 
zu dessen Verarmung führen kann, während eine 
Krankenversicherung und ein staatlich finanzier-
tes Gesundheitssystem die Risiken poolen. 

Zum vierten sind die Ausgaben der HIO und des 
Ministry of Health (MOH) ineffizient auf die ver-
schiedenen Kostenfaktoren verteilt. Sie sind 
‚kopflastig‘, was in fünf Phänomenen zum Aus-
druck kommt: (i) Die primäre Gesundheitsversor-
gung wurde bei der Zuteilung von Mitteln und 
Personal zugunsten der höheren Referenzebenen 
benachteiligt. So kommt es, daß auch einfache 
Krankheiten in Krankenhäusern behandelt wer-
den, während die Gebäude und Betten vieler Ge-
sundheitsstationen nicht genutzt werden. (ii) Ein 
hoher Teil der Ausgaben entsteht durch Arznei-
mittel, während natürliche Heilverfahren vernach-
lässigt werden. (iii) Der Apparatemedizin wird 
Vorrang vor der Gesundheitsaufklärung, der Vor-
sorge und der Rehabilitation von Behinderten ge-
geben. (iv) Die Zahl der Ärzte ist ausreichend 
groß, jedoch mangelt es an Pflege- und Heilkräf-
ten. (v) Das Personal wird schlecht entlohnt und 
an den Kosten für seine Ausbildung wird gespart. 

Im Folgenden werden die wichtigsten Subsysteme 
des Gesundheitssektors einzeln beschrieben. Nur 
26 % aller Patienten nutzen im Krankheitsfall das 
staatliche Grundversorgungssystem, 7 % eine Ein-
richtung der HIO oder der CCO. 18 % suchen eine 
Klinik der zahlreichen im Gesundheitssektor täti-

                                                      
204 Vgl. Ashoff (1994), S. 27. 

gen NROs auf und 66 % konsultieren einen Arzt 
privat.205 

a. Das staatliche Gesundheitssystem 

Das Ministry of Health (MOH) unterhält 70 % al-
ler Gesundheitseinrichtungen. Dieses staatliche 
Gesundheitssystem kann von allen Ägyptern kos-
tenlos genutzt werden. Es gehörte zu den sozialis-
tischen Zielen Nassers, allen Bürgern eine zufrie-
denstellende Basisgesundheitsversorgung zu ga-
rantieren und öffentliche Gesundheits- und Auf-
klärungskampagnen durchzuführen. 

Mit der ersten Finanzkrise 1967 stagnierten je-
doch bereits die Investitionen in das System, heute 
lebt es von der Substanz. Der Anteil der öffentli-
chen Gesundheitsausgaben am BIP sank von 5 % 
(1965) auf 1 % (1990) und stieg erst danach wie-
der auf 1,6 % an.206 Damit liegen die Ausgaben 
pro Jahr und Einwohner bei nur 12,5 LE. Sie ge-
hen zu 58 % in die sekundären und tertiären Ge-
sundheitseinrichtungen, zu 21 % in die primäre 
Versorgung und nur zu 3 % in Familienplanung, 
Gesundheitsaufklärung und Krankheitsprävention. 

Die Infrastruktur ist auch auf dem Lande dicht. 
Zwei von drei Dörfern verfügen über eine eigene 
Gesundheitsstation. Alljährlich werden neue Ein-
richtungen gebaut – zum Teil mit ausländischer 
Hilfe. Jedoch fehlt es dann bei der Ausstattung an 
den erforderlichen Finanzmitteln. Viele Gesund-
heitsstationen stehen daher leer und werden nicht 
genutzt, weil in ihnen selbst einfachste Geräte und 
Medikamente fehlen und die hygienischen Ver-
hältnisse schlecht sind.207 

                                                      
205 Vgl. Azer / Afifi (1992), S. 74; Chiffoleau (1993), S. 

124 f.; El-Adawi (1993), S. 149. 

206 Vgl. Diaey (1995), S. 88; INP (1998), S. 75 ff.; Ismael / 
Ismael (1995), S. 54. Die WHO empfiehlt einen Anteil 
von 7 %. Die Gesundheitsausgaben des MOH entfallen 
zu 42 % auf Investitionen, 43 % Löhne und Gehälter und 
15 % andere laufende Ausgaben, vgl. INP (1998), Tab. 
4.2. 

207 Vgl. IBRD (1991), S. 71 ff.; Richmond / Norris (1988), 
S. 81 ff. 
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Es gibt ausreichend viele Ärzte, jedoch sind diese 
schlecht ausgebildet. Die besten Mediziner wer-
den Privatärzte, weniger gute werden vom HIO-
System angeworben, manche werden auch Fach-
ärzte im Gesundheitssystem des MOH. Die 
schlechtesten Absolventen der einzelnen Jahrgän-
ge werden auf die am wenigsten attraktiven Pos-
ten geschickt: in die Gesundheitsstationen auf 
dem Land. Häufig kommen sie dort ohne irgend-
eine Berufserfahrung an und sind auf sich allein 
gestellt, weil sie keine Kollegen um Rat fragen 
können. Sie werden unzureichend eingeführt und 
überwacht. 

Zudem werden die Ärzte schlecht entlohnt und 
sind daher demotiviert bei der Arbeit. Die Gehäl-
ter sind so niedrig, daß der Staat ihnen erlauben 
muß, nachmittags in den öffentlichen Einrichtun-
gen Privatpatienten zu behandeln. Häufig werden 
auch unter der Hand „Sondergebühren“ für die 
Behandlung verlangt. Selbst Arme gaben in den 
staatlichen Kliniken durchschnittlich 121 LE pro 
Jahr aus. Die hohen Kosten sind Hauptursache der 
Unzufriedenheit vieler Patienten mit dem Sys-
tem.208 

Schlecht ist auch die Ausstattung der sekundären 
Gesundheitseinrichtungen. Die gut 300 Kliniken 
konzentrieren sich noch dazu in den Städten. In 
ihnen mangelt es an Fachärzten, die zusätzlich da-
durch überlastet sind, daß sie von den Patienten 
auch ohne Überweisung des praktischen Arztes 
konsultiert werden können. Es kommt zu langen 
Wartezeiten, da viele Ägypter diese Möglichkeit 
überstrapazieren und sich schon bei leichten Er-
krankungen direkt an Fachärzte wenden. 

Nur die tertiäre Gesundheitsversorgung ist etwas 
besser ausgestattet: Das MOH bevorzugt prestige-
kräftige Investitionen in High-Tech-Kliniken zu 
Lasten der Gesundheitsgrundversorgung.209 Trotz-
dem sind die Geräte häufig defekt und die Räum-
lichkeiten so dreckig, daß die Infektionsgefahr 
hoch ist. Einige Ärzte geben prophylaktisch hoch-

                                                      
208 Vgl. INP (1998), S. 79; Rieger (1996), S. 46 f.; Stephen 

(1992), S. 78. 

209 Vgl. El-Bahr (1993); Khallaf (1990), S. 78. 

prozentige Antibiotika. Oftmals behandeln mehre-
re Ärzte den selben Patienten, stellen wider-
sprüchliche Diagnosen und verschreiben ohne 
Absprache verschiedene Arzneien. Vor allem aber 
mangelt es an Pflege- und Heilkräften. 

Unzureichend ist auch die Versorgung der Behin-
derten. Das MISA gibt derzeit nur 16 Mio. LE für 
Rehabilitation aus (1991: 8 Mio. LE) und versorgt 
2000 Behinderte in seinen Einrichtungen – höchs-
tens 1 % aller Behinderten – mit Leistungen im 
Wert von durchschnittlich 2500 US $ pro Jahr. 
Darüber hinaus finanziert es einige NROs im Be-
reich der Behindertenarbeit.210 

b. Das Gesundheitssystem der Health 
Insurance Organisation 

Die HIO betreibt ein eigenes Gesundheitssystem, 
das nur von den Versicherten genutzt werden 
kann. Hierzu zählt nur ein Drittel der Bevölke-
rung: 5 Mio. dauerhaft Beschäftigte, die beitrags-
zahlende Mitglieder der Sozialversicherung sind 
(ihre Angehörigen sind nicht mit versichert), 
0,6 Mio. Rentner, die sich freiwillig für monatlich 
7 LE versichern können und 14,7 Mio. Schulkin-
der. Der Versicherungsschutz soll sukzessive auch 
auf Kinder unter 6 Jahren und auf Studenten aus-
geweitet werden.211 

Die HIO untersteht formal dem MOH, ist de facto 
aber autonom. Sie gibt sechs mal so viel pro Pati-
ent aus wie das staatliche System und finanziert 
sich zu 85 % aus Beiträgen und kleinen Eigenbe-
teiligungen der Patienten. 15 % der Ausgaben 
muß mittlerweile der Staat zuschießen. Das Defi-
zit stieg in den letzten Jahren auf 220 Mio. LE. 
Hierfür gibt es mehrere Gründe: 

— Die Kosten der beitragsfreien Mitgliedschaft 
der Kinder und Schüler wurden unterschätzt.  

                                                      
210 Vgl. IDA (1999), Annex 4 und 11. 

211 Vgl. Chiffoleau (1993), S. 123; IDA (1998); INP (1998), 
S. 74 ff.; Normand / Weber (1994), S. 110; Roemer 
(1991), S. 378. 
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— Die Verwaltungskosten belaufen sich mitt-
lerweile auf 25 % aller Ausgaben.  

— Es häufen sich Fälle des Mißbrauchs und der 
Veruntreuung von Mitteln.  

— Viele Arbeitgeber entrichten die Beiträge für 
ihre Beschäftigten nicht oder deklarieren ein 
zu niedriges versicherungspflichtiges Ein-
kommen.  

— Die Hälfte der Ausgaben entstehen durch 
Medikamente. Viele Versicherte haben he-
rausgefunden, daß sie Anspruch auf vier Me-
dikamentenrezepte pro Arztbesuch haben und 
klagen diese bei Gelegenheit auch ein. Rezep-
te für nicht benötigte Medikamente werden 
dann häufig gegen Kosmetika in den Apothe-
ken ‚eingetauscht‘.212  

Fast alle Dienstleistungen (Haus- und Facharztbe-
suche, Krankenhausaufenthalte und notwendige 
Medikamente) sind kostenlos. Sie werden haupt-
sächlich durch 54 Polykliniken und 23 Kranken-
häuser erbracht, die sich in Kairo und Alexandria 
konzentrieren. Versicherte außer Reichweite einer 
HIO-Klinik werden von pauschal bezahlten Ver-
tragsärzten behandelt. Jedoch gibt es in vielen 
ländlichen Gegenden weder eine Klinik noch Ver-
tragsärzte, so daß hier der Versicherungsschutz 
nicht viel wert ist. Zwar werden die Ärzte von der 
HIO wesentlich besser bezahlt als vom MOH und 
sind auch besser qualifiziert. Jedoch mangelt es an 
geschulten Fachärzten. 

c. Das Gesundheitssystem der Curative 
Care Organisations 

Die Curative Care Organisations von Kairo und 
Alexandria (CCO) betreiben eine zweite halbau-
tonome Gesundheitsinfrastruktur mit zusammen 
16 Krankenhäusern und 18 Kliniken. Die CCO 
sind freiwillige, wenn auch öffentliche Kranken-
versicherungen, die dem MOH nur formal unter-
stehen. 

                                                      
212 Vgl. IDA (1998); INP (1998), S. 77 ff.; Richmond / Nor-

ris (1988), S. 79; Roemer (1991), S. 380 f.; Toumoum 
(1993). 

Als die privaten Krankenhäuser in den 60er Jah-
ren verstaatlicht werden sollten und sich die Ärz-
tevereinigung gegen die sozialistische Gesund-
heitspolitik zur Wehr setzte, einigte man sich auf 
einen Kompromiß: Die nationalisierten Einrich-
tungen blieben unabhängig unter dem Dach der 
CCO. Im Gegenzug mußten sich die CCO dazu 
verpflichten, 20 % ihrer Betten bedürftigen Pati-
enten kostenlos zur Verfügung zu stellen.213 

Mittlerweile versichern sich 5 % der Bevölkerung 
bei den CCO. Dabei handelt es sich vor allem um 
die gehobenen Mittelschichten: leitende Ange-
stellte, kleine Unternehmer und die freien Berufe, 
die die Gebühren privater Anbieter nicht bezahlen 
können und mit der Qualität der staatlichen Ein-
richtungen unzufrieden ist. Die Einrichtungen der 
CCO sind besser als jene der HIO oder des MOH. 
Allerdings verlangen sie auch mäßige Eigenbetei-
ligungen von den Patienten, deren Höhe vom 
MOH überwacht wird.  

d. Die Gesundheitssysteme für die Top-
Bürokratie 

Die Ministerien für Soziales, Inneres und Trans-
port und vor allem das Verteidigungsministerium 
haben spezielle Gesundheitssysteme mit ausge-
zeichneter Qualität geschaffen, die kostenlos und 
ausschließlich ihren Angestellten und dem Militär 
zur Verfügung stehen.214 

e. Gesundheitsdienstleistungen von zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen 

Gut 600 NROs sind im Bereich der Gesundheits-
versorgung aktiv, viele davon sind islamisch oder 
christlich geprägt.215 Ihr Netz von Kliniken und 
Krankenhäusern erbrachte 1993 Leistungen im 

                                                      
213 Vgl. Chiffoleau (1990), S. 87; Rafeh (1997), S. 6. 

214 Vgl. CERMOC (1992), S. 118; Rafeh (1997), S. 4; 
Roemer (1991), S. 379. 

215 Vgl. Chiffoleau (1993), S. 126; IDA (1999), Annex 11; 
MFA (1995), S. 8; Rafeh (1997), S. 4; Roemer (1991), 
S. 379. 
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Wert von 90 Mio. LE. Das waren zwar nur 1 -
 2 % aller Gesundheitsausgaben, der NRO-Sektor 
führte aber 3 - 5 % aller Behandlungen durch. 
Andere NROs widmen sich der Betreuung von 
Müttern und Kindern und der Familienplanung. 
228 NROs haben sich auf Dienstleistungen (ins-
besondere Rehabilitation) für Blinde, Krebskranke 
und behinderte Kinder spezialisiert.  

Zwar arbeiten die Einrichtungen der NROs und 
der Zakât-Komitees effizienter als das Gesund-
heitssystem des MOH, die Geräte- und Personal-
ausstattung ist besser, die Räumlichkeiten sind 
sauberer und die Ärzte sind motivierter und besser 
ausgebildet. Jedoch bestehen innerhalb des NRO-
Sektors erhebliche Qualitätsunterschiede. Vor al-
lem die Kliniken der kleinen NROs haben einen 
schlechten Ruf und überleben oft nur wenige Jah-
re. 

1,5 Mio. Ägypter nutzen jährlich die Gesundheits-
einrichtungen des NRO-Sektors. Dabei handelt es 
sich vor allem um die Angehörigen der städti-
schen Mittelschicht. Dies liegt daran, daß auch die 
NROs und die Moschee-Kliniken Eigenbeteili-
gungen von den Patienten verlangen, die zwar un-
ter denen des Privatsektors liegen, für Arme aber 
ebenfalls zu teuer sind. Diese Gebühren decken 
84 % der Kosten, 8 % werden durch Spenden, 7 % 
durch Staatszuschüsse finanziert. Nur wenige Kli-
niken nehmen arme Patienten kostenlos auf: Zu-
meist haben sie ein Kontingent von 8 % der Pati-
enten, die gratis behandelt werden, oder aber die 
Klinik behandelt an bestimmten Wochentagen 
kostenlos. 

Daher stellen die Angebote der NROs eher eine 
Konkurrenz für den privaten als für den staatli-
chen Subsektor dar: Die Ärmsten nutzen trotz sei-
nes schlechten Zustands das staatliche System – 
vor allem auf dem Land, wo es kaum NRO-
Kliniken gibt. Hingegen betrachtet der gebildete 
Mittelstand die NRO-Kliniken als gute und preis-
günstige Alternative zu den privaten Kliniken, die 
häufig nur deswegen teurer sind, weil sie viel teu-

rere Investitionen getätigt haben und nicht steuer-
lich begünstigt werden wie NROs.216 

f. Der private Gesundheitssektor 

Ausgaben für Gesundheit machen mittlerweile 
3,8 % aller privaten Konsumausgaben aus. Davon 
entfallen 21 % auf Versicherungsbeiträge, 44 % 
auf Medikamente, 6 % auf stationäre Behandlun-
gen und 29 % auf Arztbesuche.217 

Zwar sind nur 10 % der Ärzte und 25 - 50 % der 
Zahnärzte ausschließlich in privaten Praxen tätig, 
jedoch bieten 80 % der staatlichen Ärzte nach En-
de der offiziellen Arbeitszeit um 14 Uhr Behand-
lung gegen Privatrechnung an. Die Gebühren der 
Privatärzte sind sehr hoch und die Kosten eines 
Aufenthaltes in einer Privatklinik kann sich nur 
die städtische Oberschicht leisten: Eine Nacht im 
Krankenhaus kostet 550 LE, das ist das Zehnfache 
eines Bettes in einem staatlichen Krankenhaus, 
eine Entbindung kostet über 5000 LE. 1990 ver-
diente ein Arzt beim MOH 80 - 100 LE pro Mo-
nat, ein privater kann bis zu 5000 LE einneh-
men.218 

Die Gründung kommerzieller privater Kranken-
häuser war zu Beginn der 80er Jahre zugelassen 
worden, weil der Staatssektor nicht mehr in der 
Lage war, die zunehmend teure Apparatemedizin 
zu finanzieren. Die Zahl der Auslandsbehandlun-
gen sollte zurückgehen, auch fachärztliche Be-
handlungen sollten im Inland angeboten werden. 
Schon 1988 bestanden 280 private Krankenhäu-
ser, 478 Polykliniken, 12.210 Kliniken und 363 
Laboratorien. Die Hoffnungen haben sich aber 
nicht erfüllt, die kommerziellen Krankenhäuser 
haben nicht zur Vertiefung des Angebots geführt, 
sondern zur Doppelung in den Städten und zu 
neuer Konkurrenz für den Staatssektor: 60 % der 
privaten Einrichtungen befinden sich in Kairo und 

                                                      
216 Vgl. LaTowsky (1997b). 

217 Berechnungen auf Basis von INP (1998), S. 78; Rafeh 
(1997), S. 4. 

218 Vgl. Chiffoleau (1990), S. 94 f.; Richmond / Norris 
(1988), S. 79; Roemer (1991), S. 380 f. 
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Alexandria. Ein beträchtlicher Teil der Einrich-
tungen schreibt bis heute Verluste. 

g. Die traditionelle Medizin 

Ein großer Teil der ländlichen Unterschicht ver-
traut noch immer auf die Volksmedizin.219 Zwar 
werden nur noch selten Blutegel gesetzt, Wunden 
abgebunden, Heilkräuter geschluckt oder Heilver-
suche durch Beschwörungen, Gesang und Tanz 
unternommen. Doch die Dorfbarbiere und die 
20'000 registrierten traditionellen Heiler ziehen 
noch häufig Zähne, beschneiden Jungen, geben 
Spritzen, versorgen Abszesse und führen kleinere 
Operationen durch.  

Noch wichtiger sind die dâyât, traditionelle Ge-
burtshelferinnen, zumeist ältere Frauen, die selber 
zahlreiche Geburten hinter sich haben. Noch im-
mer werden 80 % der Kinder im Haus und nicht 
im Krankenhaus geboren. Bei diesen Hausgebur-
ten hilft meistens eine dâya. Die dâyât sind be-
liebt, weil sie angeblich freundlicher und herzli-
cher sind als die staatlichen Hebammen, weil sie 
die Frauen auch bei Unfruchtbarkeit und persönli-
chen Problemen beraten, weil sie den Schwange-
ren vierzig Tage lang im Haushalt helfen und weil 
sie für die Beschneidung der Mädchen zuständig 
sind. 

                                                      
219 Vgl. Richmond / Norris (1988), S. 79; Roemer (1991), S. 

380 f.; Stephen (1992), S. 81. 
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Abbildung A1: Verteilung der Krankenhausbetten auf die Gesundheitssysteme 1989 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: IBRD (1991), Tab. F8. 

Abbildung A2: Beiträge zur Finanzierung der Ausgaben im Gesundheitssektor 1997 auf den Staat, die Haushalte, die Un-
ternehmen und die NROs 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: INP (1998), S. 73 ff. 
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Abbildung A3: Verteilung der Ausgaben auf die Gesundheitssysteme 1997 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: INP (1998), S. 73 ff. 

Abbildung A4: Verteilung der Patienten auf die Gesundheitssysteme 1989 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Azer / Afifi (1992), S. 74 
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Abbildung A5: Verteilung der Ausgaben der Gesundheitssysteme auf Konsum- und Investitionsausgaben 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: INP (1998), Fig. 4.2 

Abbildung A6: Verteilung armer und reicher Patienten auf die Gesundheitssysteme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: INP (1998), Tab. 4.3 
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